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6097. Finanziernag der Riistangsansgaben
Financement des dépenses pour l'armement

Botschaft und Beschlussentwurf vom 30. November 1951
(BB1 III, 917)

Message et projet d'arrêté du 30 novembre 1951 (FF III, 929}

Antrag der Kommission
Eintreten.

Antrag der Fraktion der Arbeit
Nichteintreten.

Ordnungsantrag Crittin
Der Unterzeichnete stellt den Ordnungsantrag,

die Eintretensdebatte zur Finanzierung der Rü-
stungsausgaben zu vertagen, bis das Volk Stellung
bezogen hat zu den Volksbegehren über die Waren-
umsatzsteuer und zur Rüstungsfinanzierung und
zum Schütze der sozialen Errungenschaften.

Proposition de la commission
Entrer en matière.

Proposition du groupe du Parti du travail
Ne pas entrer en matière.

Motion d'ordre Crittin
Le soussigné demande par voie de motion d'ordre

que la discussion de l'entrée en matière sur le projet
de financement des dépenses pour l'armement soit
renvoyée jusqu'au moment où le peuple se sera pro-
noncé sur les initiatives populaires concernant les
impôts sur le chiffre d'affaires et le financement des
armements et la sauvegarde des conquêtes sociales.

Berichterstattung — Rapports généraux

Gysler, Berichterstatter: Es ist Ihnen bekannt,
dass die Frage der Rüstungsfinanzierung in den

Nationalrat - Conseil national 1953

letzten Monaten in politischer Beziehung eine Be-
deutung erlangt hat, die noch über die rein fiska-
lische und wirtschaftliche hinausgeht. Teile des
Volkes und der Presse haben mit Bezug auf die Ver-
abschiedung der letzten Vorlage vom 16. Februar
1951 durch die Bundesversammlung geradezu von
einem Versagen des Parlamentes gesprochen. Die
Stellungnahmen der verschiedenen Wirtschaftsgrup-
pen und Parteien gingen so stark auseinander, dass
die Gewinnung von Lösungen des Ausgleichs auf
längere Zeit hinaus unmöglich schien. Das führte
in der Frühjahrssession der Bundesversammlung
tatsächlich zur Situation, dass die Rüstungsvorlage
im engern Sinne mit einem Gesamtaufwand von
1464 Millionen Franken vom Nationalrat und
Ständerat gutgeheissen, die Vorlage über die Be-
schaffung der neuen Mehreinnahmen dagegen ab-
gelehnt und an den Bundesrat zurückverwiesen
wurde. Die Rückweisung wurde dabei ohne eine
Weisung darüber beschlossen, welche Steuerarten
schliesslich zur Deckung herangezogen werden sollr
ten. Wir mussten uns deswegen vorhalten lassen,
dass sich die Räte über ihre eigenen Beschlüsse,
zum Beispiel über den Bundesbeschluss über die
Durchführung der Finanzordnung vom Dezember
1938, hinwegsetzten, nach denen neue Ausgaben nur
beschlossen werden dürften, soweit durch Einfüh-
rung neuer oder Erhöhung bestehender Einnahmen
für die notwendige Deckung gesorgt sei. Jedenfalls
hält der Bundesrat in den letzten Monaten darauf,
festzustellen, dass die optimistischen Prognosen, die
Deckung der zusätzlichen Rüstungsaufwendungen
würde schon aus den laufenden Zoll- und Steuerein-
nahmen möglich werden, sich trotz guter Erträge
nicht verwirklicht hätten. Deshalb unterbreitete er
am 30. November 1951 eine neue Vorlage über die
Finanzierung der Rüstungsausgaben. Die vorbera-
tende nationalrätliche Kommission hat vom 16. bis
18. Januar in Gstaad diese neue Botschaft und den
Entwurf zu einem neuen Bundesbeschluss durch-
beraten. Ich habe die Ehre, Ihnen das Ergebnis
dieser Verhandlungen bekanntzugeben.

Die neue Vorlage geht nach den Ausführungen
des Departementschefs aus einer umfassenden Über-
prüfung der vorhandenen finanzpolitischen Mög-
lichkeiten hervor. Es seien die verschiedensten
Varianten studiert worden. Diese Feststellung ist
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vielleicht deshalb besonders am Platze, weil sich die
neue Vorlage von der alten nicht allzusehr unter-
scheidet. Das würde bedeuten, dass für die Auf-
bringung der Mittel zur Tilgung der zusätzlichen
Wehraufwendungen nur eine sehr beschränkte Aus-
wahl von Massnahmen offenstehe. Die Darlegungen
der Botschaft scheinen diese.Konstatierung zu be-
stätigen; denn die vorgesehenen Varianten (allge-
meine Erhöhung der Warenumsatzsteuer oder der
Einfuhrzölle oder der Benzinzölle) würden zweifellos
neue politische Widerstände wecken und die Finan-
zierung noch weniger sicherstellen.

Bei der Würdigung der Vorschläge ist dem Um-
stände Rechnung zu tragen, dass das Volk im
laufenden Jahre zu zwei Initiativen fiskalpolitischen
Charakters: 1. der Initiative der Partei der Arbeit
auf Abschaffung der Warenumsatzsteuer und 2. der
Initiative der SPS zur Rüstungsfina'nzierung und
zum Schütze der sozialen Errungenschaften, Stel-
lung zu nehmen haben wird; das hat auch die
nationalrätliche Kommission beschäftigt. Ferner
wird auf Grund der heutigen Situation "der Hinweis
nicht leicht genommen werden dürfen, dass es sich
beim bundesrätlichen Programm um ein Minimum
handle. Es würde keine Deckung möglich sein, wenn
die Mehreinnahmen nicht 109 bis 110 Millionen
Franken jährlich erbringen würden. Endlich ist auch
der Verlust eines Jahres, und zwar eines Jahres
hochgespannter Konjunktur, als Teil der Deckungs-
periode in Rechnung zu stellen.

Die Verfassungsvorlage des Bundesrates lässt
sich in drei Kapitel gliedern:

Der erste Teil sieht wiederum — wie schon die
erste Vorlage - einen Rüstungszuschlag von 10 bis
30% auf den für die Jahre 1952/54 geschuldeten
Wehrsteuern vor. Die Kantone sollen am Ertrag
dieses Rüstungszuschlages nicht beteiligt sein.

Der zweite Teit ist einer Erhöhung der Waren-
umsatzsteuer auf bestimmten Produkten, insbe-
sondere feinen Esswaren (Feingebäck, Artikel der
Comestiblesbranche) und auf den Getränken ge-
widmet.

Der dritte Teil sieht wiederum den zeitweisen
Ausschluss der Kantone am Ertrag der Militär-
pflichtersatzsteuer vor.

Im übrigen ist noch ausdrücklich hervorzu-
heben, dass diese Rüstungsfinanzierungsvorlage auf
die drei Jahre 1952, 1953 und 1954 befristet bleiben
soll. Sie soll also wirklich ein Provisorium sein und
kein Präjudiz für die endgültige Bundesfinanz-
reform abgeben. In den Beratungen der national-
rätlichen Konimission wurde ohne Widerspruch aus
der Kommission festgestellt, dass man vom Bundes-
rat bereits auf das Ende dieses Jahres die neuen
Vorschläge zur endgültigen Bundesfinanzreform er-
warte, damit nachher im Jahre 1953 genügend Zeit
zur sorgfältigen Beratung des neuen Verfassungs-
artikels und im Jahre 1954 der daran anschliessen-
den Ausführungsgesetze übrigbleibt.

Die Kommission ist zum Ergebnis gelangt, dem
Nationalrat die Annahme der neuen Vorlage über
die Rüstungsfinanzierung zu beantragen, immerhin
unter der Bedingung, dass vorgängig einige Ände-
rungen getroffen würden. Sie ist mit den in Aussicht
genommenen Rüstungszuschlägen zur Wehrsteuer
mit einem mutmasslichen Ertrag von 63 Millionen
Franken jährlich einverstanden; wie Sie sich er-

innern, hat unser Rat im Jahre 1951 einem solchen
Vorschlag bereits beigepflichtet.

Mit Bezug auf die partielle Erhöhung der Waren-
umsatzsteuer gelangte dagegen die Kommission
nach ausgiebigen Besprechungen dazu, Ihnen die
Streichung des Artikels 3 zu beantragen.

Es sind vor allem Gründe der Billigkeit gegen-
über bestimmten Erwerbsgruppen und das Be-
streben, einen neuen formalistischen Apparat zu ver-
meiden, welche zu diesem Beschluss führten. Der
Bundesrat wollte mit dieser Erhöhung der Waren-
umsatzsteuer total 13 Millionen einbringen. Die
Kommission beantragte dem Bundesrat, den Aus-
gleich, wiederum für die Dauer von drei Jahren, in
der Erhöhung einzelner Einfuhrzölle zu suchen.

In bezug auf die Getränkesteuer wurde in Gstaad
die vorgesehene Mehrbelastung des Biers korrigiert,
in dem Sinne, dass gestützt auf die bestehende starke
Vorbelastung der Ansatz von 4% auf 3% reduziert
wurde. Der Vertreter des Bundesrates beharrte
allerdings auf den bundesrätlichen Vorschlägen, für
die Detaillieferungen die Warenumsatzsteuer auf
dem Bier um 4% und für die Engroslieferungen
um 6% zu erhöhen. Bundesrat Weber stellte an der
Sitzung Verhandlungen mit den Brauereien in Aus-
sicht. Die Kommission beschloss dann, am gefassten
Beschlüsse festzuhalten, aber vor der endgültigen
Verabschiedung der Vorlage noch einmal zusammen-
zukommen. Diese Sitzung fand heute nachmittag
statt. Es ist uns heute erklärt worden, dass die Ver-
handlungen zu einer Verständigung führten, und
zwar in dem Sinne, dass die Brauereien unter
dem Drucke, entweder die Biersteuer zu erhöhen
oder dem bundesrätlichen Vorschlage zuzustimmen,
den Beschluss fassten, die Erhöhung der Waren-
umsatzsteuer beim Bier mit 6% zu akzeptieren. Den
übrigen Ansätzen unter Artikel 4 wurde zugestimmt.
Die Getränkesteuer soll damit den Gesamtbetrag
von 27 Millionen Franken abwerfen.

Die Begründung für die beschlossenen Ände-
rungen gedenke ich Ihnen im Rahmen der Detail-
beratung aufzuzeigen.

An der provisorischen neuen Ordnung des Militär-
pflichtersatzes wurde nicht gerührt. Die Kantone
würden mit ändern Worten für die kommenden drei
Finanzjahre auf ihre Anteile an der Militärpflicht-
ersatzsteuer im Umfange von total 7 Millionen
Franken verzichten müssen.

Die Kommission tritt mit 16 Stimmen von
27 Stimmen bei 11 Enthaltungen für die Annahme
der in dieser Weise korrigierten Deckungsvorlage
ein. Die Notwendigkeit einer nicht länger verzö-
gerten Deckung scheint mir aus verschiedenen
zwingenden Gründen hervorzugehen. Niemand hat
ein Interesse an einer neuen Defizitwirtschaft des
Bundes. Wenn sich das Parlament nicht einigen
könnte oder schliesslich das Volk die Vorlage ver-
werfen sollte, so sind damit die Aufwendungen noch
nicht gedeckt. Die Einnahmen müssen beschafft
Werden. Was heute nicht geschieht, muss morgen
mit Zins und Zinseszinsen vielleicht improvisiert
nachgeholt werden. Der gesunde Haushalt des
Staates bildet eine Grundvoraussetzung des Ver-
trauens in den Staat. Dieses Vertrauen macht sich
aber gerade gegenwärtig in der Form des Vertrauens
in den Schweizer Franken viel besser bezahlt, als
der überwiegende Teil der Bevölkerung sich eine
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Vorstellung davon macht. Nur ein Staat ohne
drückende Überschuldung ist in seinen politischen
und wirtschaftlichen Entschlüssen frei und hand-
lungsfähig. Der Chef des Finanz- und Zolldeparte-
mentes machte uns darauf aufmerksam, dass die
bereits bestehende ' Bundesschuld in den letzten
Monaten bereits wieder im Wachsen begriffen sei
und neuerdings die Summe von 8000 Millionen
Franken erreiche. Grund genug, dafür zu sorgen,
dass wenigstens dieser^Betrag nicht mehr weiter
überschritten werde.

Nach Berechnungen der Eidgenössischen Finanz -
und der Steuerverwaltung würde die gesamte
Steuerlast der schweizerischen Bevölkerung, direkte-
und indirekte Steuern von Bund, Kantonen und
Gemeinden zusammengenommen, nach der An-
nahme der Finanzierungsvorlage etwa 14% des
Volkseinkommens von rund 20 Milliarden Franken
betragen. Demgegenüber werde in Grossbritannien
allein für den Aufrüstungsbedarf eine Quote von
15% des Volkseinkommens aufgewendet. Wir
wissen, dass in anderen Staaten die Verhältnisse
nicht viel besser liegen. So nehmen sich die aufzu-
bringenden 1400 Millionen bei der heutigen- Un-
sicherheit der aussenpolitischen Verhältnisse als be-
scheidene Versicherungsprämie zur Erhaltung un-
serer politischen Unabhängigkeit aus.

Sowohl in den Auseinandersetzungen um die vor-
läufige Bundesfinanzreform als in denjenigen um
die erste Vorlage über die Rüstungsfinanzierung
spielte der Streit um die Steuerformen, bzw. um die
gerechte Verteilung der Finanzierungslast auf die
verschiedenen Bevölkerungsgruppen, eine wichtige
Rolle. Hinterher wird sich niemand des Eindrucks
erwehren können, dass bei den Verbänden und Par-
teien ein gegenseitiges Misstrauen in die finanz-
politischen Pläne der ändern am Werke war. Bei
dieser Sachlage erscheint eine Erhebung der Eid-
genössischen Steuerverwaltung verdienstlich, die
mit einem gross angelegten Vergleich der Steuer-
erträge von Bund, Kantonen und Gemeinden vom
Jahre 1900 bis 1950 das vielleicht für alle Seiten
überraschende Ergebnis zeitigte, dass das Verhältnis
zwischen den indirekten und den direkten Steuern
heute nur. unwesentlich anders liegt, als es sich
schon im Jahre 1900 präsentierte. Allerdings zeigen
einige Zwischenjahre eine andere Partizipation; es
darf aber als charakteristisch gelten, dass sich der
Anteil der direkten Steuern nach diesen Berech-
nungen im Jahre 1950 auf 59% beziffert, während
der im Jahre 1900, zur Zeit der praktisch ausschliess-
lich kantonalen Besteuerung, sich auf 56,1% belief.
Die Verbrauchs- und Aufwandsteuern zeigen auch
ihrerseits nicht weit voneinander liegende Quoten.
Für das Jahr 1950 wird eine Partizipation für Bund,
Kantone und Gemeinden von 35,3% errechnet, wo-
gegen sie im Jahre 1900 33,9% betragen hätte.
Diese relative Konstanz dürfte auf mehr als 'blossem
Zufall beruhen. Sie gibt uns die nötigen Massstäbe,
damit wir vielleicht auch die Frage der gerechten
Verteilung der Kosten für die Aufrüstung mit grös-
serer Ruhe und Umsicht entscheiden können.

Immerhin sei deutlich vermerkt, dass sich
innerhalb der direkten Steuern starke Verschie-
bungen im Sinne einer kräftigen Mehrbelastung der
höheren Einkommen und namentlich auch des Ver-
mögensertrages vollzogen. Aus den erwähnten

Zahlen geht ja nur der durchschnittliche Beitrag an
das gesamte Steueraufkommen hervor. Anderseits
braucht es nur eine fühlbare Schrumpfung der Im-
porte, eine Möglichkeit, mit der der Bundeshaushalt
immer rechnen muss, um die Zolleinnahmen kräftig
zurückgehen zu lassen und damit die Quote der
indirekten Steuern wesentlich zu verringern.

Bekanntlich bemühen sich die volkswirtschaft-
liche Theorie und in einem bescheidenen Umfange
ebenfalls die finanzpolitische Praxis darum, den
Konjunkturverlauf durch die Fiskalpolitik im Sinne
der Stabilisierung zu regulieren. Um die Voll-
beschäftigung aufrechtzuerhalten und den Rück-
fall in schwere Depressionen zu vermeiden, soll der
Staat in schlechten Jahren bewusst Ausgaben-
überschüsse in Kauf nehmen, um die Wirtschaft
durch Aufträge anzukurbeln, und dafür in der Hoch-
konjunktur die Steuerschraube anspannen, um den
Konjunkturauftrieb und die Preissteigerungen zu
bremsen. Es ist wohl zuzugeben, dass die beste
Politik, Krisen zu vermeiden, darin bestehen wird,
auch Übersteigerungen der Konjunktur zurückzu-
binden. Es könnte also der Gedanke nahe liegen,
dass der Bund, zumal in der gegenwärtigen Zeit,
da die Preissteigerungen auf dem Weltmarkt auch
eine neue Steigerung der Lebenskosten und noch
weit darüber hinausgehende Verteuerungen be-
stimmter Produkte und Leistungen bescheren, den
Kaufkraftüberhang durch besonders massive Steu-
ern abzuschöpfen. Anderseits dürfte aber für un-
sere bundesstaatliche Demokratie bereits feststehen,
dass die Theorie des konjunkturgerechten Budget-
ausgleichs vielleicht eine interessante Abstraktion
darstellt, aber bei uns nur die Gefahr der Wecküng
neuer Begehrlichkeiten schaffen würde. Wenn der
Bund sich darauf verlegen wollte, in der gegen-
wärtigen Zeit massive Einnahmenüberschüsse her-
auszuwirtschaften, um die Konjunktur auf diese
Weise zu lenken, so würde mit Sicherheit damit zu
rechnen sein, dass diese Mittel nicht zur Milderung
einer späteren Depression verwendet, sondern heute
schon auch wieder verteilt würden. Wir werden
darum, ich sage leider, mit dieser Lehre bei der uns
jetzt beschäftigenden Aufgabe nicht mehr viel an-
fangen können. Wohl aber ist auch aus diesem
Zusammenhang wieder die Konsequenz zu ziehen,
dass wir uns in Zeiten der Hochkonjunktur wie der
gegenwärtigen zum mindesten keine Defizitwirt-
schaft leisten und damit den Konjunkturauftrieb
noch weiter verstärken dürfen.

Ich komme noch auf "die politischen Aspekte des
Problems zu sprechen.

In dieser Beziehung dürfen wir nicht darüber
hinwegsehen, dass auch unsere Demokratie ver-
kappte Feinde hat. Es gibt Leute, die ihr Vergnügen
daran haben würden, wenn wir uns unfähig zeigen
sollten, uns über die Tragung der Kosten zur Er- .
höhung der Sicherheit des Landes zu verständigen.
Es steht ausser Zweifel, dass eine solche Unfähigkeit
im Volke eine tiefe Entmutigung hinterlassen müss-
te, in einer Zeit, da wir nie wissen, wann es wieder
den äussersten Einsatz zur Behauptung unserer
Unabhängigkeit ins Auge zu fassen gilt. Wir müssen
den Sinn für die Proportionen bewahren. An un-
serem seinerzeitigen Beschlüsse, die Rüstungs-
vorlage zu trennen, war wohl das eine richtig, dass
wir in der verstärkten Wiederaufrüstung keinen Ver-
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zug eintreten lassen wollten. Heute geht es darum,
den Willen zu beweisen, dass jeder im Lande nach
seinem Vermögen und Einkommen zur materiellen
Untermauerung dieser Anstrengung bereit ist. Die
Vorlage des Bundesrates ist ferne davon, eine
steuerpolitisch ideale zu sein. Man hat ihr auch schon
nachgesagt, dass sie jede Grosszügigkeit und jeden
Schwung vermissen lasse. Sie bildet aber doch
einen tragbaren Kompromissvorschlag, indem sie
die präjudizierende Wirkung der in Aussicht ge-
nommenen Steuerformen auf ein Minimum zu redu-
zieren sucht und damit über die Gegensätze in den
steüerpolitischen Auffassungen leichter hinwegzu-
helfen vermag.

Bei Würdigung aller Umstände glaubt Ihnen die
Kommission Eintreten auf die Vorlage empfehlen
zu sollen. Ich glaube, meinen Auftrag als Kommis-
sionspräsident nicht zu überschreiten, wenn ich auch
noch darauf hinweise, dass die Enthaltungen nicht
als grundsätzliche Ablehnung der bundesrätlichen
Vorlage verstanden sein wollen.

M. Pini, rapporteur: Après le vote mémorable et
très discuté de la session de printemps 1951 qui a
renvoyé le premier projet du 16 février 1951 au
Conseil fédéral, le grave problème du financement
des dépenses pour l'armement vient d'être posé, une
fois encore, devant le parlement.

Votre commission a délibéré sur le nouveau pro-
jet du Conseil fédéral du 30 novembre 1951 dans sa
session de Gstaad, après que M. le conseiller fédéral
Weber eut présenté avec beaucoup de fermeté et de
clarté les propositions du Conseil fédéral, du point
de vue de la situation financière de la Confédération,
de la situation économique du pays et enfin des
aspects politiques du problème.

Vous connaissez, Messieurs, le nouveau message
et le projet constitutionnel. Il est divisé en trois
parties : la première prévoit, comme le premier pro-
jet, une surtaxe pour l'armement de 10 à 30% sur
les impôts pour la défense nationale dus pour les
années 1952 à 1954, les cantons ne participant pas
au rendement de cette surtaxe. Portée financière:
63 millions de francs. La deuxième partie est con-
sacrée au relèvement de l'impôt sur le chiffre d'af-
faires perçu sur certains produits, notamment sur
les boissons et les produits de boulangerie fine et
autres comestibles. Portée financière: 40 millions.
La troisième partie prévoit la suppression tempo-
raire de la participation des cantons au produit de
la taxe sur l'exemption du service militaire. Portée
financière: 7 millions.

Nous sommes en face, donc, d'un plan financier
qui prévoit des recettes de l'ordre de 109 à 110 mil-
lions de francs par an, destinées à couvrir partielle-
ment les dépenses du programme d'armement ap-
prouvé par le parlement se montant à 1464 millions.
Nous voici en face des mêmes chiffres qu'on a lon-
guement discutés au printemps dernier. A vrai dire,
seul le chapitre du chiffre d'affaires sur les boissons
et sur certains produits nous propose des formules
nouvelles et différentes de celles qui étaient illus-
trées dans le projet du 16 février 1951. Pour le reste,
le Conseil fédéral propose tout simplement ce que le
parlement avait approuvé l'an dernier. .

Fallait-il attendre si longtemps pour étudier cette
nouvelle formule ? C'est la question que d'aucuns,

parmi les membres de la commission, s'étaient posée
dans la crainte d'aller à Gstaad uniquement pour

•suivre un cours de répétition sur les discussions qui
ont eu lieu à St-Moritz et devant le parlement au
printemps dernier. En fait, la situation ne peut pas
être jugée d'une façon aussi simpliste, c'est-à-dire
sous le seul angle de la prétendue perte de temps.

Notre vieille et chère démocratie suisse a, entre
autres originalités et exigences, celle d'appeler le
peuple à choisir ses impôts. L'étranger s'étonne et
fait de gros yeux en face de cette merveille de tac-
tique. Nous, au contraire, nous considérons cette
originalité comme une des forces politiques qui pro-
tègent nos institutions et comme l'un des signes de
notre confiance dans la maturité politique et le bon
sens de notre peuple.

Cela présente toutefois des difficultés qu'il faut
savoir surmonter avec courage, avec souplesse et
avec le sens de la synthèse politique.

Un problème financier comme celui qui se pose
à nous est plus ou moins difficile selon le climat poli-
tique dans lequel il est posé. S'il était difficile,
l'année passée, de parler à la galerie électorale sans
entraîner la somme des oppositions qui a barré la
route au premier projet, notre devoir est maintenant
de créer, dans un climat de compréhension et de
compromis, une base sur laquelle puisse s'affirmer
la majorité du peuple et des cantons.

La commission de Gstaad a, dans sa grande ma-
jorité, nettement saisi le problème en ce sens, si bien
que M. Gysler a pu à juste titre, terminer son excel-
lent rapport sur cette réflexion que je partage en-
tièrement: «Je ne crois pas outrepasser mon man-
dat de président de la commission en ajoutant
que les abstentions de certains membres de la com-
mission ne doivent pas être interprétées comme
une opposition de principe au projet du Conseil
fédéral. »

Le vote unanime sur l'entrée en matière a, avant
tout, démontré que tous les partis, avec le sens'des
responsabilités, répondent à l'appel du Conseil fédé-
ral estimant qu'on ne peut appliquer le programme
d'armement sans couverture financière. Les réac-
tions, parfois violentes, de l'opinion publique en
face du vote de renvoi de l'année dernière ont dé-
montré très clairement que le peuple suisse est prêt
à supporter les sacrifices nécessaires pour la défense
nationale. Personne n'a oublié, en effet, que les deux
problèmes du programme d'armement et de sa cou-
verture financière restent étroitement liés. Il serait
malsain de penser que pour couvrir les frais du pro-
gramme d'armement, il suffirait de lancer de nou-
veaux emprunts, comme il serait illusoire de croire
que pour trouver les 110 millions qu'on tente de se
procurer par le moyen des impôts supplémentaires,
il suffirait de les chercher dans les plis du bilan.

Le conseiller fédéral Weber est venu dissiper, en
commission, cette vague d'optimisme en nous rappe-
lant que les dettes de la Confédération se sont ac-
crues, à fin décembre 1951, jusqu'à concurrence de
8 milliards et qu'il faut compter pour 1951 avec un
déficit du compte de la fortune malgré l'avance de
250 millions prévue dans le bilan de 1950.

Il est possible que les recettes provenant des im-
pôts, influencées par la conjoncture, s'écartent no-
tablement des prévisions du budget. Mais les marges
ainsi obtenues n'apporteront qu'une certaine élasti-
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cité soit dans le calcul des recettes de notre plan,
soit dans le financement des exigences accrues de la
défense nationale.

La politique financière de la Confédération est,
depuis longtemps, restée fidèle au principe de la cou-
verture si solennellement proclamé dans les divers
plans financiers à partir de 1938: pas de dépenses
nouvelles sans couverture financière correspondante»
Ce principe, valable pour les dépenses ordinaires,
s'impose d'autant plus pour une dépense extraordi-
naire de l'importance de celle que prévoit le pro-
gramme militaire qui s'élève à 1,5 milliard.

On ne peut, d'autre part, accepter la thèse défen-
due par ceux qui voudraient renvoyer le tout dans
le cadre de la réforme définitive des finances fédé-
rales. A ce propos, je dois souligner que plus d'une
voix s'est élevée au sein de la commission pour rap-
peler la nécessité dans laquelle se trouve le Conseil
fédéral d'entreprendre des études sur le projet qui
doit entrer en vigueur après la fin du régime transi-
toire, c'est-à-dire après 1954. Personne n'a pu con-
tester la nécessité d'un tel rappel, puisqu'il est évi-
dent qu'afin de permettre au parlement et au peuple
de se pronocer à temps, les propositions du Conseil
fédéral devront franchir le seuil parlementaire au
commencement de 1953 déjà. Entre temps, on ne
peut laisser passer ces années de bonne conjoncture
sans penser à trouver une couverture, au moins par-
tielle, aux dépenses extraordinaires de la défense
nationale.

Le projet du Conseil fédéral répond certainement
à ces préoccupations. Il répond également à l'autre
principe général, plusieurs fois proclamé déjà aux
Chambres, selon lequel le projet constitutionnel doit
s'inspirer du partage équitable des charges fiscales
entre impôts directs et impôts indirects. On sait très
bien qu'il serait exclu de vouloir faire adopter par la
majorité du peuple et des cantons un projet qui ne
tiendrait pas compte de ce principe.

Le Conseil fédéral s'en est préoccupé en propo-
sant, outre le prélèvement de surtaxes sur les revenus
et l'impôt complémentaire sur la fortune, des im-
pôts indirects sous forme de surtaxes sur le chiffre
d'affaires sur certains produits. D'après les données
statistiques relevées dans le mémoire du Vorort, il
apparaît que, de 1940 à 1950, on a prélevé, en Suisse,
pour 3 471 000 000 de francs d'impôts directs, tandis
que les impôts indirects (Icha et luxe) ont atteint le
chiffre de 3 074 000 000 de francs. Le rapport entre
ces deux chiffres est donc de 1: 1. En 1948, ce rap-
port, si l'on tient compte des impôts de la Con-
' fédération, des cantons et des communes est cepen-
dant monté à 161, respectivement 100 et en 1949 à
156, respectivement 100.

Dans notre programme, le rapport est de 175 à
100, ce qui déplace la balance fortement du côté des
impôts directs. Un fait nouveau a influencé notre
discussion et nos décisions de Gstaad. C'est la présen-
tation de l'initiative du Parti socialiste suisse con-
cernant le financement des armements et la sauve-
garde des conquêtes sociales.

Cette initiative s'est ajoutée à l'initiative du
Parti du travail concernant l'abolition de l'impôt sur
le chiffre d'affaires.

Sur l'une et sur l'autre initiative, le parlement et
le peuple seront appelés à se prononcer dans le cadre
d'une espèce de «Fahrplan» que M. Häberlin nous a

proposé de bien étudier pour cette année 1952 la-
quelle s'annonce plutôt chargée en consultations
populaires sur les grands problèmes de politique
fédérale.

Il me serait facile de démontrer que la commis-
sion a fait un effort pour trouver un compromis sur
la base des propositions du Conseil fédéral en face
duquel les initiants du Parti socialiste pourraient
être tentés de presser avec le doigt sur cette magni-
fique perle rouge du texte de leur initiative qui
exprime en bonne et due forme la «clause de re-
trait ».

Mais, en fait, nous n'en sommes pas encore là.
La commission a repoussé, par 18 voix contre 7,

une proposition tendant à introduire, à l'article 3 du
projet, le principe du «sacrifice de paix» proposé par
l'initiative socialiste, à raison de 1,5% à 4,5% de la
fortune nette des personnes physiques et de 1,5%
des personnes morales. On nous a expliqué que le
«sacrifice de paix» proposé aurait frappé 85 000 à
100 000 personnes et donné un produit net de
450 millions, compte tenu de la part des cantons et
du non-prélèvement des impôts complémentaires
pour la défense nationale durant les trois prochaines
années (110 millions).

La commission, à une grande majorité, s'est ral-
liée sur ce point aux critiques de principe et aux
objections politiques déjà annoncées par le message
du Conseil fédéral du 16 février 1951. «Des mesures
de ce genre», disait déjà le Conseil fédéral, «doivent
être réservées pour couvrir les besoins extraordi-
naires en des temps critiques.» En réalité, le temps
des «cures de cheval» n'est heureusement pas encore
là. «Hannibal n'est pas aux portes...!» Et même si
l'on pense à la nécessité de frapper les possédants en
temps de conjoncture favorable, il est évident que,
aussi bien du point de vue technique que du point
de vue de la justice fiscale, le système prévu dans le
projet du Conseil fédéral (surtaxes sur le revenu et
impôts complémentaires sur la fortune suivant les
variations de cette dernière) apparaît beaucoup plus
acceptable.

A vrai dire des voix se sont exprimées et des pro-
positions ont été présentées pour demander soit
l'exonération de l'impôt complémentaire de la for-
tune, soit l'atténuation de la progression des sur-
taxes sur le revenu, avec l'adoption d'un système
proportionnel de taxation de 20%, au lieu du sys-
tème progressif prévoyant une taxation jusqu'à
30%-

Je reviendrai sur ces propositions lors de la dis-
cussion sur les articles.

A la majorité, c'est-à-dire par 16 voix contre 0 et
11 abstentions, la commission a adopté les propo-
sititons du Conseil fédéral. Il faut voir, dans le vote
de la commission, deux aspects politiques que je
crois de mon devoir de souligner ici.

Malgré des objections très vives exprimées contre
la progression jusqu'à 30% et l'impôt complémen-
taire de la fortune, la majorité de la commission a
pensé que, pour trouver un compromis d'entente qui
aurait permis un jour le retrait de l'initiative socia-
liste, il fallait suivre le Conseil fédéral.

D'autre part, on pensait que pour arriver à une
entente, il ne fallait pas corriger ce que, sur ce point,
le parlement avait déjà adopté le printemps passé.
Cela ne nous dispense pas d'examiner, chiffres à
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l'appui, si la solution adoptée est supportable et si
le projet constitutionnel, pris dans son ensemble,
respecte encore les principes fondamentaux de notre
politique fiscale que j'ai eu l'honneur de rappeler.

Personne ne peut contester que la charge fiscale
est particulièrement lourde en Suisse, surtout si l'on
tient compte non seulement des impôts directs de la
Confédération mais aussi des impôts des cantons et
des communes.

Il est cependant nécessaire de rappeler que sur
un revenu national de 20,5 milliards, la charge fis-
cale totale s'élève, en 1951, à 14,2%. Il est vrai que
l'index des impôts a passé de 100 en 1938 à" 227 en
1951. Toutefois si l'on compare cette charge fiscale
moyenne avec celle dès-pays étrangers, on trouvera
— bien que les circonstances historiques soient bien
différentes — des moyennes bien supérieures.

Les statistiques données par l'administration des
contributions fédérales nous permettent de com-
parer la charge totale de la fortune et du revenu du
travail (impôts cantonal, communal, impôt de dé-
fense nationale et supplément 1952, d'après le projet
du Conseil fédéral).

Une fortune de 50 000 francs placée à 3% paye,
d'après la moyenne de tous les cantons, 310 francs 20
c'est-à-dire 20,68%; une fortune de 100 000. francs
paye en moyenne 25,18%; une de 500000 francs,
42J29%; une d'un million, 55,22%; une fortune de
5 millions, enfin, 71,93%. Ces moyennes varient d'un
minimum de 4,32% à 61,99% pour les cantons ayant
une charge fiscale faible et de 39,97% à 94,44% pour
les cantons ayant une lourde charge fiscale.

Si à ces chiffres on oppose ceux de la charge du
revenu du travail, on constate que de 5000 francs à
200000 francs, la moyenne varie de 3,71% à
28,51%, les taux les plus élevés variant de 5,9% à
34,60% et les plus bas de 1,70% à 18,11%.

On doit donc reconnaître que le revenu de la
fortune est sensiblement plus chargé que le produit
du travail. Si on ne veut pas décourager et détruire
le sens de l'épargne, il faut donc trouver une limite
prudente dans la progression des surtaxes à l'impôt
de défense nationale. Il est incontestable que la pro-
gression de 30% admise par le projet du Conseil
fédéral représente un maximum qui a d'ailleurs déjà
suscité des critiques et des alarmes. Il est possible
que dans quelques cantons cette progression soit
encore plus forte mais ce ne sont que de rares excep-
tions.

L'administration fédérale des contributions nous
cite l'exemple de Baie-Ville où la progression est
encore plus sensible (2,2% à 19,5% et à 1,97%).

Il est cependant incontestable qu'on ne pourrait
pas dépasser une telle limite sans compromettre la
position politique du projet dans une votation popu-
laire.

La préoccupation d'apporter au plan financier
les 63 millions prévus a poussé la majorité de la
commission à refuser tout autre amendement.

Avant la clôture de la session, la commission a
toutefois examiné une proposition de M. Perret, ten-
dant à exonérer les premiers dix francs d'impôt,
exonération dont auraient bénéficié quelque 700 000
contribuables ayant un revenu jusqu'à 10 000 francs.

En définitive, la commission s'est arrêtée à une
proposition transactionnelle sur la base de 5 francs.

Cette mesure libère 700 000 à 800 000 contribuables
et se traduit par une diminution de 600 000 francs
sur les 63 millions prévus par le projet du Conseil
fédéral. Il est incontestable que cette mesure, justi-
fiée par le désir d'éviter des frais de prélèvement et
des complications administratives disproportionnées
à la somme prélevée, pose une question assez déli-
cate, c'est-à-dire l'abandon du principe selon lequel
l'impôt pour la défense nationale doit atteindre l'en-
semble des contribuables. Mais en face de la portée
pratique de cet amendement, une telle objection de
principe ne devrait pas se poser. Il ne faut pas
oublier que, tout compte fait, cet amendement peut
consolider la position politique du projet dans une
votation populaire. Il serait imprudent de s'arrêter
à de telles questions en oubliant que la solution pro-
posée, si elle est critiquable, représente cependant un
compromis acceptable dans le climat politique actuel
et en fonction de la Referendumspolitik. Les chiffres
actuels sont impressionnants mais représentent un
minimum dans le cadre du financement du pro-
gramme d'armement.

«Messieurs, saluez ces chiffres ! » disait un ministre
des finances souvent cité par mon collègue Bretscher,
«vous ne les reverrez plus!» Ce qu'on ne paie pas
aujourd'hui peut être payé le double demain. Voilà
le danger que je me permets de rappeler au nom de
la commission pour défendre le compromis qui nous
est proposé par le Conseil fédéral.

Enfin, aucun changement n'a été apporté au
régime de la taxe d'exemption du service militaire.
Comme mesure provisoire valable pour les trois ans,
les cantons renoncent à leur part de cette taxe, ce
qui représente un montant total de 7 millions. C'est
là un sacrifice considérable pour les cantons. Cette
mesure ne pourra entrer en vigueur d'une façon dé-
dinitive que si elle est intégrée dans le système du
régime de compensation en faveur des cantons
financièrement faibles.

En vue de maintenir un certain équilibre, entre
impôts directs et impôts indirects, le projet du Con-
seil fédéral prévoit l'imposition des boissons pour un
total de 27 millions, ce qui modifie sensiblement le
rendement prévu par le premier projet (40 millions).
Pour compenser cette réduction, le projet du Conseil
fédéral prévoit la perception de 13 millions sur la
boulangerie fine. Cette mesure a été biffée par la
commission qui, elle, propose de rétablir l'équilibre
par l'augmentation de certains droits de douane sur
les comestibles de luxe.

Un chapitre très délicat est celui de l'impôt sur
les boissons. Pour ne pas me répéter, je me réserve
de justifier plus amplement le point de vue de la
majorité de la commission lors de la discussion des
articles.

Tenant compte des objections soulevées au cours
du premier débat, le Conseil fédéral propose le pré-
lèvement de l'impôt sur les boissons sous forme
d'augmentation du chiffre d'affaires. La nouvelle for-
mule concernant l'impôt sur les vins n'a malheu-
reusement pas désarmé l'opposition romande qui se
manifeste et qui tend à protéger les intérêts du pro-
ducteur. Vous entendrez à cette tribune notre col-
lègue, M. Chaudet, qui a voulu garder toute sa liberté
à l'égard de la majorité de la commission pour dé-
fendre la proposition de la minorité, laquelle de-
mande «que les surtaxes prévues sous lettre a et b du
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second alinéa de l'article 4, ne soient pas prélevées
sur les vins du pays et les autres produits du sol».

D'autres représentants de l'agriculture défen-
dront ici le même point de vue. Nous sommes donc
en face d'un problème névralgique dans cette deu-
xième partie du projet qui nous est présenté.

Le Conseil fédéral a cru adoucir la portée finan-
cière de l'impôt en réduisant le taux de la surtaxe et
la commission s'est préoccupée du renforcement du
système de défense contre le report de la taxe à la
charge du producteur.

La commission a dû reconnaître qu'en réalité le
Conseil fédéral avait étudié à fond toutes les propo-
sitions résultant des mémoires qui lui avaient été
adressés par les associations économiques. Malheu-
reusement, il est facile dans ce domaine de faire le
Cassandre et le démolisseur mais il est plus difficile
de suggérer d'autres formules acceptables. Il semble
bien que le remède radical qui permettrait de sur-
monter l'opposition romande soit l'exonération des
vins indigènes de la charge fiscale prévue, ce qui
entraînerait une perte .de 7 millions. Un tel
remède apparaît comme inacceptable parce qu'il se
heurterait à certains engagements que la Suisse a dû
prendre dans des traités internationaux et qu'il
nous mettrait aussi dans l'obligation de renoncer à
l'imposition des vins étrangers.

Nous aurons l'occasion de discuter les autres for-
mules proposées lors de la discussion des articles.
Je dois cependant signaler ici l'impossibilité d'accep-
ter le remède qui tend à une légère augmentation
générale du chiffre d'affaires et les difficultés qui
surgiraient également avec l'extension du chiffre
d'affaires au café, au thé, etc. Je reste persuadé qu'il
faut nous efforcer d'arriver à une entente avec les
défenseurs des vignerons producteurs.

A part la disposition légale interdisant le report
de l'impôt sur le producteur, la commission avait la
possibilité d'arriver à une entente en accompagnant
la mesure fiscale prévue d'autres mesures législa-
tives et politiques tendant à garantir aux produc-
teurs un prix indicatif.

Nous sommes en face de problèmes que d'aucuns
considèrent comme aussi difficiles que la quarature
du cercle. Cependant, sur le terrain des principes, je
dois dire qu'une intervention de l'Etat serait excep-
tionnellement possible comme mesure tendant à pro-
téger une branche économique et des régions mena-
cées dans leur existence.

Il est incontestable que la nouvelle formule du
Conseil fédéral offre une plus grande garantie aux
producteurs. On nous demande une garantie absolue
permettant d'exclure le report de la taxe sur le pro-
ducteur. Mais le législateur n'a pas à sa disposition
un grand choix de moyens. L'homme politique peut
dire qu'après l'entrée en vigueur de la loi sur l'agri-
culture qui garantit la prise en charge et qui prévoit
d'autres mesures en faveur de l'arboriculture et de
la viticulture, après l'intervention financière de
l'Etat et du fonds viticole, le producteur peut effi-
cacement invoquer une protection. En aucun cas il
ne serait abandonné à son sort.

Peut-on, dans ces conditions, entrevoir le dés-
armement de l'opposition? Le débat qui s'ouvre
aujourd'hui le démontrera. En définitive, après le
parlement, c'est le peuple qui aura le dernier mot.

On peut demander au législateur et à l'homme poli-
tique plus de souplesse et plus de fantaisie. Partout
où cela a été possible, la commission s'est laissé
guider par un sentiment d'équité et de mesure.

En ce qui concerne l'impôt sur la bière, la com-
mission a pris acte du résultat des négociations re-
prises après la session de Gstaad entre le Conseil
fédéral et les intéressés. Elle a adhéré cet après-midi
à la proposition du Conseil fédéral et est ainsi revenue
sur la décision qu'elle avait prise à Gstaad. Elle
ne pense malheureusement pas pouvoir proposer un
impôt sur les boissons sans impôt sur les vins. Les
27 millions prévus apparaissent comme un minimum
sans lequel l'équilibre du projet entre impôts directs
et impôts indirects serait compromis et ce dernier
rendu inacceptable.

Il ne nous reste donc qu'à approuver les proposi-
tions du Conseil fédéral avec le courage de ceux qui
savent servir la noble cause de la défense nationale.
Nul ne peut oublier qu'un échec de notre effort
d'entente dans un esprit de concessions réciproques
pourrait déclencher dans le pays une course à la
démagogie dans une atmosphère de découragement,
de confusion et de défaitisme qui empêcherait pour
longtemps une politique constructive dans le do-
maine fiscal.

Il nous faut donc parler franc. Le peuple nous
demande d'avoir le sens des responsabilités. Il a
salué le programme d'armement comme une pré-
cieuse contribution à la sauvegarde de notre indé-
pendance. Il a été douloureusement surpris de nous
voir hésiter en face du programme financier. Au-
jourd'hui, il attend de nous un compromis. Le projet
qu'on nous présente n'est pas parfait. Cepen-
dant, il représente un dénominateur commun mini-
mum. Donnons donc l'exemple de l'union; le peuple
nous comprendra et nous suivra.

C'est dans ce sens que je vous propose l'entrée en
matière.

Hier wird die Beratung abgebrochen
Ici, le débat est interrompu

#ST# Vorinittagssitzung vom 29. Januar 1952
Séance du 29 janvier 1952, matin
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Fortsetzung — Suite
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Allgemeine Beratung — Discussion générale

M. Crittin: Je désire avant tout souligner que ma
motion n'a absolument rien de commun avec la
proposition du Parti du travail qui signifie en clair
le rejet d'emblée et brutal de tout moyen de payer
les dépenses pour l'armement, tandis que je de-
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second alinéa de l'article 4, ne soient pas prélevées
sur les vins du pays et les autres produits du sol».

D'autres représentants de l'agriculture défen-
dront ici le même point de vue. Nous sommes donc
en face d'un problème névralgique dans cette deu-
xième partie du projet qui nous est présenté.

Le Conseil fédéral a cru adoucir la portée finan-
cière de l'impôt en réduisant le taux de la surtaxe et
la commission s'est préoccupée du renforcement du
système de défense contre le report de la taxe à la
charge du producteur.

La commission a dû reconnaître qu'en réalité le
Conseil fédéral avait étudié à fond toutes les propo-
sitions résultant des mémoires qui lui avaient été
adressés par les associations économiques. Malheu-
reusement, il est facile dans ce domaine de faire le
Cassandre et le démolisseur mais il est plus difficile
de suggérer d'autres formules acceptables. Il semble
bien que le remède radical qui permettrait de sur-
monter l'opposition romande soit l'exonération des
vins indigènes de la charge fiscale prévue, ce qui
entraînerait une perte .de 7 millions. Un tel
remède apparaît comme inacceptable parce qu'il se
heurterait à certains engagements que la Suisse a dû
prendre dans des traités internationaux et qu'il
nous mettrait aussi dans l'obligation de renoncer à
l'imposition des vins étrangers.

Nous aurons l'occasion de discuter les autres for-
mules proposées lors de la discussion des articles.
Je dois cependant signaler ici l'impossibilité d'accep-
ter le remède qui tend à une légère augmentation
générale du chiffre d'affaires et les difficultés qui
surgiraient également avec l'extension du chiffre
d'affaires au café, au thé, etc. Je reste persuadé qu'il
faut nous efforcer d'arriver à une entente avec les
défenseurs des vignerons producteurs.

A part la disposition légale interdisant le report
de l'impôt sur le producteur, la commission avait la
possibilité d'arriver à une entente en accompagnant
la mesure fiscale prévue d'autres mesures législa-
tives et politiques tendant à garantir aux produc-
teurs un prix indicatif.

Nous sommes en face de problèmes que d'aucuns
considèrent comme aussi difficiles que la quarature
du cercle. Cependant, sur le terrain des principes, je
dois dire qu'une intervention de l'Etat serait excep-
tionnellement possible comme mesure tendant à pro-
téger une branche économique et des régions mena-
cées dans leur existence.

Il est incontestable que la nouvelle formule du
Conseil fédéral offre une plus grande garantie aux
producteurs. On nous demande une garantie absolue
permettant d'exclure le report de la taxe sur le pro-
ducteur. Mais le législateur n'a pas à sa disposition
un grand choix de moyens. L'homme politique peut
dire qu'après l'entrée en vigueur de la loi sur l'agri-
culture qui garantit la prise en charge et qui prévoit
d'autres mesures en faveur de l'arboriculture et de
la viticulture, après l'intervention financière de
l'Etat et du fonds viticole, le producteur peut effi-
cacement invoquer une protection. En aucun cas il
ne serait abandonné à son sort.

Peut-on, dans ces conditions, entrevoir le dés-
armement de l'opposition? Le débat qui s'ouvre
aujourd'hui le démontrera. En définitive, après le
parlement, c'est le peuple qui aura le dernier mot.

On peut demander au législateur et à l'homme poli-
tique plus de souplesse et plus de fantaisie. Partout
où cela a été possible, la commission s'est laissé
guider par un sentiment d'équité et de mesure.

En ce qui concerne l'impôt sur la bière, la com-
mission a pris acte du résultat des négociations re-
prises après la session de Gstaad entre le Conseil
fédéral et les intéressés. Elle a adhéré cet après-midi
à la proposition du Conseil fédéral et est ainsi revenue
sur la décision qu'elle avait prise à Gstaad. Elle
ne pense malheureusement pas pouvoir proposer un
impôt sur les boissons sans impôt sur les vins. Les
27 millions prévus apparaissent comme un minimum
sans lequel l'équilibre du projet entre impôts directs
et impôts indirects serait compromis et ce dernier
rendu inacceptable.

Il ne nous reste donc qu'à approuver les proposi-
tions du Conseil fédéral avec le courage de ceux qui
savent servir la noble cause de la défense nationale.
Nul ne peut oublier qu'un échec de notre effort
d'entente dans un esprit de concessions réciproques
pourrait déclencher dans le pays une course à la
démagogie dans une atmosphère de découragement,
de confusion et de défaitisme qui empêcherait pour
longtemps une politique constructive dans le do-
maine fiscal.

Il nous faut donc parler franc. Le peuple nous
demande d'avoir le sens des responsabilités. Il a
salué le programme d'armement comme une pré-
cieuse contribution à la sauvegarde de notre indé-
pendance. Il a été douloureusement surpris de nous
voir hésiter en face du programme financier. Au-
jourd'hui, il attend de nous un compromis. Le projet
qu'on nous présente n'est pas parfait. Cepen-
dant, il représente un dénominateur commun mini-
mum. Donnons donc l'exemple de l'union; le peuple
nous comprendra et nous suivra.

C'est dans ce sens que je vous propose l'entrée en
matière.

Hier wird die Beratung abgebrochen
Ici, le débat est interrompu
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Allgemeine Beratung — Discussion générale

M. Crittin: Je désire avant tout souligner que ma
motion n'a absolument rien de commun avec la
proposition du Parti du travail qui signifie en clair
le rejet d'emblée et brutal de tout moyen de payer
les dépenses pour l'armement, tandis que je de-
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mande simplement d'en différer la discussion
jusqu'au moment où sera connu le sort des deux
initiatives populaires que vous connaissez.

Voici les principaux motifs à l'appui de ma
proposition de renvoi. Ces deux initiatives sont en
relation directe et étroite avec le projet de finance-
ment. Qu'en serait-il si elles étaient adoptées l'une
et l'autre ou l'une d'entre elles seulement et que
nous votions le projet du Conseil fédéral avec ou
sans modification ? Celle du Parti du travail tend à
priver le financement de toute la part correspon-
dante à l'augmentation de l'impôt sur le chiffre
d'affaires, c'est-à-dire environ 40 millions. L'accep-
tation de cette initiative aurait-donc pour effet de
remettre sur le métier en partie du moins le travail
que nous aurons fait. L'adoption de l'initiative du
Parti socialiste, elle, démolirait comme un château
de cartes le projet que nous aurions voté. Elle aurait
rendu absolument vaine, inutile, toute la tâche à
laquelle on nous demande de nous livrer durant la
majeure partie de cette session extraordinaire
aménagée uniquement pour elle. Bien audacieux
serait celui qui, dans cette salle, oserait déclarer que
les deux initiatives populaires seront repoussées ou
que du moins l'une d'entre elles subira ce sort. Il ne
faut pas oublier qu'il s'agit d'une votation popu-
laire dont le résultat est souvent incertain quand
encore il ne réserve pas de très grandes surprises.
A tout considérer, je tiens l'initiative du Parti du
travail - oh! non pas que je veuille lui faire un
compliment - pour particulièrement dangereuse. Et
pourquoi ? Parce que cette initiative touche toutes
les catégories de contribuables dont un grand
nombre sont de petites gens ou, si vous voulez, de
petites bourses. Ensuite, le danger est grand parce
que les tracasseries et les maladresses des agents
préposés à la perception de l'impôt sur le chiffre
d'affaires ont mécontenté des milieux très étendus
qui ne demanderont pas mieux, lors de la votation,
de prendre une douce revanche. Sans doute, il n'y
aurait chez eux aucune objectivité d'esprit, aucune
impartialité, mais cela est très humain. Qu'il
s'agisse donc du succès des deux initiatives, et de
l'initiative dite socialiste en particulier, le parlement
et le Conseil fédéral vont se trouver dans une
situation peu enviable. Le peuple ne manquera pas
de dire qu'en dépit des avertissements, malgré les
hypothèses qu'il ne pouvait ignorer, ils ont persisté
dans l'erreur, ce qui - selon la sagesse des anciens —
est diabolique. Ce serait, à n'en pas douter, une
atteinte au prestige et à l'autorité des deux plus
hautes instances du pays au moment où elles en ont
un grand besoin. Je suis de ceux qui pensent que les
résultats de la votation finale au sein de la com-
mission chargée de rapporter le projet de finance-
ment n'est pas rassurant. Sur 27 membres, 16
seulement se sont prononcés pour, 11 se sont
abstenus. Si on examine les choses de près, ces
11 abstentionnistes sont des commissaires à qui le
résultat des délibérations de la commission n'a pas
donné satisfaction. Ils attendent le résultat final des
délibérations au sein de ce conseil pour éventuelle-
ment se muer en opposants, soit en adversaires du
projet. Or, qu'en serait-il si le Conseil national
réservait à ce projet le même sort qu'au premier?
C'est pour le coup que l'opinion publique aurait
raison de critiquer sévèrement le parlement et de le

ridiculiser. Sans compter que ce vote négatif
augmenterait les chances des deux initiatives
populaires.

Il semble que ce que je viens de dire suffit à
démontrer le bien fondé de ma motion de renvoi.
Mais, messieurs, il y a plus, infiniment plus. Je
prétends que passer à la discussion de l'entrée en
matière en ce moment et en l'état actuel des choses,
c'est engager la discussion dans un climat moral et
intellectuel chargé d'impuretés. En effet, chez un
certain nombre d'entre nous les délibérations dans
notre for intérieur seront influencées par cette pré-
occupation constante suscitée par la peur de
l'acceptation des deux ou de l'une seulement des
initiatives. Chez d'autres, la seule .incertitude
créera du trouble dans leur esprit, dans leur
conscience.

D'autres encore se laisseront gagner par la pers-
pective réjouissante du succès de l'une ou des deux
initiatives.

Par ailleurs, a-t-on pensé à la situation des parti-
sans de l'initiative socialiste ? Au vote final, va-t-on
leur demander de se prononcer en faveur du projet ?
Autant vaudrait leur demander de désavouer leur
propre initiative. C'est là une impossibilité absolue.

Alors les socialistes s'abstiendront, me dira-t-on.
Non car l'abstention n'est pas digne d'un grand
parti comme le leur dans un cas aussi important.
Vous voyez bien que, de quel côté que l'on envisage
le problème, la logique commande de renvoyer la
discussion d'entrée en matière jusqu'après la vota-
tion populaire concernant les deux initiatives pen-
dantes.

J'ai, pour ma part, pris cette détermination avec
d'autant plus de tranquillité d'esprit et d'âme que
j'en suis arrivé à la conviction que le renvoi ne por-
tera aucun préjudice.

Le Conseil fédéral dans son message, il est vrai,
s'efforce de démontrer qu'il y a urgence. Il avait
déjà invoqué l'urgence pour le projet primitif. Je
conviens bien volontiers que les considérations qu'il
fait valoir sont justes, théoriquement du moins.
Cependant, je vous signale qu'elles reposent surtout
sur des hypothèses. Le Conseil fédéral y insiste trop,
à mon sens. A force de parler du loup, il finit par
sortir du bois ; à force de parler de difficultés et de
crises, elles finissent par éclater.

Mais lorsque le projet primitif a été repoussé, je
me souviens que certains collègues déclarèrent que
c'était une catastrophe. Quant à moi j'affirme que
ce renvoi n'a pas du tout nui à l'exécution normale
du programme d'armement. Cela est si vrai que
sans recourir à des recettes extraordinaires, avec le
seul appoint de l'excédent du compte de chaque
année, nous nous sommes procuré 600 millions sur
le milliard et demi qu'exigera l'exécution de ce pro-
gramme, à supposer qu'il ne puisse être réduit.

De toute façon, il faudra compter avec un retard.
Je pense au postulat Condrau adopté par une forte
majorité de la commission, qui présuppose que la
votation populaire sur le projet sera renvoyée jus-
qu'après la votation sur les deux initiatives. C'est
dire que l'acceptation de ma motion de renvoi
n'entraînerait qu'un retard de 3 à 6 mois tout au
plus. Notre armement n'en souffrirait aucunement.

J'ai appris, d'autre part, qu'une proposition sera
faite de renvoyer le vote final du projet jusqu'après
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la votation des deux initiatives. Le moins qu'on
puisse dire est que cette proposition rejoint ma
motion d'ordre. Avec cette différence que le projet
aura été élaboré. Il le faut, m'objectera-t-on, pour
faire pièce aux deux initiatives.

Il est facile de démontrer que tant que la vota-
tion finale n'est pas faite, un tel projet ne peut faire
que l'effet d'une bulle de savon aux yeux du peuple.
En outre, celui-ci connaissant son contenu sera tenté
d'accorder — dans certains milieux du moins - la
préférence à l'initiative socialiste

Est-il besoin en terminant de préciser que ma
motion ne renferme pas une intention inavouée de
renvoyer aux calendes grecques le projet concernant
le financement de l'armement ?

Nul député digne de ce nom ne songe à se dé-
rober au devoir sacré de la défense nationale. Mais
le patriotisme qu'exigé la recherche des moyens de
réaliser la défense, de payer les dépenses énormes
qui lui sont nécessaires, doit pouvoir aussi se mani-
fester et s'affirmer dans des conditions absolument
normales. C'est pourquoi le seul objectif de ma pro-
position est de créer une atmosphère de lumière et
de clarté en levant les deux hypothèques qui pèsent
lourdement sur le projet du Conseil fédéral et sur les
délibérations du parlement.

J'ai donc l'honneur de vous prier de faire bon
accueil à ma motion de renvoi.

Condrau: Ich bitte Sie, den Ordnungsantrag
Crittin abzulehnen. Es ist nicht zu bestreiten, dass
die sozialdemokratische Initiative zur Rüstungs-
finanzierung die Lage nicht erleichtert. Aber ich
glaube, dass Herr Kollege Crittin aus dieser Situa-
tion nicht ganz den richtigen Schluss zieht. Er
spricht auch von der Initiative der PdA. Nun wissen
wir, dass diese letztere schon für die Beratung bereit-
gestellt ist. Die Kommission hat die nötigen Vor-
bereitungen getroffen, die Referenten sind bereit.
Wir werden die Angelegenheit im März beraten. Die
zweite, die sozialdemokratische Initiative, dürfte,
so hoffen wir, ebenfalls in allernächster Zeit zur Be-
handlung gelangen. Ich erinnere daran, dass die
grosse Mehrheit Ihrer Kommission ein Postulat auf-
gestellt hat, in dem der Bundesrat eingeladen wird,
die Berichterstattung über die sozialdemokratische
Initiative für die Märzsession bereitzustellen, so dass
diese in beiden Räten materiell behandelt werden
kann. Ich glaube, das wird der richtige Weg sein.
Wir dürfen dem Schweizervolk nicht das Schauspiel
bieten, dass wir heute hieher kommen und uns un-
fähig erklären, die Beratungen fortzusetzen. Ich
glaube, wir dürfen nicht mehr Zeit verlieren.
Zwischen dem Zeitpunkt, da der Kredit beschlossen
wurde und dem Datum, da die Finanzierung zur
Tatsache wird, ist bereits etwa ein Jahr verflossen.
Wir müssen alles auf den Zeitpunkt vorbereiten, wo
die Situation mit Bezug auf die beiden Initiativen
klargestellt ist. Ich persönlich hoffe mit vielen von
Ihnen, dass beide Initiativen abgelehnt werden. Es
ist auch noch die Möglichkeit vorhanden, dass die
sozialdemokratische Initiative zurückgezogen wird.
Ich glaube also, wir müssen die Beratungen fort-
setzen. Der Antrag des Herrn Kollega Crittin macht
mir den Eindruck, als ob man hier um Zeitgewinn
kämpfe. Das ist meines Erachtens nicht richtig.
Herr Crittin ist - so verstehe ich ihn - ein Gegner
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der Getränkesteuer. Er glaubt, durch diese Ver-
schiebung seine Position zu verbessern. Nun ist es
aber doch an uns, einmal zu den einzelnen Vor-
schlägen des Bundesrates Stellung zu beziehen und
Klarheit zu schaffen. Aus unserem Verantwortungs-
gefühl gegenüber dem Volke heraus dürfen wir die
Sache nicht mehr länger aufschieben. Ich bitte Sie,
die Beratungen forzusetzen und den Antrag Crittin
abzulehnen.

M. Gressot: II ne m'est pas arrivé souvent de
prendre à cette tribune la défense d'une proposition
de M. Crittin. Cependant, dans le cas particulier, je
juge nécessaire de le faire. Et on ne pourra pas me
reprocher, comme M. Condrau vient de le faire à
l'égard de M. Crittin, de parler en partisan parce que
je n'ai absolument rien à faire avec les vins. Mon
petit pays n'en produit pas et par conséquent, je
suis bien à l'aise pour dire quelques mots de la
motion d'ordre de mon collègue valaisan.

Je crois qu'il faut rapprocher cette motion de
renvoi du postulat de la majorité de la commission
et je pense que la proposition de M. Crittin est plus
logique parce qu'elle va jusqu'au bout du chemin,
alors que le postulat de la commission ne va qu'à
mi-chemin. Je préfère donc la proposition de M. Crit-
tin qui me paraît plus logique que celle de la majo-
rité de la commission. Au fait, pourquoi la commis-
sion a-t-elle présenté son postulat tendant à surseoir
à la votation finale? C'est sans doute parce que,
selon les décisions qui seront prises au sujet des deux
initiatives dont il s'agit, il faudra plus ou moins
remanier le projet tout entier qui nous est soumis
aujourd'hui. Mais alors, s'il faut remanier ce projet
tout' entier, ne trouvez-vous pas qu'il serait préfé-
rable de ne pas en discuter du tout ? Contrairement
à ce qu'on a dit, nous gagnerions de cette façon-là
pas mal de temps parce qu'on sera quitte de discuter
dans le vide.

D'un autre côté, en examinant le projet du Con-
seil fédéral, en délibérant sur le fond de ce projet
tout en ne prenant pas position en votation finale,
j'estime; comme M. Crittin, qu'on fournit des armes
tant au Parti communiste qu'au Parti socialiste. On
apporte, dans tous les cas, de l'eau au moulin des
auteurs de ces deux initiatives. Les socialistes auront
notamment beau jeu pour dire devant le peuple:
«Le parlement a déjà pris des décisions qui vissent
davantage le contribuable, tous les contribuables,
alors que nous socialistes nous vous apportons un
simple prélèvement sur la fortune qui touchera les
favorisés du sort, les riches, mais qui ne vous attein-
dra pas, vous les petits contribuables.» Je pense donc
que de ce côté-là, nous n'avons pas à fournir des
armes aux auteurs des deux initiatives que, par ail-
leurs, nous combattons.

Je sais qu'on pourrait reprocher à la proposition
de M. Crittin - je le dis en toute franchise — de dé-
montrer l'incapacité du parlement de mettre sur
pied tout projet financier. Mais un tel reproche
m'apparaît totalement infondé car enfin deux faits
nouveaux se sont produits depuis quelques mois:
tout d'abord la réussite de l'initiative socialiste, puis
l'élection d'un nouveau parlement. Et il apparaît
tout naturel, dans les circonstances actuelles, que
l'on s'inspire dans le cas particulier d'un wait and
see prudent.

2
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II y a autre chose, pourrait-on me dire: il im-
porte de ne pas perdre les ressources qui, cette année,
pourraient tomber dans la Caisse fédérale. Mais je
pourrais vous répondre - je ne le fais qu'en passant
ici — que si la Caisse fédérale y perd, ce sont les
contribuables qui y gagnent. Et puis surtout, on
trouvera facilement, à mon avis, dans les recettes
courantes de cette année, de quoi payer les dépenses
d'armement extraordinaires de cette année.

Enfin je me refuse — et je sais que beaucoup
d'entre vous partagent cette opinion — je me refuse
à discuter sous la pression, sous la menace des ini-
tiatives pendantes. Je me refuse à discuter ce projet
qui tend de plus en plus à devenir un compromis et
vous savez ce qu'il en est des compromis.

Ce sont les raisons pour lesquelles, quant à moi,
je soutiens la proposition de renvoi de M. Crittin.

Bfingolî-Schaff hausen: Ich bitte Sie, den Antrag
des Herrn, Crittin abzulehnen. Nach meiner Meinung
würde es einen etwas merkwürdigen Eindruck
machen, wenn wir zu einer ausserordentlichen Ses-
sion zusammentreten, um die zusätzliche Rüstungs-
finanzierung zu besprechen, um dann am zweiten
Tage zu beschliessen, unser Zusammentreten sei
zwecklos gewesen, und die Fragen, die uns jetzt in
diesen Tagen zu beschäftigen haben, könnten auch
im März oder im Juni oder sogar noch später ihre
Behandlung finden. Das hätte man sich - ich möchte
das Herrn Crittin sagen - früher überlegen müssen,
nicht erst sozusagen 5 Minuten nach 12. Ich glaube,
das sind Überlegungen, die an sich schon stichhaltig
sind. Man vergegenwärtige sich doch den Eindruck
auf unser Volk, wenn wir heute dem Antrag Crittin
zustimmen würden im Zusammenhang mit ' der
Leidensgeschichte der zusätzlichen Rüstungsfinan-
zierung!

Herr Crittin geht in der Begründung seiner Auf-
fassung aber auch von falschen Voraussetzungen
aus: Er nimmt an, dass die Sozialdemokraten die
Vorlage des Bundesrates unter allen Umständen ab-
lehnen. Er schliesst das aus der Haltung der sozial-
demokratischen Vertretung in der Kommission in
Gstaad. Es stimmt: Unsere Vertretung in der Kom-
mission in Gstaad hat sich in der Schlussabstim-
mung der Stimme enthalten. Wir haben zu dieser
Stimmenthaltung keine Erklärung abgegeben. Mit
der Stimmenthaltung wollten wir doch zum Aus-
druck bringen — was übrigens in der voraus-
gegangenen Debatte wiederholt von Mitgliedern der
Kommission von unserer Seite gesagt wurde — dass
die Vorlage des Bundesrates für uns an sich nicht
unannehmbar, aber doch ungenügend sei. Ich er-
innere, dass ich selbst in der Eintretensdebatte der
Kommissionsberatung das Ungenügen dieser Vor-
lage deutlich betonte und ankündigte, dass wir in
der Einzelberatung Verbesserungsanträge stellen
würden. Diese Anträge sind abgelehnt worden. Wir
werden diese Anträge, wenn Sie jetzt den Antrag
Crittin ablehnen, wieder aufnehmen und auch Ihnen
vorlegen.

Unsere Fraktion hat gestern abend Stellung
genommen und die Haltung ihrer Vertretung in der
Kommission in Gstaad einmütig gebilligt. Die Frak-
tion hat in der Konsequenz dieser Haltung den
Standpunkt vertreten, die Vorlage des Bundesrates
genüge nicht, um die zusätzliche Rüstungsfinanzie-

rung wirksam durchzuführen; aber die Vorlage des
Bundesrates, wenn sie so bleibt, wie sie aus der Be-
ratung der Kommissionsmehrheit von Gstaad her-
vorgegangen ist und keine Verschlechterung er-
fährt, sei immerhin nicht so, dass die sozialdemo-
kratische Fraktion ihr in der Gesamtabstimmung
die Zustimmung verweigern würde.

Die Vorlage des Bundesrates ist ein erster
Schritt. Keineswegs jedoch, weil sie ungenügend ist,
etwa eine Brücke, um unsere Initiative zurückzu-
ziehen, trotzdem werden wir der Vorlage des Bun-
desrates die Zustimmung in der Gesamtabstimmung
unter dem genannten Vorbehalt nicht verweigern.
Ich glaube, ich habe mich vorhin deutlich aus-
gedrückt. Aus dieser Zustimmung darf nicht ge-
schlossen werden, dass wir unsere Initiative zurück-
ziehen. Unsere Initiative ist und bleibt eine notwen-
dige Ergänzung zur Vorlage des Bundesrates.

M. Perréard: Je n'avais pas l'intention d'inter-
venir dans le débat après les déclarations faites ici
par mes collègues, MM. Crittin et Gressot. Ils ont
donné, en effet, d'une manière claire et précise tous
les motifs pour lesquels nous demandons avec eux
l'ajournement des débats ; aussi comme il est absolu-
ment inutile de répéter les arguments des orateurs
précédents, me bornerai-je à appuyer leurs conclu-
sions.

Si je prends la parole, c'est pour souligner l'ab-
surdité de la position prise par le Parti socialiste qui
lance une initiative en faveur du réarmement, qui
propose un nouveau sacrifice de paix, probablement
le troisième et très certainement pas le dernier, et
qui en même temps nous dit: Au vote final, nous
approuverons le premier projet mais nous devrons
le compléter plus tard par notre initiative. Nous
sommes dans le domaine de l'absurdité la plus com-
plète. C'est ce que je tiens aujourd'hui à souligner
car enfin, de deux choses l'une, ou bien le peuple
adopte l'initiative socialiste et la question du réarme-
ment est réglée, ou bien le peuple refuse cette initia-
tive et nous sommes dans l'obligation d'examiner
notre plan financier. Voyez-vous, ce débat était né-
cessaire, il était indispensable. Il permet ici de clari-
fier la situation et de rentrer dans la logique. La
logique, hélas, a peu à faire dans l'hémicycle des
Chambres fédérales mais la motion de M. Crittin a
eu au moins l'effet d'apporter un bon courant d'air
et de nous permettre de nous déterminer sur cette
question de procédure autour de laquelle on a bien
le sentiment que l'on joue à cache-cache. La déclara-
tion de M. Bringolf nous donnant la décision du
Parti socialiste nous met à l'aise. C'est pourquoi nous
voterons le renvoi avec d'autant plus d'entrain que
nous voulons rentrer dans une voie normale pratique
et positive.

Gysler, Berichterstatter : Die Kommission konnte
sich über den Antrag des Herrn Crittin nicht mehr
aussprechen, weil er erst gestern abend eingereicht-
wurde. Dagegen hat die Kommission in Gstaad ein-
stimmig Eintreten auf die Vorlage beschlossen.
Dieser Beschluss ist nur so zu interpretieren, dass
die Vorlage jetzt durchberaten werden soll. Der
Antrag Crittin hat etwas Gutes für sich. Es würde
bei seiner Annahme nicht nur die Inkraftsetzung
des Artikels 4, sondern der ganzen Vorlage hinaus-
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geschoben. Es würden also alle Teile der' Vorlage
gleich behandelt werden. Aber was bedeutet diese
Verschiebung ? Es wäre kaum möglich, dass die Vor-
lage vor der Septembersession verabschiedet werden
könnte. Mit ändern Worten: die Volksabstimmung
würde gegen das Ende dieses Jahres stattfinden.
Nun hat Herr Crittin gesagt, es sei damit gar keine
grosse Verschiebung verbunden. Es ist aber zweier-
lei, ob wir die Vorlage jetzt in dieser ausserordent-
lichen Session — und der Ständerat im März - durch-
beraten und dann zur Gesamtabstimmung schreiten
können in beiden Räten und die Schlussabstim-
mung im Juni vornehmen, als wenn wir mit der
Beratung der Vorlage erst im Juni beginnen. Was
bedeutet es, wenn die Vorlage erst gegen Ende des
Jahres dem Volke vorgelegt werden kann ? Für das
Jahr 1952 wären höchstens noch im äussersten Falle
die direkten Steuern der Vorlage zu retten. Die in-
direkten Steuern können nicht rückwirkend in Kraft
gesetzt werden. Das ist ganz klar. Eigentlich wäre
dann die Vorlage nur noch für die Jahre 1953^und
1954 in Rechtskraft. Ich glaube, nachdem wir die
Rüstung beschlossen, wäre es nicht zu verant-
worten, die Finanzierung eigentlich so ad calendas
graecas zu verschieben. Ich habe gestern ausdrück-
lich darauf hingewiesen, dass eine länger verzögerte
Deckung nicht verantwortet werden dürfe, wenn wir
nicht in eine gewaltige Defizitwirtschaft des Bundes
hineinrutschen wollen. So müssen diese Rüstungs-
auslagen in den Jahren 1952, 1953 und 1954 im vor-
gesehenen Umfang sicher gedeckt werden.

Die nicht abstimmungsreife Vorlage im letzten
Jahr hat eine grosse Überraschung bei vielen
Stimmbürgern und auch eine scharfe Kritik aus-
gelöst. Ich frage mich, ob wir nun wirklich in den
gleichen Fehler verfallen wollen wie letztes Jahr.
Unter dem Druck der sozialdemokratischen Initia-
tive kann das Argument, es soll nicht jetzt ver-
handelt und die Vorlage nicht durchberaten werden,
heute schliesslich noch ins Feld geführt werden. Die
Mehrheit der Kommission hat aber in einem Postu-
lat zum Ausdruck gebracht, dass die Schluss-
abstimmung über die Vorlage nach der Beratung in
beiden Räten erst vorgenommen werden solle, wenn
Klarheit über das Schicksal der Initiative der
Sozialdemokraten bestehe.

Ich beantrage, wohl im Namen der Kommission,
die beschlossen hat, jetzt auf die Vorlage einzu-
treten, dem Verschiebungsantrag des Herrn Crittin
nicht zuzustimmen. Aus Zeitersparnis gebe ich noch
bekannt, dass die Bauern-, Gewerbe- und Bürger-
fraktion gestern einstimmig beschlossen hat, dem
Verschiebungsantrag Crittin ebenfalls nicht zuzu-
stimmen.

M. Pini, rapporteur: Après l'intervention de
quelques collègues de la commission et les décla-
rations que vient de faire le président de la com-
mission lui-même, je peux être très bref dans
l'interprétation de la volonté de la commission. Je
reconnais que nous n'avons pas eu le temps de sou-
mettre la proposition de renvoi de M. Crittin à la
commission. Mais je m'associe aux déclarations
faites par le président dans le sens que l'entrée en
matière unanime décidée par les membres de la
commission doit être interprétée comme une volonté
précise contre toute proposition de renvoi.

Notre collègue, M. Condrau, est, d'autre part,
bien placé pour interpréter la volonté de la com-
mission dans ce sens puisqu'il est l'auteur d'une
motion sur laquelle nous aurons à nous prononcer
ensuite invitant les Chambres à solliciter l'appro-
bation des propositions du Conseil fédéral sur
l'initiative socialiste. Cette proposition de M. Con-
drau nous permet de dire que l'on peut s'opposer à
la proposition de M. Crittin au nom de la com-
mission.

Je voudrais enfin rappeler à M, Crittin que la
commission a partagé cette préoccupation en face
des faits nouveaux. L'initiative socialiste est un
peu comme un corps étranger qui est entré dans le
rouage des travaux parlementaires. Je voudrais
dire tout de même que les délibérations du parlement
ne se font pas sous la menace de la pression de
l'initiative. En effet, la commission vous propose de
confirmer simplement les décisions que le parlement
avait prises en juin dernier, c'est-à-dire avant la
réussite de l'initiative socialiste. Vous voyez qu'il
y a une certaine logique dans notre ligne politique.
Ce que l'on vous propose aujourd'hui ce n'est pas
d'interrompre la discussion comme l'a souhaité
M. Perréard mais de continuer les délibérations sur
le fond. Nous sommes venus ici avec un programme
précis. Le peuple, d'autre part, attend du parlement
un travail concret. Il n'attend pas que les députés
soient venus à Berne pour poursuivre des papillons
sous l'Arc de Titus ou la coupole du Palais fédéral.
C'est pourquoi je vous invite de rejeter la propo-
sition de M. Crittin. J'estime que quelques-uns des
arguments présentés par M. Crittin doivent quand
même être retenus. Avant tout, notre collègue s'est
alarmé de l'abstention de 11 membres de la com-
mission. Or, les déclarations de M. Bringolf viennent
confirmer l'interprétation des rapporteurs. On a dit
et très justement, qu'il n'y a pas lieu de s'inquiéter
de ces abstentions, qu'elles ne doivent nullement
être interprétées comme une opposition de principe
au projet du Conseil fédéral. D'autre part, vous
venez d'entendre que le Parti socialiste, quant à lui,
est prêt à voter le projet du gouvernement tel qu'il
est sorti des délibérations et des conclusions de la
majorité de la commission. Voilà un argument de
plus pour nous engager à poursuivre la discussion.

M. Crittin a dit qu'il n'y a pas urgence pour la
couverture. Je ne voudrais pas qu'il pense avec ça
qu'il serait possible de poursuivre la réalisation du
programme d'armement sans couverture financière.
Or, c'est justement là la question fondamentale sur
laquelle le Conseil fédéral puis la commission se
sont prononcés: on ne peut pas exécuter effec-
tivement ce programme sans en assurer la couver-
ture financière. Quant à la tactique il faut bien
distinguer le vote sur l'ensemble du vote final: On
peut très bien séparer le vote sur l'ensemble (Ge-
samtabstimmung) du vote final (Schlussabstim-
mung). Entre les deux, il restera toujours la possi-
bilité de voir éventuellement retirer l'initiative
socialiste car "on sait très bien que l'art politique
est l'art du possible.

Par conséquent, je vous engage à repousser la
motion d'ordre présentée par M. Crittin.

Präsident: Ich erteile das Wort Herrn Bundesrat
Weber. Ich benütze die Gelegenheit, Herrn Bun-
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desrat Weber als neugewählten Bundesrat in un-
serem Rate zu begrüssen.

Bundesrat Weber: Ich beantrage Ihnen mit
allem Nachdruck, den Antrag des Herrn Crittin ab-
zulehnen. Der Bundesrat hatte freilich keine Ge-
legenheit, dazu Stellung zu nehmen. Aber ich bin
überzeugt, dass er den Antrag ebenfalls ablehnen
würde; denn er hat sich dahin ausgesprochen, dass
diese Vorlage nun möglichst rasch in den Räten zu
behandeln sei, sonst hätte er ja dieser ausserordent-
lichen Session nicht zugestimmt.

Von einigen Rednern wurde auf den merkwür-
digen Eindruck hingewiesen, der in der Öffentlich-
keit erweckt würde, wenn das Parlament, das im
Dezember beschlossen hat, zur Behandlung einer
besondern Vorlage eine ausserordentliche Session
einzuberufen, dann am zweiten Tag dieser Session
beschliessen würde, die Beratungen seien nicht
fortzusetzen.

Vor einem Jahr ist ein „Betriebsunfall" passiert;
ich will nicht den Ausdruck verwenden, das Par-
lament habe „versagt". Verhüten Sie weitere Un-
fälle! Das liegt im Interesse des Parlaments. Man
würde sonst in der Öffentlichkeit vielleicht nicht
mit Unrecht sagen, das Parlament habe nicht den
Mut, jetzt Stellung zu beziehen. Es würde erklärt,
dass man überhaupt nichts wolle, und die Gründe
für den Verschiebungsbeschluss seien nur Vor-
wände, um die Finanzierung der Rüstungsausgaben
hinauszuzögern. Es mag sein, dass es für einzelne
Abgeordnete unangenehm sein wird, in der Ge-
samtabstimmung oder in der Detailberatung Stel-
lung zu beziehen. Aber ich glaube, wir können
ihnen diese Unannehmlichkeit nicht ersparen. Sie
hätten sie nachher auch dann in Kauf zu nehmen,
wenn sie jetzt die Beratung der Vorlage ver-
schieben würden.

Es wurde erklärt, es seien „faits nouveaux"
aufgetreten. Welches sind diese „faits nouveaux"?
Beide Initiativen waren schon im Dezember im
Wortlaut bekannt. Ihr Zustandekommen war zwar
noch nicht bestätigt, aber man wusste, dass sie zur
Abstimmung kommen werden. Herr Nationalrat
Crittin hätte also seinen Antrag schon im De-
zember stellen müssen, dann hätte man darüber
diskutieren können. Heute ist das nicht mehr
möglich. Die Stellungen sind übrigens bezogen. Ich
glaube nicht, dass die „indépendance morale"
irgendeines Vertreters des Volkes gefährdet ist,
wenn wir in die Beratung dieser Vorlage eintreten.
Sie kann unabhängig von den Initiativen'behandelt
werden. Der Abstimmungskalender wird später vom
Bundesrat festgesetzt werden. In dieser Beziehung
ist noch nichts präjudiziert. Ich glaube, wir haben
genügend „lumière und clarté" zur Behandlung
dieser Angelegenheit.

Ich beantrage, den Ordnungsantrag Crittin ab-
zulehnen.

Abstimmung — Vote
Für den Ordnungsantrag Crittin 25 Stimmen
Dagegen 124 Stimmen

M. Nicole: Je tiens à signaler tout d'abord
qu'aucun membre de notre groupe n'a été admis à
faire partie de la commission chargée d'étudier ce
projet. Pourtant il s'agit d'une commission de

27 membres. Si aucun député du Parti du travail
n'est appelé à une commission d'un effectif aussi
considérable, je me demande alors de combien de
membres devra être une commission pour qu'un des
nôtres puisse espérer y trouver place. Cela revient
à dire, en dépit des assurances qui ont été données,
qu'en réalité il existe l'intention d'exclure tout
simplement le Parti du travail de toute représen-
tation dans les commissions.

Nous sommes donc bien obligés d'intervenir à
cette tribune plus longuement peut-être que nous
ne le ferions si nous avions eu l'occasion de nous
expliquer devant la commission.

Je voudrais tout d'abord souligner que le fait
que nous avons été absents de la commission n'a
pas facilité la formation d'une très grande unanimité
lors de la votation, puisque 11 membres se sont
abstenus et que 16 seulement ont donné leur
approbation au projet.

J'ai écouté avec attention les rapports de MM.
Gysler et Pini mais j'ai eu l'impression que ces
messieurs ne parlaient pas avec beaucoup d'en-
thousiasme. Je crois que l'un et l'autre ne se font
pas beaucoup d'illusions quant à l'accueil qui sera
fait au projet devant le peuple.

Cela dit, permettez-moi de répondre deux mots
à M. Crittin qui a déclaré que ce n'était pas par
sympathie à l'égard du Parti du travail qu'il pré-
sentait sa proposition de renvoi.

Je voudrais rassurer M. Crittin et lui dire que
c'est réciproque: ce n.'est pas par sympathie poli-
tique très spéciale non plus, à l'égard de M. Crittin,
que je propose la non-entrée en matière, bien que
je sache que les électeurs de M. Crittin sont beaucoup
plus près de nous, dans cette circonstance, que de
lui. Les électeurs de M. Crittin désirent que l'on ne
parle plus du projet d'impôt sur les boissons; ils en
ont assez de cette discussion qui dure depuis des
années et ils savent qu'aussi longtemps qu'il sera
question du financement des armements, on parlera
d'un impôt sur les boissons. Si bien que les élec-
teurs de M. Crittin pensent avec nous que pour
écarter cette épée de Damoclès que constitue
l'impôt sur les boissons, il ne faut pas se contenter
de discuter ici de cet impôt mais qu'il faudrait
purement et simplement refuser ces dépenses
énormes pour les armements. C'est pourquoi je
n'hésite pas à dire ici, quoi qu'en pense M. Crittin —
et il sait très bien que c'est moi qui ai raison et non
pas lui — que ses électeurs désirent que l'on ne
parle plus des armements afin que l'on ne parle plus
de l'impôt sur les boissons. M. Crittin leur propose
simplement un renvoi de quelques mois ; ses élec-
teurs, eux, veulent que soit liquidée l'affaire des
armements et du même coup celles de l'impôt sur
les boissons.

Cela dit, on arrive au moment où, comme disent
nos amis vaudois, c'est là que les chats se peignent.
On a cru très malin de diviser le projet sur les
armements en deux arrêtés: un arrêté prévoyant
une dépense de 1464 millions pour les armements en
général. Et puis, comme on a pensé que cette
somme énorme pourrait peut-être inciter le peuple
suisse à refuser une telle dépense, on s'est dit:
agissons avec un peu d'habileté. Mais ce n'est
même pas de l'habileté, c'est simplement de la
rouerie. On a donc cru bien faire de diviser le projet



29. Januar 1952 13 Finanzierung der Rüstungsausgaben

en deux parties. On s'est dit: Ne demandons pas
au peuple tout d'abord ces 1464 millions; ne lui
parlons que de la dépense et, comme on ne parlera
que de la dépense, on ne sera pas obligé de lui sou-
mettre le projet ; ce sont les Chambres fédérales qui
elles-mêmes décideront de la grosse dépense de
1464 millions. La constitution ne nous obligera pas,
dans ces conditions, de soumettre le projet au
peuple, tant et si bien que par la suite ce sera un
peu pour ce dernier la carte forcée. C'est ce que me
disait hier un député: Ce sera la carte forcée et le
peuple sera bien obligé de voter le financement dès
l'instant que la dépense aura été votée.

Je dis donc que c'est là que les chats se peignent,
parce que nous voulons tout de même obtenir en
faveur du peuple le droit de se prononcer non pas
tant sur le financement que sur le principe même de
la dépense de ces 1464 millions, et le projet que vous
discutez en ce moment, comme d'ailleurs l'initiative
socialiste que vous aurez à examiner plus tard, per-
mettront au peuple non pas de dire simplement:
Est-ce que je payerai de cette façon ou de cette autre
façon ? Il permettra au peuple de se dire : Est-ce
qu'après tout il est nécessaire de dépenser une
somme pareille ? Est-ce qu'après tout, au lieu de
tant discuter sur les méthodes de financement au
sujet desquelles on ne trouve pas d'accord, il ne
serait pas plus simple de supprimer purement et
simplement cette dépense de 1464 millions jetée, on
peut le dire, par les fenêtres. Le peuple a le senti-
ment — vous pouvez en penser ce que vous voulez,
messieurs les députés — le peuple suisse a le senti-
ment qu'on jette finalement les millions, des cen-
taines de millions par les fenêtres pour l'armement
sans que l'on puisse démontrer à quoi cela peut bien
servir.

Voilà les raisons pour lesquelles nous proposons
la non-entrée en matière. Nous proposons la non-
entrée en matière sur ce projet parce que nous
estimons - nous tenons à le dire avec toute la netteté
et toute la clarté désirables - nous estimons que
cette dépense énorme de 1464 millions peut parfaite-
ment bien être épargnée ; c'est une dépense qui n'est
pas nécessaire.

M. Pini nous a dit hier: «Oui, mais si jamais le
peuple suisse admettait cela, si jamais il refusait le
projet que nous allons lui présenter, la démagogie
coulerait à plein bord et on verrait alors des mouve-
ments populaires réclamer de plus en plus une réduc-
tion des dépenses militaires.» Eh! bien, je réponds
à M. Pini que ce n'est pas la démagogie qui coulerait
à plein bord à ce moment-là, mais que c'est la
simple et bonne raison qui fait que le peuple se dit
de plus en plus - les campagnes en faveur de la paix
ont malgré tout certains effets - que ces énormes
dépenses pour l'armement sont véritablement dé-
raisonnables, qu'il est insensé de co.ntinuer de dé-
penser ainsi l'argent.

Ce sont les raisons pour lesquelles nous vous pro-
posons de ne pas entrer en matière. On me dira peut-
être: Mais alors, il faudra revenir en arrière, il faut
changer d'avis puisque le parlement a décidé de faire
cette dépense de 1464 millions. Eh bien! je pense
qu'on pourrait invoquer des circonstances atténu-
antes en faveur d'un tel changement de position.
Je crois tout de même qu'entre .le moment où ces
1464 millions ont été votés et aujourd'hui, on peut

dire que les forces de paix ont avancé "et que les
forces de guerre ont reculé. Il vous souvient cer-
tainement du jour où M. Duttweiler lança des pierres
dans les vitres du Département de l'économie pu-
blique pour obtenir de ce département qu'il fasse
rapidement quelque chose pour ravitailler le pays et
obliger les ménagères à acheter des provisions.
M. Duttweiler croyait que la guerre était très proche.
Il lançait des cailloux dans les vitres pour avertir le
pays du danger immédiat de guerre et je dois dire
que cela ne m'a pas causé un étonnement véritable-
ment extraordinaire. Il y a déjà deux ans, M. Ru-
battel, conseiller fédéral, et le Conseil fédéral avaient
adressé au peuple un pressant appel pour qu'on rem-
plisse caves et greniers de provisions parce que la
guerre était proche. On ne le fait plus aujourd'hui.
On n'ose plus le faire. Si l'on examine ce qui se passe
à l'étranger, on constate qu'en Angleterre également
on commence tout de même à se refroidir en ce qui
concerne la course aux armements. Le nouveau
gouvernement anglais trouve qu'on court ainsi à la •
ruine avec des dépenses véritablement formidables.
Le premier ministre Churchill cherche un autre
moyen que celui des armements pour assurer la
sécurité de son pays. Il pense même à se rapprocher
des puissances de l'Est, de la Russie soviétique.
A ce propos, je lisais l'autre jour dans un journal
américain, la Dépêche de Saint-Louis, un article
écrit par un correspondant de France dans lequel
l'auteur déclarait: Les Français répondent avec
assurance que la Russie veut la paix et que les
Américains dans ces conditions resteront seuls pour
faire la guerre. Et le journal ajoutait : Les Américains
n'aiment pas faire la guerre seuls. Ils font volontiers
la guerre quand ils n'ont que des instruments, des
machines, des appareils à fournir, mais les hommes,
ils préfèrent les recruter sur le sol européen et dès
l'instant qu'ils commencent à comprendre que les
Français répondent avec assurance que la Russie
veut la paix, qu'il n'y a donc pas de danger pour eux
de ce côté, les Américains, les soldats américains,
eux, se disent qu'ils seront les soldats éventuels et
qu'il vaudrait mieux chercher un autre chemin que
celui de la guerre pour arranger les affaires entre les
peuples. Cet autre chemin est celui de la paix. On
constate aussi que, du côté américain, on a beaucoup
compté sur les soldats allemands et japonais. Tout
récemment encore le président du Conseil japonais
a fait savoir aux Américains qu'il ne fallait pas
compter sur les soldats japonais, que les Japonais
avaient d'autres vues maintenant que de faire la
guerre.

Je veux bien que le gouvernement de Bonn, pour
l'Allemagne occidentale, est plus souple, que ce
gouvernement laisse entendre qu'il serait d'accord
d'aider les Américains. Mais le peuple allemand lui-
même, et je parle de l'Allemagne occidentale, ne
veut pas entendre parler de cela. Des manifestations
se produisent dans toute l'Allemagne, dirigées contre
le réarmement allemand, mainfestations qui pro-
viennent du peuple allemand lui-même.

Il y a donc des raisons de revenir en arrière. Il y
a des raisons d'abandonner ces armements qui sont,
je le répète, déraisonnables.

On me dira: Mais enfin on a déjà commencé
- évidemment — on a déjà commencé à dépenser
l'argent. Eh bien, vous arrêterez de le dépenser tout
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simplement. Vous n'irez pas plus loin. Il vous restera
encore suffisamment d'argent avec les quelque huit
cent cinquante millions du budget militaire, millions
qui sont en réalité un milliard, comme le disait, dans
la .dernière session, notre collègue, M. Dellberg. Ad-
mettons qu'il ne vous reste que 650 à 700 millions.
Je pense que c'est suffisant pour parer aux néces-
sités de notre défense nationale. La Confédération
est garante des dépenses déjà consenties, je le sais
bien, mais elle ne ferait que des dépenses inférieures
à celles qui sont prévues puisqu'on arrêterait de
continuer à dépenser les 1464 millions.

On a beaucoup parlé de l'impôt sur les boissons.
Je ne pense pas que l'augmentation de la surtaxe
des impôts directs soit mieux accueillie. Cette sur-
taxe d'impôts directs est très sensible et, d'autre
part, les impôts que le peuple suisse paie actuelle-
ment sont considérables, soit au point de vue com-
munal, cantonal ou fédéral. Vous l'avez assez dit
vous-mêmes. Je constate que le projet considère

• que la surtaxe d'impôts directs — impôts de défense
nationale — sera ajoutée à tous les contribuables. Vous
faites bien un petit rabais de 5 francs en commission.
Vous arrondissez à 5. C'est tout ce que vous faites.
Tout l'ensemble des citoyens sera taxé d'une façon
supplémentaire en raison du projet actuellement en
discussion, sauf 5 francs. On peut donc dire que
50 francs d'impôt de défense nationale seulement
seront exonérés.

Je voudrais demander à M. Crittin et à ses amis
au sujet de l'impôt sur les boissons — il semble que
vous êtes d'accord là-dessus maintenant — comment
ils pourront aller défendre un tel projet devant des
masses paysannes et vigneronnes de la Suisse ro-
mande, par exemple. Je sais bien qu'on déclare que
l'impôt sur les boissons ne sera pas reporté sur le
producteur. Mais qui va donc croire que cet impôt
sur les boissons, comme on l'indique dans le projet
du Conseil fédéral, ne sera pas reporté sur les pro-
ducteurs ? C'est une impossibilité. Il ne faut pas
prendre les enfants du bon Dieu, les vignerons du
Valais, pour des canards sauvages. Jamais ils ne
croiront que cet impôt ne sera pas reporté sur eux,
qu'ils n'auront pas à payer cet impôt d'une façon
ou d'une autre et qu'ainsi ils auront des difficultés
accrues pour vendre leur excédent de vin blanc dont
on a tant parlé.

Voilà quelques raisons qui font que je vous
demande de repousser l'entrée en matière. Il serait
temps de parler devant ce Conseil d'autre chose que
du financement des armements. Vraiment, depuis
que je suis revenu ici, depuis 1947 à 1948, on ne fait
que parler de notre armement et du financement de
l'armement. Que de temps perdu dans ces discus-
sions! Combien il serait nécessaire de parler de
choses plus réconfortantes pour le peuple suisse que
de parler constamment de dépenser l'argent sans
compter pour les dépenses militaires et de chercher
de l'argent pour payer ces dépenses. Je propose le
rejet de l'entrée en matière.

Häberlin: „Was Du heute kannst besorgen, das
verschiebe nicht auf morgen". Gegen diese alte,
weise Lebensregel haben die eidgenössischen Räte
gröblich" verstossen, als sie den ersten Versuch zur
Lösung der besondern Finanzierung der Rüstungs-
ausgaben scheitern Hessen. Einmal mehr hat sich

auch gezeigt, dass wirkliche Schwierigkeiten an-
gepackt und so oder so gelöst werden müssen, dass
sie nicht lediglich durch taktische Schlaumeiereien
aus der Welt geschafft werden können.

Wo stehen wir heute: Ist die Situation so viel
hoffnungsvoller als vor einem Jahr ? Ich habe Mühe,
es zu glauben. Als einzig sicheres Faktum sehe ich:
Wir haben ein Jahr verloren, ein Jahr guter Kon-
junktur, in dem es unter allen Gesichtspunkten
wünschbar gewesen wäre, die zusätzliche Finan-
zierung des Rüstungsprogramms einsetzen zu lassen.
Alle ändern Faktoren müssen einer sehr unter-
schiedlichen Beurteilung unterliegen.

Vielleicht ist es richtig, dass das Klima im Rate
heute zur Verhandlung etwas günstiger ist als vor
den Wahlen. Aber sonst sehe ich vor mir die alten
Schwierigkeiten und sehe zum Überfluss neue
hinzutreten.

Die Konzession, die der Bundesrat auf der
Getränkesteuer machen will, hat die Opposition
nicht zum Schweigen gebracht, dafür aber die Oppo-
sition jener Kreise auf den Plan gerufen, auf deren
Buckel diese Konzession fiskalisch kompensiert
werden soll. Die seither zustande gekommene Ini-
tiative der Sozialdemokratischen Partei wirkt sich
auch lediglich als erschwerend und komplizierend
im Ablauf dieses Geschäftes aus. Wir stehen also vor
den gleichen Problemen wie vor einem Jahr. Das
hat die radikaldemokratische Fraktion veranlasst,
ihrer früheren grundsätzlichen Haltung treu zu
bleiben. Wir betrachten nach wie vor die Rüstungs-
kredite und deren Deckung als eine geistige Einheit,
und wir bedauern es ausserordentlich, dass zwischen
die Bewilligung der Kredite und die Lösung der
Finanzierungsfrage zeitlich eine so grosse Spanne
eingetreten ist. Wir betrachten also die zusätzliche
Finanzierung der Rüstungskredite als dringlich, und
wir distanzieren uns in aller Form von jenen Krei-
sen, die auf ein Finanzwunder hoffen und die
glauben, es sei möglich, eine zustätzliche Ausgabe
in der Grössenordnung von 1% Milliarden Franken
aus den laufenden Einnahmen zu finanzieren. Wir
sind auch gegen die Bestrebungen, diese Finanzie-
rung der Rüstungsausgaben irgendwie zu verkop-
peln mit der definitiven Bundesfinanzreform. Wir
sehen darin lediglich ein Moment der Verzögerung
und der Erschwerung. Wir halten es im Gegenteil
für einen praktischen Weg, heute mowöglich einige
Probleme, die uns bei der Bundesfinanzreform
wiederum beschäftigen werden, zu lösen und damit
jenes schwierige und grosse Werk einigermassèn zu
entlasten.

Ebenso entschieden wenden wir uns aber auch
gegen jene Stimmen, die heute die Vorlage des
Bundesrates hinsichtlich ihres finanziellen Ertrages
als vollständig ungenügend bezeichnen. Ich kann
ein leichtes Erstaunen darüber nicht unterdrücken,
dass diese Stimmen vornehmlich aus jenem poli-
tischen Lager kommen, das gewillt war, in der ersten
Phase die sogenannte „Krüppelvorlage" zu unter-
stützen, das sich mit einer Vorlage, die nur Zu-
schläge auf die Wehrsteuer enthielt und die einen
Ertrag von wenig über 60 Millionen Franken ge-
bracht hätte, zufrieden geben wollte. Wir stehen auf
dem Standpunkt, wir müssen froh sein, wenn wir
wenigstens diese Vorlage durch die Klippen des
Parlamentes und nachher durch die vielleicht noch
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schwierigeren Klippen einer Volksabstimmung
durchbringen, und wir müssen es ablehnen, uns
irgendwie mit Utopien herumzuschlagen. Zwischen
diesen beiden Extremen, jener, die gar nichts wollen,
und der anderen, die viel mehr wollen, glauben wir,
dass die Vorlage des Bundesrates ungefähr die rich-
tige Mitte hält.

Wir halten auch an unserem dritten Grundsatz
fest, dem Grundsatz der gerechten Lastenverteilung.
Diese zusätzlichen Finanzmittel, die beschafft
werden sollen, sollen nach der finanziellen Trag-
fähigkeit gerecht verteilt werden. Es soll ein ge-
sundes, tragbares Verhältnis zwischen direkten und
indirekten Steuern bestehen. Wir halten dafür, dass
die Vorlage des Bundesrates in der Verlagerung des
Gleichgewichtes auf die direkten Steuern bis an die
Grenze des zu Verantwortenden geht, und wir
wenden uns gegen jeden Versuch, diese Gleich-
gewichtsverschiebung nach der Seite der direkten
Steuern hin noch weiter zu verschieben. Das sind
einige Bemerkungen nach der grundsätzlichen Seite
hin.

Nun einige Bemerkungen zu den einzelnen Ele-
menten der bundesrätlichen Vorlage. Zunächst die
vorgeschlagenen Rüstungszuschläge zur Wehrsteuer.
Hier sind wir für den Antrag Dietschi, das heisst für
eine Begrenzung der Progression auf 20%. Wir
werden auch für den Antrag des Herrn Eder stim-
men, der jene Bestimmung streichen will, Wehr-
zuschläge unter 5 Franken überhaupt nicht zu er-
heben, und wir sind gegen die von der sozialdemo-
kratischen Minderheit vorgeschlagene Vermögens-
abgabe. Und warum ? Ich muss darauf hinweisen,
dass die besitzenden Kreise heute schon in ausser-
ordentlicher Weise zu finanziellen Leistungen heran-
gezogen werden."Ich weise darauf hin, dass die be-
stehende Progression bei der Wehrsteuer, auf die die
zusätzliche Wehrsteuer aufgepfropft werden soll,
jetzt schon von einer ganz aussergewöhnlichen Steil-
heit ist. Ein Beispiel: Ein Arbeitseinkommen von
5000 Franken bezahlt eine Wehrsteuer von 0,24%,
ein Arbeitseinkommen von 100 000 Franken dagegen
eine Wehrsteuer von 9,65%; das ist das mehr als
Vierzigfache. Es ist ferner festzustellen, dass die
Wehrsteuerprogression zehnmal steiler ist als die
Progression im Mittel der kantonalen Steuergesetze.
Auf Grund dieser bestehenden Progression, die wir
nun also auch nach unserer Auffassung noch ver-
schärfen wollen, sind auch bei der Wehrsteuer finan-
zielle Ergebnisse erzielt worden, die durchaus dafür
sprechen, dass die leistungsfähigen Kreise nach Ge-
bühr herangezogen werden. Bei der eidgenössischen
Wehrsteuer, 3. Periode, gab es 1,1 Millionen Steuer-
pflichtige und unter diesen 4156 Pflichtige mit einem
Einkommen von über 50 000 Franken. Diese 0,3%
der Pflichtigen haben ein volles Drittel des ge-
samten Wehrsteuerbetrages entrichtet. Darüber lese
ich Ihnen etwas vor: „Diese Feststellung beweist
einmal mehr, dass progressiv gestaltete Einkom-
mensteuern .nur sinnvoll sind, wenn grosse Ein-
kommen vorhanden sind; nur dann ist es möglich,
die grosse Masse der Empfänger kleiner Einkommen
zu entlasten." Damit ich Sie nicht irreführe, be-
merke ich, dass ich rieht etwa aus der „Neuen
Zürcher Zeitung" zitiere, sondern aus einer amt-
lichen Publikation der Eidgenössischen Steuer-
verwaltung. Ich mache Sie weiter darauf aufmerk-

sam, dass diese progressiven Zuschläge nicht nur auf
dem Einkommen, sondern auch auf dem Vermögen
erhoben werden sollen, auf einem Vermögen, das,
wie allseitig anerkannt wird, in der Schweiz ganz
ausserordentlich stark belastet ist, auf Vermögen,
die nur in Ausnahmefällen sogenannte Konjunktur-
gewinne erzielt haben. Im allgeneinen wurden die
Vermögen doppelt belastet, einmal durch den
Schwund der Kaufkraft des Frankens und dann
auch durch die ausserordentlich tiefen Zinssätze, die
heute an der Tagesordnung sind. Wir halten also
dafür, dass erstens die progressiven Zuschläge, wie
wir sie vorsehen, zweitens die Tatsache, dass wir
damit einverstanden sind, auch die Vermögen dieser
zusätzlichen Belastung zu unterstellen, jenes Ent-
gegenkommen darstellen, um die Vorschläge der
sozialistischen Minderheit auf Erhebung des Wehr-
opfers mit gutem Gewissen ablehnen zu dürfen.

Nun die Bestimmung, dass Zuschläge bis zu
5 Franken nicht erhoben werden sollen. Ich gestehe,
dass vielleicht mit unter dem Eindruck der schwer
verständlichen Haltung der sozialdemokratischen
Mitglieder der Kommission in Gstaad, die sich auch
nach Annahme dieses Antrages nicht haben dazu
bewegen lassen, der Vorlage des Bundesrates zuzu-
stimmen, unsere Fraktion gestern abend beschlossen
hat, dem Minderheitsantrag des Herrn Kollegen
Eder zuzustimmen. Es kann auch nicht bestritten
werden, dass die Annahme dieses Antrages gleich-
sam ein Betriebsunfall der Kommission in letzter
Stunde gewesen ist. Ich stelle fest, dass die Kom-
mission zunächst Herrn Perret nicht einmal das
Wort zur Begründung seines Antrages erteilen
wollte. Auf meine Intervention hin ist dann Herrn
Perret dieses Recht doch zugestanden worden, und
dann ist zu unserer Überraschung dieser Antrag in
extremis in der Kommission durchgegangen. Ich
möchte feststellen, dass wir nicht im Bilde waren.
Es wurde argumentiert, das bedeute für die Admini-
stration eine grosse Vereinfachung. Nach näherer
Prüfung dieses Argumentes muss es als nicht stich-
haltig bezeichnet werden. Es bleiben alle wehrsteuer-
pflichtig, und es ist höchstens die Frage, ob die
Zuschläge zur Wehrsteuer den unteren Kategorien
ganz erlassen werden sollen. Es .ist ausserordentlich
interessant und beweist, wie heute schon die Pro-
gression spielt: der Antrag der Mehrheit der Kom-
mission, die Beträge bis zu 5 Franken nicht -zu er-
heben,-würde bewirken, dass von heute noch 900 000
Wehrsteuerpflichtigen 600 000 keine Zuschläge mehr
bezahlen müssten. Neben der grossen Masse, die
überhaupt nicht in die Wehrsteuerpflicht hinein-
kommt, müssten noch einmal 600 000 Steuerzahler
keine Zuschläge mehr bezahlen. Diese 600 000
Steuerpflichtigen, die bis zu 5 Franken bezahlen,
bringen einen Gesamtbetrag von weniger als l Mil-
lion Franken auf, während die ändern 300 000 bei-
nahe 62 Millionen Franken auf sich nehmen müssen.

Art. 3. Unsere Fraktion ist damit einverstanden,
dass diese Ausdehnung der Warenumsatzsteuer auf
die feinen Esswaren abgelehnt werden soll. Wir tun
das unter dem ausdrücklichen Vorbehalt, dass für
das Loch, das dadurch entseht, also für 13 Millionen
Franken, um die man die Getränkesteuer ermässigt
hat, anderweitig Ersatz wirklich geschafft wird. Wir
wünschen hier genau festzulegen, dass der Bundes-
rat die Verpflichtung übernimmt, für diese 13 Mil-
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Honen Franken einen wirklichen und vollen, nicht
nur einen symbolhaften Ersatz zu schaffen. Ich
persönlich vertrete die Ansicht, dass dieser Ersatz
geschaffen werden muss innerhalb der gleichen zeit-
lichen Frist, in der auch die zusätzlichen Wehrsteuer-
zuschläge laufen. Ich habe mit einigem Erstaunen
im letzten Satz aus dem Communiqué über die
gestrige Sitzung der Kommission gelesen, der sich
ergebende Fehlbetrag könnte aber in der Weise aus-
geglichen werden, dass die erhöhten Zölle auf Fein-
esswaren länger in Kraft blieben als die übrigen
Massnahmen der Rüstungsfinanzierung."

Ich hätte mich gegen eine solche Lösung ge-
wehrt. Ich bin aber leider wegen des Kampfes um
Rheinau in Zürich festgehalten gewesen und konnte
daher an der Kommissionssitzung nicht teilnehmen.
Ich darf wohl im Namen der Fraktion sprechen, dass
wir hier nicht einen Einnahmenausfall auf den in-
direkten Steuern hinnehmen, sondern vollen, auch
in der zeitlichen Befristung vollen Ersatz für die
13 Millionen Franken verlangen. Ich glaube, man
muss auch mit gewissen Illusionen aufräumen.
Wenn Ersatz für diese 13 Millionen Franken be-
schafft werden soll, dann muss der Pelz gewaschen
werden. Der Bundesrat verfügt über keine Fakir-
künste, um aus dem Nichts 13 Millionen Franken
hervorzuzaubern, sondern wir müssen uns klar sein,
dass das irgendwie fühlbar werden wird, wenn wir
diese 13 Millionen Franken auf eine andere Weise
wieder hineinbringen wollen.

Die Getränkesteuer. Ich bin versucht, hier zu
sagen, um die Situation zu charakterisieren: Im
Westen nichts Neues! Es ist leider dem Bundesrat
nicht gelungen, weder durch die Ermässigung der
Steuersätze noch durch das Angebot einer ver-
fassungsmässigen Garantie, dass die Steuer nicht
auf den Weinproduzenten fallen solle, die Front der
Welschen ins Wanken zu bringen. Ich bedaure diese
Situation ausserordentlich; aber ich muss sagen,
ich sehe keine andere Möglichkeit, als dass hier das
Volk einmal entscheiden muss. Mit der Mehrheit
meiner Fraktion bin ich ein entschiedener Anhänger
der Getränkesteuer. Ich bin überzeugt: Die Sätze
sind so gering, dass bei allseits gutem Willen diese
Getränkesteuer in einer Art und Weise wird durch-
geführt werden können, dass dabei keinerlei Stö-
rungen hervorgerufen werden. Ich glaube sogar und
hege den Optimismus, dass, wenn es gelingt, diese
bescheidene Getränkesteuer durchzuführen, man in
Zukunft kaum mehr verstehen wird, dass über eine
solche Kleinigkeit ein derart homerischer Kampf in
Unserm Parlament hat geführt werden müssen.

Zum Schluss: Unsere Fraktion ist einstimmig
für das Postulat Condrau. Wir sind dafür, dass die
sozialdemokratische Initiative vor der bundesrät-
lichen Vorlage zur Volksabstimmung gelangt. Wir
wünschen deshalb möglichste Beschleunigung der
Behandlung dieser sozialdemokratischen Initiative,
damit auch die endgültige Behandlung der bundes-
rätlichen Vorlage nicht allzu lange auf sich warten
lassen muss.

Im Sinne dieser Ausführungen beantrage ich
Ihnen namens der Fraktion, auf die Vorlage einzu-
treten. Ich weise darauf hin, dass diese Vorlage
nicht in allen Teilen unsern Wünschen und poli-
tischen Anschauungen entspricht. Aber ich will mit
einem versöhnlichen Wort schliessen und sagen:

Wenn auf der ändern Seite ein gleiches Entgegen-
kommen gezeigt wird, wenn man auch dort bereit
ist, auf weitergehende Forderungen zu verzichten,
so werden wir schliesslich bereit sein, auf Grund der
Vorlage des Bundesrates die Hand zur Verständi-
gung zu reichen.

Präsident: Ich erlaube mir, darauf hinzuweisen,
dass wir jetzt in der Eintretensdebatte stehen und
den Antrag, der gestellt worden ist auf Nicht-
eintreten, zu behandeln haben. Es ist vielleicht
zweckmässig, wenn jetzt nicht auf Detailfragen,
die in der Detailberatung doch noch einmal behan-
delt werden müssen, eingetreten wird. .

Schttlid-Zürich : Im Namen der demokratischen
und evangelischen Fraktion möchte ich bei der
Eintretensdebatte auch einige kurze Ausführungen
machen. Die Fraktion, die ich vertrete, bedauert,
dass das Parlament diese Vorlage so lange ver-
schleppt hat. Es war zweifellos ein Fehler, dass man
seinerzeit die Kreditvorlage wegen formalistischer
Überlegungen von der Finanzierung getrennt hat.
Wenn man damals die Kreditvorlage und die
Finanzierungsvorlage zusammen vor das Volk ge-
bracht hätte, so müssten wir heute nicht mehr dar-
über reden. Wir wissen ja, dass nachher allerhand
Schwierigkeiten gekommen sind. Jeder hat dies
gespürt. Die Nationalratswahlen haben manchen
veranlasst, sich etwas anders auszudrücken und auf
alle Fälle nicht Farbe zu bekennen. Das ist mensch-
lich verständlich. Wir bedauern, dass die Getränke-
steuer nun nicht einmal mehr 40 Millionen Franken
einbringen soll, wie es in der ersten Vorlage der
Fall war. Nun hat man Konzessionen gemacht. Die
Getränkesteuer soll noch 27 Millionen Franken ein-
bringen. Es scheint mir, durch die neuesten Er-
fahrungen, die in der Vorlage und in den Aus-
führungsbestimmungen ausgewertet sind, sollten
nun auch die Weinproduzenten zur Verwirklichung
dieser Vorlage Hand bieten.

Alles in allem verdient diese Vorlage nach der
Auffassung unserer Fraktion den Namen „Rüstungs-
finanzierung" nicht, obwohl Kollege Häberlin sagte,
man dürfe die Vorlage nicht als Kleinigkeit be-
trachten, sie bringe immerhin 110 Millionen Fran-
ken pro Jahr ein. Aber damit finanzieren wir die
Rüstungsausgaben von 1% Milliarden Franken
nicht.

Wir wissen, dass zahlreiche Gruppen und Bürger
die Rüstungsfinanzierung überhaupt nicht wollen.
Heute haben wir in diesem Saale ähnliche Töne
gehört. Man drückt sich im Grunde genommen
nicht klar aus, macht „Versteckspiel" und erklärt,
man könne noch ein wenig warten; wir hätten ein
Jahr verloren und könnten nun auch ein zweites
Jahr vorübergehen lassen. Die, welche in dieser
Zeit die Steuer nicht zu bezahlen haben, haben
ihren Vorteil davon. Aber trotzdem proklamiert
man, die Rüstung zu wollen, vaterländisch gesinnt
zu sein usw. Ich betrachte dies, entschuldigen Sie
diesen Ausdruck, als „Sprüche", denn das sind keine
sachlichen Überlegungen.

Aber auch aus konjunkturpolitischen Überlegun-
gen — das hat Herr Häberlin gesagt — sollte eine
möglichst starke Abschöpfung der Erträgnisse der
Hochkonjunktur erfolgen, und zwar solange noch
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Hochkonjunktur besteht. Ich nehme an, Sie seien
beim letzten Wahlkampf alle unter das Volk ge-
kommen, wenn Sie vielleicht sonst mit ihm auch
wenig Fühlung haben. Dann haben Sie allerhand
über das Parlament und also auch über sich selbst
gehört. Man hat erklärt, wir hätten unsere Pflicht
nicht getan. Der Bürger versteht dieses Zagen des
Parlamentes nicht, auch nicht in der Frage der
Getränkesteuer.

Die heutige Vorlage ist das Mindeste, was dem
Volk unterbreitet werden muss. Nachdem wir in
der Kommission den Art. 3 fallen gelassen haben,
der Feingebäck und Patisserie unter die Warenum-
satzsteuer gestellt hätte — die Streichung erfolgte
aus administrativen Überlegungen —, sollte von
jener Seite her ein grosser Teil der Gegner wegfallen.
Die Abstinenten, die wegen der Einbeziehung von
Traubensaft und Süssmost teilweise verstimmt
waren, sollten sich nun damit zufrieden geben, dass
diese Getränke mit dem niedrigsten Satz belastet
werden. In unserer Gruppe wurde gestern abend
erklärt, dass es zahlreiche Abstinenten gebe, die er-
klärten, sie wollten auch ihren Teil zur Rüstungs-
finanzierung beitragen. Ich hoffe also, dass trotz
der Unterstellung von Traubensaft und Süssmost
unter die Steuer, die Abstinenten dieses Finanzie-
rungsprogramm unterstützen werden.

Es hat rnich gefreut, dass in der Kommission
erklärt wurde, die Weinproduzenten sollten den
Widerstand gegen die Vorlage aufgeben. Wenn sie
das nicht tun und die Vorlage sogar zu Fall bringen,
werden sie nichts profitieren. Ich bin überzeugt,
dass dann ein Widerwille in Parlament und Volk
gegen die Hilfsmassnahmen entsteht, die man für
die Weinbauern in Aussicht nimmt. Daraus wird
ihnen nur Schaden entstehen. Die Weinproduzenten
müssen ihren Widerstand aus höheren staatlichen
Interessen aufgeben.

Ich ersuche im Namen unserer Fraktion eben-
falls dringend, auf die Vorlage einzutreten; nicht
nur der demokratische, sondern auch der evange-
lische Flügel unserer Fraktion stimmt zu!

Trüb: Wir stehen vor der grossen Aufgabe der
Finanzierung unserer Landesverteidigung. Das
Rüstungsprogramm haben wir heroisch beschlossen,
aber der Deckung der Kosten sind wir ausgewichen.
Ein ganzes Steuerjahr in der Hochkonjunktur
haben wir verpasst. Es ist sehr zu befürchten, dass
auch das Jahr 1952 verstreiche, ohne dass unsere
Landesregierung konjunkturgerecht handeln kann.

Vor uns liegt aber noch eine grössere Aufgabe,
deren Lösung sich weit in die Zukunft hinein aus-
wirkt: Das ist die Bundesfinanzreform ; ich unter-
streiche „Reform". Nach einer Bundesfinanzreform
sollten wir über ein einfaches, systematisch aufge-
bautes und ergiebiges Steuersystem verfügen kön-
nen. Es wird umfassen müssen: eine direkte Bundes-
steuer einerseits und eine Verbrauchssteuer ander-
seits, dann eine Verrechnungssteuer als Ausländer-
steuer sowie eine systematische Besteuerung der
Genussmittel. Der Erlös aus dem Tabakkonsum
geht zugunsten der AHV und einer kommenden all-
gemeinen Volksversicherung, und der Erlös aus dem
Konsum des Alkohols sollte für die Schaffung und
Aufrechterhaltung unserer Rüstung dienen. Später
muss dann noch eine Erbschaftssteuer helfend und
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ausgleichend eingreifen. Der Ertrag des Militär-
pflichtersätzes soll voll und dauernd dem Bunde
zukommen.

Die Aufnahme der Vorarbeiten für eine Bundes-
finanzreform ist auch schon wieder dringend, sofern
wir sie umfassend lösen wollen. Die Grundlagen da-
für müssen uns auch den Massstab geben für die
Beurteilung der heutigen Vorlage und den Aufbau
der Rüstungsfinanzierung. Es ist sicher, dass die
grosse Reform nicht in einem' Zuge erfolgen wird ;.
es wird kein Gebilde aus einem GUSS sein. Nach all
diesen Erfahrungen wird sie nur in Etappen reali-
siert werden können. Wir müssen also dafür besorgt
sein, bei jeder vorübergehenden Finanzordnung und
bei jeder einzelnen Finanzierung grösserer Aufgaben
im Rahmen der kommenden Neuordnung zu han-
deln.

Die Rüstungsfinanzierung kann vorläufig nur
bis Ende 1954 geordnet werden; man kann also
über gewisse Schwächen der Vorlage hinweggehen
und gewisse Härten in Kauf nehmen.

Die neue Botschaft bringt keine grosszügige
Lösung. Man spürt wirklich nichts von einem Elan
zur Bewältigung einer ausserordentlichen Aufgabe
durch aussergewöhnliche Anstrengungen. Die Vor-
lage verliert sich oft in kleinen und kleinlichen Aus-
einandersetzungen, in Diskussionen um Steuermass-
nahmen. Man vergisst ganz, dass es sich um die
Finanzierung der Landesverteidigung handelt, um
die unser Volk sich sorgt.

Vorläufig erfolgt die Finanzierung unserer
Rüstungsausgaben mit neuen Schulden und mit
Defiziten in der Staatsrechnung. Vorwürfe möchte
ich gegenüber niemandem machen, denn sie würden
auf uns selber zurückfallen. Aber nun müssen wir
handeln und über gewisse Eingaben und Klagen
hinweggehen. Die neue Vorlage ist ein richtiger eid-
genössischer Kompromiss; sie geht wirklich den
Weg des geringsten Widerstandes. Aber trotz dem
vorsichtigen Vorgehen in der Erschliessung neuer
Finanzquellen erhielten wir eine Flut von Eingaben,
welche die Vorlage bekämpfen. Dabei ist der Ertrag
der vorgesehenen Deckungsmassnahmen noch ganz
ungenügend.

Der Bundesrat hat die Getränkesteuer bedauer-
lich rasch fallen lassen. Schon in den Verhandlungen
der Kommission vor einem Jahr hat sich der Vor-
steher des Finanzdepartementes in keiner Weise voll
eingesetzt. Der Bundesrat stellt allerdings mit
Recht fest, die Vertreter des Volkes in der Bundes-
versammlung hätten ihm keine klaren Weisungen
gegeben, wie die ursprüngliche, vom Parlament
durchberatene, aber abgelehnte Deckungsvorlage
auszugestalten sei.

Er studierte eine Reihe von Möglichkeiten, die
alte Vorlage zu verbessern oder die dem Nationalrat
nicht genehme Getränkesteuer zu ersetzen. Die Vor-
lage beschäftigt sich eingehend mit allen Argu-
menten und Gegenargumenten zu einzelnen Mass-
nahmen, aber recht wenig mit der Aufgabe, eine
Getränkesteuer zu schaffen. Eine solche sollte aber
mit der heutigen Vorlage zum mindesten vorbereitet
werden. Als Ersatz der Getränkesteuer werden vom
Bundesrat abgelehnt: die Verbrauchsbelastung an-
derer Art (so die Erhöhung der Telephon-Nacht-
taxen) ; sie gehört wirklich in das Postverkehrsgesetz
und nicht in eine Rüstungsfinanzierungsvorlage.
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Auch die Erhöhung des Benzinzolls wird abgelehnt;
sie wird einmal ausschlaggebend werden bei der
Neuordnung unseres Verkehrswesens. Abgelehnt
werden weiter: eine allgemeine Erhöhung von Ein-
gangszöllen oder besondere Zölle auf Kaffee, Tee
und Kakao, auch eine allgemeine Erhöhung der
Warenumsatzsteuer. Es wäre wirklich nicht zu-
lässig, heute die Verteuerung noch mehr hinaufzu-
treiben, nachdem sie vom Weltmarkt und von der
Inlandwirtschaft her schon wesentlich gesteigert

. wurde. Der Bundesrat blieb hängen an Palliativ-
mitteln: Die Wiedereinführung der Warenumsatz-
steuer auf Feingebäck könnte allerdings frühere
Falschdispositionen korrigieren, aber man würde
damit neue Unruhe schaffen und neue Gegner auf-
stehen lassen. Daher wurde sie von der Kommission
abgelehnt. Die Rüstungszuschläge auf der Waren-
umsatzsteuer bei Getränken bedeuten einen nur
schüchternen Versuch einer Getränkebelastung
(vorsichtig getarnt als erweiterte Umsatzsteuer).
Trotz der kleinen Prozentbelastung ist sie immer
noch umstritten.

Die von der Kommission bereinigte Deckungs-
vorlage nimmt in Aussicht: eine Belastung durch
direkte Steuern in der Form von Rüstungszu-
schlägen auf die Wehrsteuer und dann eine Be-
lastung durch Verbrauchssteuern in der Form von
Rüstungszuschlägen zur Warenumsatzsteuer auf
Getränken. Eine gerechte Verteilung der Lasten
wird also angestrebt ; eine Verständigung auch über
die Belastung des Weins ist zu erhoffen.

Zur Getränkesteuer werde ich nachher in der
Einzelberatung meine besondern Anträge begrün-
den. Die Fraktion der Unabhängigen empfiehlt
Ihnen Eintreten auf die Vorlage.

Bratschi: Ich habe den Auftrag, im Namen der
sozialdemokratischen Fraktion zu dieser Vorlage
Stellung zu nehmen. Verschiedene Herren Vor-
redner haben unsere früheren Beschlüsse kritisiert.
Sie haben darauf hingewiesen, dass im letzten Früh-
jahr Fehler begangen worden seien und dass damit
nun ein Steuerjahr höchster Konjunktur verloren-
gegangen sei. Das ist durchaus richtig. Der grösste
Fehler — wenn man von Fehlern spricht - besteht
jedoch darin, dass die Rüstungsvorlage mit der
Finanzierungsvorlage nicht verbunden geblieben ist.
Unsere Fraktion hat sich für den Standpunkt ein-
gesetzt, dass die Fragen der Rüstung und der
Finanzierung gemeinsam dem Volk vorgelegt wer-
den sollen. Leider hat im letzten Stadium die
Mehrheit anders entschieden. Was an den frühern
Beratungen kritisiert wird, gilt natürlich nu*- wenn
man annimmt, dass eine Vorlage, die im Frühjahr
hätte beschlossen werden sollen, vom Volk auch an-
genommen worden wäre. Nun war die Vorlage im
letzten Frühjahr äusserst heftig angefochten, be-
sonders von den Gegnern der Getränkesteuer. Aber
man wusste, dass auch Gegner anderer Steuern, die
in der Vorlage vorgesehen worden waren, die Vor-
lage als unannehmbar bezeichneten. (Das gilt
übrigens auch für die heutige Vorlage. Ich habe
kürzlich in einer Zeitung gelesen, dass auch diese
neue Vorlage absolut unannehmbar sei.) Die Vor-
lage vom Frühjahr 1951 hätte also sicher mit dem
heftigsten Widerstand von verschiedensten Seiten
rechnen müssen, so dass wir keine Gewähr haben,

dass sie vom Volke angenommen worden wäre.
Natürlich stellt sich auch die Frage, ob die neue
Vorlage Aussicht auf Annahme habe. Die Aus-
sichten dürften immerhin etwas günstiger sein als
im letzten Jahr. Allerdings ist der Widerstand aus
der Westschweiz, namentlich der Weinbauern,
gegen die Getränkesteuer immer noch da. Herr
Häberlin hat die Tatsache in den Spruch „Im
Westen nichts Neues" gekleidet. Ich hatte in den
Kommissionsberatungen indessen das Gefühl, etwas
Neues sei doch vorhanden; man hat den Eindruck,
dass der Widerstand gegen die Getränkesteuer, wie
sie jetzt vorgesehen ist, weniger heftig ist als im
letzten Jahr.

Herr Perreard hat den Standpunkt der sozial-
demokratischen Fraktion, der im Zusammenhang;
mit dieser Ordnungsdebatte von heute morgen vort
Herrn Bringolf bereits umrissen worden ist, als;

" „absurdité la plus complète" bezeichnet. Ich habe:
den Auftrag, zu dieser „absurdité" noch einiges zu-
sagen. Mir scheint nämlich der Standpunkt unserer-
Fraktion durchaus nicht so absurd zu sein, wie
Herr Perreard meint, sondern ich bin der Ansicht,,,
er sei sehr logisch.

Das Ergebnis der Kommissionsberatungen ist in
der Öffentlichkeit recht zwiespältig aufgenommen
worden. Die einen sahen darin schon eine endgültige
Lösung. Es ist in einer Zeitung von einer Milch-
suppe von Gstaad geschrieben worden. Ich muss
zwar sagen, dass ich nicht weiss, dass eine solche
Milchsuppe serviert worden, wäre; vielleicht ist
aber vergessen worden, unsere Fraktion dazu ein-
zuladen.

Auf der ändern Seite wird auch geltend gemacht,
dass durch die Kommissionsberatungen in Gstaad
kein Fortschritt erzielt worden sei. Mir scheint,
dass weder das eine noch das andere richtig sei.
Weder braucht Gstaad ein neuer Misserfolg zu sein,
noch vermöchte ich in den Beschlüssen der Kom-
mission bereits einen endgültigen Erfolg oder eine
endgültige Lösung zu erblicken. So wie ich die;
Dinge beurteile, ist immerhin in den Kommissions-
beratungen in Gstaad gestützt auf die Vorschläge
des Bundesrates ein gewisser Schritt, und zwar ein
nicht unwesentlicher Schritt in der Richtung der
Lösung gemacht worden. Aber es ist eben nur ein
Schritt. Wir haben gegen den Vorschlag des Bundes-
rates vom 30. .November 1951 und damit auch
gegen die Anträge der Kommission (in gewissem
Sinne noch mehr gegen die Anträge der Kommis-
sion) grundsätzlich den gleichen Einwand zu er-
heben wie gegenüber dem Vorschlag vom Frühjahr
1951, nämlich den Einwand, dass auch die neue
Vorlage nicht genügt. Wir haben im letzten Früh-
jahr von dieser Stelle aus den Standpunkt vertre-
ten, dass eine ausserordentliche Aufwendung in
diesem Ausmass für die Rüstung, also für einen nicht
produktiven Zweck, unbedingt durch eine einmalige-
ausserordentliche Anstrengung finanziert werden
sollte. Wir können diesen Standpunkt nicht ändern.
Alles andere erscheint uns nicht befriedigend, nicht
seriös, ja scheint.uns, auf weite Sicht vom Stand-
punkt der Bundesfinanzen und der kommenden
Bundesfinanzreform aus gesehen, gefährlich. Der
Vorschlag des Bundesrates und die Anträge der
Kommission können bestenfalls als Teil der Finan-
zierung angesehen werden. In diesem Sinne können.
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wir dieser Vorlage zustimmen, wie das bereits von
Herrn Bringolf ausgeführt worden ist, aber in der
Meinung, dass wir die Anstrengungen fortsetzen,
um eine bessere Finanzierung, wenn möglich eine
vollständige Finanzierung der ausserordentlichen
Rüstungen herbeizuführen. Bliebe es beim Vor-
schlag des Bundesrates, so würde ein relativ sehr
kleiner Teil der Rüstungsausgaben finanziert. Wir
haben im letzten Frühjahr annähernd l Milliarde
500 Millionen Rüstungsausgaben beschlossen. Nach
dem Antrag der Kommission (nach Streichung der
Umsatzsteuer auf dem Feingebäck) würden pro
Jahr nur noch rund 95 Millionen Franken bleiben.
Wenn es bei diesen Kommissionsbeschlüssen bliebe,
dann hätten wir also in den drei Jahren, für die die
Vorlage gelten soll, Einnahmen von 285 Millionen
Franken. Nach Ansicht der Kommission sollte der
Bundesrat prüfen, ob gewisse Zölle auf Luxusess-
waren zu erheben seien. Was diese Erhöhung ein-
bringen wird, ist mir nicht bekannt. Ich habe daher
auch keine Zahlen in meine Rechnung einbezogen.

Dagegen wird von zwei grossen Fraktionen, der
freisinnig-demokratischen und der katholisch-kon-
servativen Fraktion, beantragt, es seien die Zu-
schläge auf der Wehrsteuer so zu gestalten, dass der
Satz von 30% fallen gelassen wird. Das bringt
wieder einen Ausfall. Die genauen Zahlen sind auch
mir nicht bekannt; es dürfte sich um 7-8 Millionen
Franken im Jahr handeln. Um diese 7-8 Millionen
Franken wird der Ertrag noch einmal kleiner. Das
sind für drei Jahre'etwa 20 Millionen Franken, so
dass wir für die Dauer des Bundesbeschlusses noch
mit 265 Millionen Franken rechnen könnten. Dazu
käme noch der Ertrag der erwähnten Zollerhöhurigen.

Sie werden doch zugeben müssen, dass man
nicht sagen kann, damit seien die Rüstungen finan-
ziert. Es sind knapp 20% der Rüstungsausgaben,
die mit dieser Vorlage finanziert werden. Für die
übrigen 80% haben wir keine Finanzierung. Wir
können uns unmöglich darauf verlassen, dass in
Zukunft die ordentliche Staatsrechnung genügend
Überschüsse bringe, um die restlichen vier Fünftel
zu decken. Ich teile diesen Optimismus nicht. Herr
Ständerat Klöti hat bei Anlass der Beratung des
Voranschlages für 1952 im Ständerat darauf hin-
gewiesen, wie ungünstig die Finanzlage des Bundes
in Wirklichkeit ist, wenn man alle Faktoren in
Betracht zieht. Er hat seither in der Presse seine
Ausführungen im Ständerat noch ergänzt. Er
kommt dabei zum Schluss, dass im Jahre 1952
allein schliesslich ein Rückschlag von 400 Millionen
Franken zu erwarten sei. Diese Zahlen zeigen, dass
es um die Finanzen des Bundes nichts weniger als
glänzend bestellt ist. Die Lage scheint mir eher
prekär. Es sind neue Defizite zu erwarten. Was ist
die Folge ? Die Folge ist, dass in der Hochkonjunk-
tur, wo jeder, der sich mit Finanzen und Wirtschaft
beschäftigt, sagen muss, dass die Schulden ab-
bezahlt werden sollten, neue Schulden gemacht
werden und dass der Schuldenberg des Bundes, der
jetzt rund 8 Milliarden beträgt, in dieser Zeit der
Hochkonjunktur nicht kleiner, sondern grösser
wird. Die weitere Folge ist, dass auch die Zins-
belastung steigt. Je mehr der Bund aber von seinen
ordentlichen Einnahmen für den Zinsendienst auf-
wenden muss, desto weniger bleibt für die übrigen
Aufgaben, die er zu lösen hat. Wer wollte behaup-

ten, dass der Bund keine ändern Aufgaben zu lösen
hätte ? Ich habe dieser Tage in einer Zeitung gelesen,
dass Herr Direktor Saxer vom Bundesamt für Sozial-
versicherung in einem Vortrag auf diese Aufgaben
hingewiesen hat, soweit sie das Gebiet der Sozial-
versicherung betreffen. Er hat unter anderem den
Erwerbsersatz, die Mutterschaftsversicherung, die
Revision der Krankenversicherungen, die Familien-
zulagen an die landwirtschaftlichen Arbeitnehmer
in Berggegenden als dringende Aufgaben erwähnt.
Herr Direktor Saxer meinte, die Invalidenve.rsiche-
rung könne noch auf viele Jahre verschoben werden.
Diese Auffassung teilen wir nicht. Wir glauben
nicht, dass man noch jahrelang warten könne, bis
die Lücke zwischen Krankenversicherung und
Altersversicherung geschlossen werde. Die Inva-
lidenversicherung ist eine Aufgabe, die bald erfüllt
werden muss. Das sind nur Aufgaben auf dem
Gebiete des Amtes für Sozialversicherung. Dazu
kommen noch viele dringliche Aufgaben auf dem
Gebiete unserer Departemente und Abteilungen.

Der Vorschlag des Bundesrates genügt nicht;
die Lage würde erst recht kritisch, wenn Rück-
schläge in der Wirtschaft erwartet werden müssten.
Leider sind solche Rückschläge durchaus im Be-
reiche der Möglichkeit. Ohne den Krieg in Korea
wären diese Rückschläge wahrscheinlich schon da.
Es ist beunruhigend, dass die heutige Konjunktur
weitgehend in der Welt und in der Schweiz eine
Konjunktur ist, die mit der unsicheren Weltlage
im Zusammenhang steht und speziell mit dem Krieg
in Korea. Auch im Blick auf diese Unsicherheit
sollten unsere Anstrengungen vergrössert werden.

Wenn aber mehr Mittel nötig sind, so stellt sich
die Frage, woher diese Mittel genommen werden
sollen. Wir vertreten den Standpunkt, dass in erster
Linie die Volkskreise herangezogen werden sollten,
die über eine beträchtliche finanzielle Kraft ver-
fügen, insbesondere die Kreise, die in den letzten
zehn Jahren, das heisst seit Beginn des Zweiten
Weltkrieges viel Geld verdient haben. Dass es solche
heute gibt, kann niemand bestreiten. Ich habe im
letzten Frühjahr den Antrag für das Friedensopfer
begründet und dabei einige Zahlen genannt. Zwei
Zahlen möchte ich wiederholen: Das wehro.pfer-
pflichtige Vermögen betrug zu Beginn des letzten
Krieges 30 Milliarden Franken, gegen Ende des
Krieges, beim zweiten Wehropfer, 38 Milliarden.
Also ist das wehropferpflichtige Vermögen um rund
25 % gestiegen. Seit dem zweiten Wehropfer ist es
sicher weiter angestiegen, denn die Zeit für die Ver-
mögensvermehrung war auch nach dem Krieg
ausserordentlich günstig. Wie weit wir jetzt noch
von 50 Milliarden entfernt sind, weiss ich nicht,
aber jedenfalls hat die Vermögensbildung weiter zu-
genommen.

Diejenigen, die ihr Vermögen in der Kriegs- und
Nachkriegszeit stark haben vermehren können,
werden nicht behaupten können, das sei ausschliess-
lich ihr eigenes, höchst persönliches Verdienst
gewesen. An dieser Vermögensbildung ist das ganze
Volk beteiligt. Nur bei der Verteilung geht es so
wie bei einer Lotterie: Nicht alle sind bei den eros-

l

sen Preisen beteiligt, es gibt neben sehr grossen
auch kleinere und sehr bescheidene Preise. Wir
glauben, dass die Arbeiter, Angestellten und Klein-
bauern und alle ändern kleinen Leute, die an ihrem
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Platz zu dieser Vermögensbildung beitrugen, einen
Anspruch darauf haben, dass die, die besonders
von der Wirtschaftskonjunktur und von der Arbeit
des ganzen Volkes profitiert haben, auch ein be-
sonderes Opfer bringen, wenn es sich darum handelt,
das zu finanzieren, was nötig ist, um die Sicherheit
unseres Landes zu gewährleisten.

Herr Häberlin hat von den 600 000 gesprochen,
die eventuell von den Zuschlägen nicht erfasst wür-
den, wenn Beträge unter 5 Franken nicht bezahlt
werden müssten. Glauben Sie, die Lage dieser
600 000 sei so ausserordentlich glücklich ? Ich
glaube, das Gegenteil ist richtig. Das sind die Kreise,
deren Arbeit wohl zur Vermehrung des Volksver-
mögens beigetragen hat, die aber von der Wirt-
schaftslage nicht haben profitieren können; auch
in der letzten Zeit haben die Arbeiter und Ange-
stellten von der günstigen Konjunktur nur insofern
profitieren können, als die Beschäftigungsmöglich-
keiten besser gewesen sind. Aber seit 1950 ist ja
das Realeinkommen der Arbeiter und Angestellten
und Beamten wieder zurückgegangen. Sie profitie-
ren also von dieser Konjunktur nur insofern, als sie
bessere Beschäftigung haben, aber nicht etwa in der
Weise, dass ihr Realeinkommen gestiegen wäre.
Das Schlagwort, dass bei der Landesverteidigung
alle beitragen sollen, verfängt in unserem Volke
nicht. Es müssen ja ohnehin alle beitragen. Die in-
direkten Steuern haben in den letzten Jahren viel
mehr zugenommen als die direkten Steuern, näm-
lich durch die Einführung der Warenumsatzsteuer
und durch die gewaltige Zunahme der Einnahmen
auf den Zöllen. Der kleinste Mann liefert so seinen
Obolus und gibt dem Staate, was ihm gehört. Das
geschieht automatisch. Er bringt auch als Soldat
seine Opfer. Ich habe früher darauf hingewiesen,
dass der Soldat der Natur der Sache nach die
schwersten Opfer zu tragen hat, denn die Erwerbs-
ersatzordnung kann den Lohnausfall nie vollständig
ersetzen. Sie verliert auch etwas von ihrem Glanz
im Lichte der Diskussion über die Finanzierung.
Wenn schliesslich die Erwerbsersatzordnung von
den kleinen Leuten selber finanziert werden soll,
wie man jetzt hört, erhalten sie nur ihr eigenes Geld
in der Form von Entschädigungen zurück, wenn
sie Militärdienst leisten. Über diese Angelegenheit
wird in anderem Zusammenhange zu reden sein,
vielleicht noch im Laufe dieser Session.

In den „Basler Nachrichten" erschien gestern
ein Artikel, nach dem man annehmen muss, dass
die Redaktion dieser Zeitung sich ernste Sorgen
über die Einigkeit der sozialdemokratischen Frak-
tion macht. Falls hier im Saale gleiche Befürchtungen
gehegt werden sollten, kann ich die Herren beruhi-
gen. Die Auseinandersetzung ist nicht so ausgefal-
len, wie die „Basler Nachrichten" befürchtet haben.
Man ist in der Fraktion in bezug auf die Rüstungs-
finanzierung durchaus einig. Wer glaubte, dass
zwischen dem sogenannten gewerkschaftlichen Flü-
gel und ändern Mitgliedern der Fraktion Meinungs-
verschiedenheiten bestünden, hat sich geirrt. Ich
möchte darauf hinweisen, dass der Schweizerische
Gewerkschaftsbund im August 1951 eine umfas-
sende Eingabe an den Bundesrat richtete und sich
darin zur ganzen Rüstungsfinanzierung äusserte. Er
nahm darin den Standpunkt ein, dass man dem
bundesrätlichen Programm zustimmen sollte, in-

klusive Getränkesteuer, dass aber ein Friedens-
opfer dazu kommen müsse, um wenigstens eine
einigermassen genügende Finanzierung der Rü-
stungsausgaben zu finden. Diese Eingabe wurde
vom Bundesrat leider in seiner Botschaft nicht
behandelt. Er nahm zu allen möglichen kleinen
Dingen Stellung, aber nicht zur Eingabe des Ge-
werkschaftsbundes, sonst wüsste das Parlament,
auf welchen Boden sich der Gewerkschaftsbund in
dieser Sache gestellt hat.

Wenn der Gewerkschaftsbund damals für eine
bessere Finanzierung eingetreten ist, so ist er heute
mehr als je dafür. Ich mache aber darauf aufmerk-
sam, dass der Gewerkschaftsbund schon im Jahre
1945 den Standpunkt eingenommen hat, es 'sollte
ein drittes Opfer, diesmal ein Friedensopfer, erhoben
werden. Damals rechnete man mit Militärausgaben
von 300 bis 400 Millionen Franken im Jahr. Heute
haben wir 850 Millionen Franken im Budget, ein-
schliesslich diese ausserordentlichen Ausgaben. Mir
scheint, dass, wenn es früher nötig gewesen wäre,
etwas zu tun, es heute mehr als je notwendig ist,
eine bessere Finanzierung herbeizuführen. (Präsi-
dent: Ich mache Sie darauf aufmerksam, dass die
Redezeit abgelaufen ist.)

Ich ersuche um eine Minute Verlängerung. (Zu-
stimmung des Rates.)

Jedenfalls kann ich Ihnen im Namen der Ge-
werkschaften die Erklärung abgeben, dass wir eine
möglichst umfassende Finanzierung wünschen und
dass wir als Mittel, das zur möglichst umfassenden
Finanzierung führen kann, unter anderem das Frie-
densopfer betrachten. Der Gewerkschaftsbund hat
bei der Initiative nicht mitgewirkt. Das ist eine
Angelegenheit der Sozialdemokratischen Partei ; die
Behörden der Partei werden auch darüber zu befin-
den haben, ob die Initiative zurückgezogen werden
soll oder nicht. Aber ich kann Ihnen erklären, dass
die Gewerkschaften die Initiative, wenn sie zur
Volksabstimmung kommen wird, unterstützen wer-
den.

Wir stimmen für Eintreten, und ich hoffe, dass
die Vorlage am Schluss so aussehen wird, dass wir
auch in der Gesamtabstimmung für die Vorlage
stimmen können. Das schliesst aber keineswegs
aus, dass nachher das Volk selbst über die Initiative
entscheidet.

Duttweiler: Gestatten Sie mir einige Worte, die
sich nicht auf das Wirtschaftliche beziehen. Die
Diskussionen gehen im allgemeinen, und sie werden
noch sehr lange über die wirtschaftlichen Inter-
essen gehen. Es handelt sich um die Verteidigung
derer, die zahlen müssen. Die Umfrage des Bundes-
rates bei den verschiedenen Wirtschaftskreisen, was
sie zahlen wollen, hat etwas Rührendes, an sich. Ich
glaube, man darf sich schon so ausdrücken; denn
man hat immer wieder unterhandelt, ob man zahlen
wolle und wie. Das steht in einem krassen Wider-
spruch zum Beispiel zu einer Aufforderung, in den
Militärdienst einzurücken. Dort wird nicht gefragt
nach den Verhältnissen und ob der Dienst tragbar
sei, sondern es wird einfach ein Zettel geschickt,
man habe anzutreten. Aber welche Weitherzigkeit
besteht in finanzieller Beziehung! Wie man sich da
darum bekümmert, ob die Sache zum Beispiel für
die armen Bierbrauer oder eine andere Wirtsphafts-
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gruppe tragbar sei! Das muss doch auffallen. Das
ist eine Frage der Gesinnung. Es handelt sich doch
um die Verteidigung des Vaterlandes. Mit Worten
ist man sehr patriotisch, aber wenn es gilt, eine Ver-
sicherungsprämie zu bezahlen, dann ist der Pa-
triotismus zu Ende. Denn es handelt sich um eine
Versicherungsprämie auch für den Fall, dass ein
europäischer Konflikt ausbrechen sollte. Ich glaube,
dass ein solcher Konflikt schliesslich die Lösung des
Problems sein wird. Man kann sich fragen, wann
es zu einem solchen Konflikt kommen wird, ob in
Jahren oder erst in Jahrzehnten; aber bei einem so
gewaltigen Interessengegensatz und bei einem der-
artigen Aufeinanderprallen von unversöhnlichen
Ideologien, wie sie vorhanden sind, wird schliesslich
die Gewalt entscheiden müssen. Das lehrt die Welt-
geschichte eindeutig. Weshalb sollen wir nun nicht
die Rechnung, ob es rentiert, ein kleines Land mit
Gewalt zu nehmen, möglichst ungünstig gestalten ?
Das ist nach meiner Ansicht die einzige Karte, auf
die wir setzen können. Je stärker die Rüstung und
je entschlossener der Wehrwille ist (und beides
hängt zusammen), um so weniger rentabel ist ein
Angriff und um so schlechter stellt sich die Rech-
nung für irgendeinen Angreifer. Das war von jeher
die Theorie, für die ich gestritten habe, besonders
bei der Landesversorgung. Dann möchte ich Herrn
Nicole sagen, dass man schon jedem, der eine
Lebensversicherung abgeschlossen hat, sagen kann:
„Du dummer Kerl, du zahlst jetzt schon drei Jahre
lang und bist immer noch nicht gestorben!" Das ist
auch eine Argumentation.

Die Opposition der PdA gegen die Landesver-
sorgung hat uns übrigens in unserm Bestreben be-
stärkt, denn wir wissen, welche Interessen die
PdA-Herren, die hier sind, vertreten. Bei der Be-
handlung der Landesversorgungsmotion (Rohstoffe
und Nahrungsmittel für 1—2 Jahre) spendeten die
Kommunisten Herrn Bundesrat Rubattel Beifall,
als er jene Motion ablehnte. Dieser Beifall war
wirklich einzigartig und hätte uns doch erleuchten
sollen, was für einen Beschluss wir damals fassten.
Da muss auch gesagt werden, dass die Landesy^er-
sorgung immer noch ein wenig rentabler ist als die
Landesverteidigung. Denn die Rüstungen erledigen
sich auf zwei Arten, entweder braucht man sie - das
ist der schlimmere Fall —, oder — der weit günstigere
Fall - die Rüstung verrostet. Reis, Kaffee, Kupfer
usw. können Sie immer noch verkaufen, wenn Sie
diese Waren nicht brauchen. Aber die alten Ka-
nonen können Sie höchstens noch pietätvoll in
Zeughäusern aufbewahren. (Wir bewahren solche
Sachen ja länger auf als andere Länder.) Irgendwie
hat man bei den finanzpolitischen Betrachtungen
dieser Dinge den Eindruck, dass, je mehr Geld der
einzelne hat, desto weniger ist er imstande, eine
grosse Rechnung anzustellen. In den kleinen Rech-
nungen sind die Leute ganz grossartig. Es scheint,
dass das Geld vermindernd auf den Verstand ein-
wirkt. Es ist ein Glück für die ändern Leute, dass
sich der Besitz von Geld irgendwie vermindernd auf
den Verstand auswirkt, sonst hätten jene, die nichts
haben, überhaupt nie eine Chance.

Ich kann es einfach nicht verstehen, dass der
Besitz nicht besser begreift, dass er diesen Besitz
dadurch sichern kann, dass er eben einen Teil davon
für dessen Verteidigung ausgibt. Diese Kleinlich-

keit ist mir unverständlich. Ich bin in der Hand-
habung grosser Zahlen ziemlich bewandert. Hier
fehlt mir der Überblick aber vollständig; ich kann
nicht begreifen, dass die Bierbrauer den Bierpreis
nicht erhöhen wollen. Wenn das geschehen wäre,
so wäre genau gleichviel Bier getrunken worden,
aber wir hätten schon ein schönes Sümmchen bei-
einander, das nicht zuletzt dazu dienen könnte,
neben höheren Gütern, neben der Freiheit und Un-
abhängigkeit auch das Eigentum des Bürgers zu
schützen. Wir kratzen auf möglichst raffinierte
Weise jährlich 100 Millionen zusammen. (Das Wort
„raffiniert" ist übertrieben.) 100 Millionen im Jahre
1952 sind aber nur etwa 33 Millionen Franken vom
Jahre 1939, ich meine in Rüstungen gerechnet;
denn die Rüstung kostet heute drei- bis viermal
mehr als im Jahre 1939. Wegen dieser 33 Millionen
Franken (Wert 1939) führen wir nun dieses Theater
auf! Denn das Volk mit seinem gesunden Menschen-
verstand fasst die Sache als ein Theater auf. Das
kann man in der Presse lesen. ^

Nun die Reduktion der Getränkesteuer. Ich
glaube, die Getränkesteuer ist ein Massstab für die
Ethik der Finanzpolitik eines Landes. Ich glaube
nicht, dass ich übertreibe, wenn ich sage: Ein Land,
das nicht fähig ist, den Alkohol und die Genuss-
mittel überhaupt zu besteuern, um den Konsum des
Notwendigen zu entlasten (im Sinne des Art. 29 B V),
ist irgendwie verkommen. Das ist keine Übertrei-
bung. Ich glaube, es hat einmal ein Abgeordneter,
der leider nicht mehr hier ist, gesagt, diese Dinge
seien etwas Sakrales. Ich habe auch den Eindruck,
diese Dinge seien sakral. Die Herabsetzung der Ge-
tränkesleuer ist auch etwas, was mich veranlasst,
nicht für Eintreten zu stimmen. (Ich spreche hier
persönlich, nicht für meine Fraktion.)

Herr Nicole hat gesagt, ich hätte an einen Krieg
geglaubt. Er verwechselt hier etwas. Ich glaube mit
aller Entschiedenheit an ein Kriegsrisiko. Man
kann sich streiten, ob dieses Risiko 5, 90 oder 95 %
beträgt, aber dass ein Kriegsrisiko vorhanden ist,
wird nicht einmal Herr Nicole, der Vertreter der
Friedenstaube, bestreiten. Sonst frage ich ihn,
warum die Sowjetunion so gewaltige Kriegs-
rüstungen bereitstellt. Wenn das alles nicht nötig
ist, sollte er sich einmal an seinen Herrn und
Meister wenden und ihn davon abbringen, weiter
aufzurüsten, auf die Gefahr hin, dass der Lebens-
standard, damit die Kräfte des Individuums und
sein Freiheitsdrang etwas gestärkt würden. Wir
stehen nach meiner Ansicht, historisch-psycholo-
gisch gesehen, in einer sehr verantwortungsvollen
Zeit. Wir müssen Taten zeigen. Diese Verhand-
lungen hier sind wirklich kläglich. Was haben wir
nicht alles für Eingaben und statistisches Material
erhalten, dass man diese Aufwendungen nicht be-
zahlen könnte usw. Es geht schliesslich um die
Landesverteidigung. Die Klausel, dass die Steuer-
sätze usw. in der Finanzordnung vorübergehend
nicht «rhöht werden dürfen, stellt uns heute das
Bein; sonst würden wir tatsächlich die Kraft
finden, verfassungsmässig für ein Jahr einmal die
Geschichte in Kraft zu setzen und sie dann innert
eines Jahres zur Abstimmung zu bringen. Das ist
ausserordentlich bedauerlich. Denn, wie man hört,
kann der Verfassungsartikel erst gegen Ende des
Jahres in Kraft treten, so dass also für die Jahre
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1951 und 1952 überhaupt auf diesem bescheidenen
Betrag von 100 Millionen bekanntlich nicht oder
nur auf einen kleinen Teil gerechnet werden kann.
Das beleuchtet doch die ganze Misere dieser Ge-
schichte. Ich frage mich, wie, historisch betrachtet,
einst unser 'Heldenmut beurteilt wird, wenn man
liest, wie man in dieser gewaltigen Hochkonjunktur
sich um die Finanzierung der Rüstung bemüht. Wir
haben ja eine Hochkonjunktur ; solche Gewinne und
eine solche Steigerung der Aktienkurse hatten wir
in unserem Lande noch nie. Und da kratzen wir
Kleinigkeiten zusammen. Das muss einen Vertreter
der heutigen Generation bedrücken. Wenn wir die
Ausgaben für die Rüstung früherer Jahrhunderte
betrachten, so kommen wir zu einer viel grösseren
Anstrengung, gemessen an den Ausgaben für den
zivilen Sektor. Wir sind sehr kleine Eidgenossen!

Präsident: Die Diskussion ist geschlossen.

Gysler, Berichterstatter: Ich möchte nur auf
einige wenige Voten kurz zurückkommen.

Einmal hat Herr Dr. Häberlin sich darüber auf-
gehalten, dass gestern in der Kommissionssitzung
bekannt geworden sei, dass für die Streichung des
Art. 3 kein genügender Ersatz vorhanden sei. In der
Tat wird in einem Communiqué, das in den heu-
tigen Morgenzeitungen erschienen ist, davon ge-
sprochen und gesagt: „Auf die Erhöhung der Zölle
und die feinen Esswaren... entstehen wird."

Ich kann Herrn Häberlin beruhigen, es ist in derÖ t

gestrigen Sitzung darüber kein Wort gesprochen
worden. Wer dieses Communiqué erfunden und
solche Mitteilungen weitergegeben hat, ist mir
rätselhaft. Dagegen erinnere ich mich, dass Herr
Bundesrat Weber in Gstaad erklärt hat, es sei
natürlich sehr schwierig, für die 13 Millionen Ersatz
zu schaffen durch die Erhöhung der Zölle, es bestehe
keine völlige Klarheit, wie die 13 Millionen herein-
gebracht werden könnten. Ich habe in meinem Ein-
tretensvotum gesagt, diese Vorlage, die wir jetzt
beraten, gelte für die Jahre 1952, 1953 und 1954,
und nach meiner Meinung müssten auch die Zoll-
erhöhungen, die an Stelle des Art. 3 in Rechtskraft
bleiben, für drei Jahre und nicht länger in Kraft
bleiben.

Herr Kollege Trüb hat schon in Gstaad gesagt,
die Vorlage lasse eine gewisse 'Grosszügigkeit ver-
missen. Und heute, etwas abgeschwächt, hat er
gesagt, der Bundesrat bleibe an Palliativmitteln
hängen. Ich muss doch feststellen, dass Herr Trüb in
Gstaad keine Abänderungsanträge gestellt hat, die
auf irgendeine Grosszügigkeit schliessen lassen wür-
den. Er hat auch keine ändern Vorschläge gemacht.
Das blieb vollständig aus. Ich erinnere mich noch an
eine Sitzung in Klosters vom letzten Jahr, als die
ATO von ihm massiv bekämpft wurde. Da hat Herr
Trüb gesagt: „Wenn die ATO fällt, so werden wir zei-
gen, wie auf freiwilligem Wege diese ATO durchge-
führt werden kann." Die Vorschläge sind heute noch
nicht da; sie sind niemandem bekannt. Das gleiche
ist zu sagen mit der Zuckervorlage und beim Land-
wirtschaftsgesetz. Ich glaube, man darf ^ nur so
scharf kritisieren, wenn man gleichzeitig in der Lage
ist, grosszügige Vorschläge zu machen, die auch
durchführbar sind.

Herr Bratschi hat erklärt, die Arbeiter hätten
von der Konjunktur und der Situation im laufenden
Jahr nichts profitiert. Ich glaube, das steht in einem
gewissen Widerspruch zu der Vorlage über die
Teuerungszulagen an das Bundespersonal. Dort ist
ausdrücklich erklärt worden, auch von den Ver-
tretern der Arbeiterschaft, dass im letzten Jahre
auf der ganzen Linie in der privaten Wirtschaft
entsprechende Erhöhungen der Teuerungszulagen
vorgenommen worden seien. Man darf jetzt nicht
auf einmal erklären: Die Arbeiterschaft hat immer
noch den gleichen Lohn; sie hat sich real nicht
besser gestellt. Die Prüfung ergäbe, dass im Durch-
schnitt des Landes der Arbeiter von der Kon-
junktur in der einen oder ändern Art profitiert hat.
Ich will nicht sagen übermässig profitiert hat, denn
es ist ja hier mit den wirtschaftlichen Konkurrenz-
verhältnissen zu rechnen. Aber es darf nicht einfach
gesagt werden, es sei dabei nichts herausgekommen.

Und nun zu den Bemerkungen des Herrn Dutt-
weiler. Man könnte allerhand Widersprüche auf-
decken in den Voten und in den Taten des Herrn
Duttweiler in den letzten Jahren. Er sagt: Ja, die
Wirtschaft werde da angehört, man frage die Wirt-
schaft an, ob das und das gehe und ob so und soviel
tragbar sei. Ich glaube, Herr Duttweiler, der Bun-
deshaushalt und die Wirtschaft des Landes sind
nicht zu verwechseln mit der Migros. Dort haben
Sie das Recht, zu verfügen, und verfügen auch.
Darüber besteht kein Zweifel. Aber beim Bunde
muss eben nach demokratischen Grundsätzen
schliesslich doch versucht werden, wirtschafts-
politische Auseinandersetzungen so zu behandeln,
dass dabei die Wirtschaft noch bestehen kann. Am
meisten habe ich mich darüber -aufgehalten, dass
Herr Duttweiler erklärte, der Besitz setze nichts
ein für die Landesverteidigung. Herr Duttweiler:
Ich erinnere Sie an eine Verfassungsvorlage vom
Jahre 1938 (Arbeitsbeschaffung und Landesver-
teidigung). Nach den Vorschlägen des verstorbenen
Herrn Bundesrat Obrecht enthielt jene Vorlage
die Ausgleichssteuer. Ihr Unternehmen wäre mit
ändern Unternehmen, zum Beispiel mit den privaten
Detailhandelsverbänden, davon betroffen worden.
Was haben Sie nachher gemacht, um die Mittel für
die Landesverteidigung zur Verfügung zu stellen?
Sie haben damals das privatwirtschaftliche Unter-
nehmen in eine Genossenschaft verwandelt und
sind damit entsprechend nicht mehr unter die Aus-
gleichssteuer gefallen. Mit ändern Worten: Sie
haben damals den Ausweg durch die Gründung der
Genossenschaft gefunden und sind so zu einem viel
kleineren Steuersatz gekommen. Ich glaube also,
Sie haben sich in der Richtung gewandelt. Sie be-
finden sich in guter Gesellschaft. Aber man darf
nicht über die ändern losziehen, wenn man selbst
einmal versuchte, gewisse Mittel dem Bunde für die
Landesverteidigung und. die Arbeitsbeschaffung
nicht zur Verfügung zu stellen.

Ich habe gar nicht die Absicht, auf das Votum
von Herrn Nicole einzutreten. Ich glaube, sein An-
trag auf vollständige Rückweisung erledigt sich von
selbst. Aber eines muss ich doch feststellen: Die
Vertreter der PdA haben, was .unsere militärische
Wehrbereitschaft anbetrifft, sich ganz besonders
dadurch ausgezeichnet, dass sie jede Rüstung und
jede Finanzierung ablehnen. Wir wissen, welches
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Schicksal ändern Völkern und Staaten beschieden
ist, die es nicht verstanden haben, sich rechtzeitig
zu rüsten. Sie haben letztes Jahr das Rüstungs-
programm abgelehnt, im Dezember die Panzer-
beschaffung und lehnen jetzt die Finanzierung der
Rüstung ab. Sie beweisen jetzt, dass sie unsere
Armee absichtlich schwächen wollen. Jeder Schwei-
zer weiss, was er von dieser Gesellschaft zu halten
hat. Ich glaube, die grosse Mehrheit des Schweizer-
volkes würde es nicht verstehen, wenn wir dieser
Politik folgen würden. Die Partei der Arbeit
zeichnet sich in allen militärischen Fragen durch
eine absolut vaterlandslose Haltung aus. Diese Hal-
tung ist nach meiner Meinung, angesichts unserer
gegenwärtigen aussenpolitischen Verhältnisse, him-
meltraurig, und das Votum Nicole charakterisiert
ihn und seine ferngesteuerte Partei.

Ich beantrage, auf die Vorlage einzutreten und
den Antrag Nicole abzulehnen.

M. Pini, rapporteur: Je ne voudrais pas prolon-
ger la discussion avant que M. Weber, conseiller
fédéral, ait pris la parole. Je m'aperçois cependant
qu'on a été quelque peu pressés d'entrer en matière,
avant de répondre à M. Nicole qui a présenté une
proposition de renvoi. M. Nicole nous a reproché de
porter ici à la tribune du Conseil national peu
d'enthousiasme dans la défense des propositions de
la commission. Il est trop vieux parlementaire
pour ignorer qu'en matière d'impôt on peut porter
à la tribune des convictions, jamais un grand
enthousiasme. C'est une œuvre de raison que nous
défendons ici. L'enthousiasme s'en va comme le
vent. La raison reste avec la conviction.

D'autre part, je voudrais voir une certaine
logique dans l'attitude de M. Nicole. Il a présenté
la même proposition l'an dernier avec le succès
qu'on connaît. Pourquoi ? Parce que les fins poli-
tiques de M. Nicole sont diamétralement opposées
aux fins politiques de la grande majorité du parle-
ment et du peuple suisse.

Dans les temps que .nous vivons et dans le
monde que nous connaissons, la guerre fût-elle
éloignée ou proche, le peuple suisse veut que le roc
helvétique soit efficacement armé. «Rome et Sparte
ont défendu leur liberté parce qu'elles ont su se
donner des armes», disait déjà Machiavel; et les
Suisses sont maintenant «liberissimi et armatis-
simi». Nous sommes les héritiers des Suisses du
temps de Machiavel.

Je vous demande donc de repousser avant tout
la proposition de M. Nicole qui a du reste la fonc-
tion de raidir le front patriotique du parlement et
du peuple suisse.

Bundesrat Weber: Man kann sich fragen, ob es
nötig sei, zu dieser Vorlage noch viel zu sagen. Ich
glaube jedenfalls, dass der einfache Bürger, der
nicht so kompliziert denkt, es nicht versteht, dass
es so viele Worte braucht, um die Annahme dieser
Vorlage zu sichern. Die Lage ist ja sehr einfach:
Das Parlament hat vor einem Jahr ausserordent-
liche Rüstungskredite im Ausmasse von 1% Mil-
liarden Franken bewilligt, ohne damals für die
Deckung zu sorgen. Ein Teil dieser Kredite ist
bereits verwendet, ein weiterer Teil wird in diesem
Jahr und in den nächsten beiden Jahren ausgegeben.

Der Betrag wird sich kaum vermindern. Infolge der
Teuerung ist eher mit einer gewissen Erhöhung zu
rechnen.

Nun gibt es ein ganz einfaches Prinzip in der
Finanzwirtschaft, nämlich dass die Ausgaben des
Staates durch Einnahmen gedeckt werden müssen.
Die Bundesversammlung hat ja im Jahre 1938
diesen Grundsatz sogar in einem Bundesbeschluss
festgelegt, der heute noch Geltung hat. Es ist der
Beschluss über die Durchführung der Übergangs-
ordnung des Finanzhaushaltes vom 22. Dezember
1938. Artikel 32 lautet: „Deckungsklausel für neue
Ausgaben: Neue Ausgaben sollen nur beschlossen
werden, wenn durch Einsparungen oder durch neue
Einnahmen für Deckung gesorgt ist. Unaufschieb-
bare neue Ausgaben sind in gleicher Weise nach-
träglich so rasch als möglich zu decken." Sie haben
schon mehrmals gegen diesen Grundsatz verstossen,
den Sie selber aufgestellt haben. Sie haben ihm
einige Male, meist bei kleinen Ausgaben, Nach-
achtung verschafft. Aber wenn es je nötig war, diese
Deckungsvorschrift anzuwenden, so bei diesen
ausserordentlichen Aufwendungen für Rüstungs-
.zwecke. Sie haben leider die Verkuppelung der
Deckungsvorlage mit der Rüstungsvorlage vor
einem Jahr abgelehnt. Ich glaube, das war ein
Fehler. Damals sind Sie dem Antrag des Bundes-
rates nicht gefolgt. Sie müssen das jetzt nachholen.

Nun gibt es noch heute Optimisten, die glauben,
man komme ohne eine besondere Finanzierung der
Rüstungsaufwendungen durch, man könne weiterhin
mit ausgeglichenen Jahresrechnungen oder sogar
Überschüssen rechnen. Anderseits gibt es Leute, die
pessimistisch urteilen und erklären, wir stünden vor
sehr grossen Defiziten im Bundeshaushalt. Wer hat
nun recht? Ich versuche, mir möglichst objektiv
über die Finanzlage des Bundes Rechenschaft abzu-
legen. Wir hatten 1950 einen ausserordentlich gün-
stigen Ertrag. Die Rechnung brachte damals einen
Überschuss von 295 Millionen Franken, die Ver-
mögensrechnung zeigte eine Verminderung des
Schuldenüberschusses um 171 Millionen Franken.
Der Voranschlag für 1951 sah ein Rechnungsdefizit
von 324 Millionen Franken und eine Zunahme der
Verschuldung um 207 Millionen Franken vor. Ich
kann Ihnen sagen, dass das tatsächliche Ergebnis
wesentlich günstiger sein wird als das budgetierte.
Immerhin werden wir nicht ohne Defizit weg-
kommen. Nach den bis jetzt vorliegenden Zahlen,
die noch nicht definitiv sind, ist in der Rechnung
mit einem Ausgabenüberschuss von 130 bis 140 Mil-
lionen Franken zu rechnen. Diese Verbesserung ist
darauf zurückzuführen, dass eine Reihe von Auf-
wendungen, zum Teil auch solche militärischer Art,
im letzten Jahr nicht ausgeführt oder nicht mehr
bezahlt werden konnten, so dass die Kredite auf das
laufende Jahr übertragen werden müssen. Die Ver-
mögensrechnung dürfte noch etwas günstiger ab-
schliessen, nämlich mit einem Rückschlag von etwa
15 bis 25 Millionen Franken.

Sie werden sagen, das sei sehr günstig, also
brauchten wir uns um die Deckung zusätzlicher Aus-
gaben nicht zu kümmern. Ich weise darauf hin, dass
dieser Abschluss verschiedenen günstigen Faktoren
zu verdanken ist. Wir hatten im letzten Jahr eine
Erhöhung der schon 1950 sehr hohen Zolleinnahmen.
Die Zollerträgnisse sind 1951 noch um 20 Millionen
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Franken^ höher als 1950, sie erreichen im abgelau-
fenen Jahr 607 Millionen Franken. Aber diese Ver-
mehrung ist ganz den ersten 7 Monaten zu ver-
danken. Vom Januar bis Juli vermehrten sich die
Zollerträge um 62 Millionen Franken oder 21 %, vom
August bis Dezember verminderten sie sich um
42 Millionen Franken oder 15%. Die im ersten Teil
des Jahres erhöhten Zolleinnahmen sind der Auf-
füllung der Pfhchtlager zu verdanken, die von den
Bundesbehörden angeordnet worden sind. Dazu
haben Handel und Industrie weitere vorsorgliche
Lager in grossem Ausmass angelegt. Die damit ver-
bundenen Importe werden nicht dauernd auf dieser
Höhe bleiben, denn sie entsprechen nicht dem Kon-
sum im Lande, sondern gehen darüber hinaus, und
dementsprechend werden die Einfuhren und Zoll-
einnahmen wieder zurückfallen.

Der Voranschlag für 1952 schliesst nach den
Beratungen der Räte mit einem Rechnungsdefizit
von 213 Millionen Franken ab. Die Rechnungen
sind vorsichtig gemacht worden. Herr Ständerat
Klöti hat noch weitere Ausgaben, die zum Teil mit
Sicherheit gemacht werden müssen, zum Teil noch
nicht ganz gewiss sind, dazu gezählt in jenem
Artikel, der bereits von Herrn Nationalrat Bratschi
erwähnt worden ist, und kommt zu einem Ausgaben-
überschuss von rund 400 Millionen Franken. Wenn
man alle noch möglichen Ausgaben dazu rechnet,
so muss man meines Erachtens auf der Einnahmen-
seite auch alle noch möglichen Verbesserungen hin-
zuzählen; dann sieht die Situation etwas weniger
ungünstig aus. Trotzdem dürfen wir uns nicht der
Illusion hingeben, dass wir ohne zusätzliche Ein-
nahmen auskommen würden. Das laufende Jahr
wird durch die Wehrsteuererträgnisse begünstigt
sein. Es ist ein wehrsteuerfettes Jahr. Aber 1953
werden wir wieder einen mageren Ertrag aus der
Wehrsteuer haben, so dass dann die Situation
wesentlich schlimmer sein wird.

Nun mache ich aber auch auf folgendes auf-
merksam. Der Bund hat heute noch einen Schulden-
überschuss von rund 8 Milliarden Franken. Gegen-
über 1938, dem letzten normalen Vorkriegs jähr, wo
der Schuldenüberschuss 1,5 Milliarden Franken be-
trug, ist während der Kriegsjahre die Verschuldung
des Bundes um 7 Milliarden gestiegen, und zwar bis
auf 8,5 Milliarden Franken. In den Jahren von 1945
weg sind dann ungefähr 500 Millionen Franken ge-
tilgt worden. Aber es bleiben von den Schulden aus
der Kriegszeit noch 6,5 Milliarden Franken zu
tilgen. Wir haben seinerzeit bei der Behandlung der
Bundesfinanzreform eine Tilgungssteuer in Aussicht
genommen, in der Meinung, dass mit dieser Steuer
dieser Schuldenüberschuss nach und nach getilgt
werden soll. Heute spricht man eigentlich gar nicht
mehr von der Tilgung dieser Schulden, sondern man
spricht nur noch vom Gleichgewicht in der Rech-
nung, das wenigstens herbeigeführt werden sollte.
Aber ich möchte Sie fragen: Wann wollen Sie denn
die Schulden tilgen ? Wollen Sie die Schulden tilgen
in Zeiten rückläufiger Konjunktur, wollen Sie sie
tilgen, wenn eine Krise kommt ? Glauben Sie, dass
man dann die Steuern erhöhen kann ? Glauben Sie,
dass man dann noch die heutigen Steuererträge er-
zielen kann, mit denen wir jetzt nicht einmal das
Gleichgewicht aufrechterhalten können ? Nun ist
diese Rüstungsvorlage mit einem ausserordentlichen

Aufwand von 1,5 Milliarden Franken beschlossen
worden. Wäre das eine gesunde Finanzpolitik, wenn
wir jetzt die Amortisation noch hinausschieben
wollten, heute, in einer Hochkonjunktur, wie wir sie
überhaupt in unserem Lande nocb nie gehabt haben ?
Ich komme vom finanzpolitischen Standpunkt aus
zum Schlüsse, dass diese zusätzlichen ausserordent-
lichen Ausgaben auch unbedingt durch ausser-
ordentliche Einnahmen gedeckt werden müssen.

Nun komme ich aber noch zu einem zweiten
Punkt. Es ertönt seit langem auch in unserem Lande
der Ruf nach einer konjunkturgerechten Wirt-
schafts- und Finanzpolitik. Diese Forderung ist
absolut berechtigt, denn ich halte es tatsächlich für
möglich, dass man Wirtschaftskrisen zwar nicht ver-
hindern, aber doch mildern kann, wenn man mit der
staatlichen Wirtschafts- und Finanzpolitik auf einen
gewissen Ausgleich hinsteuert. Aber wenn man das
will, muss man in der Hochkonjunktur beginnen.
Das ist viel leichter als in Krisenzeiten. Wir haben
heute eine Hochkonjunktur, aber eine etwas un-
sichere Hochkonjunktur; denn sie ist eigentlich eine
Rüstungskonjunktur, vor allem in der Weltwirt-
schaft, aber auch bei uns. Diese Hochkonjunktur
steht auf etwas wackeligen Füssen, und sie kann
eines Tages zusammenbrechen und wird es wahr-
scheinlich tun.

Nun hatten wir seit Mitte 1950 eine erste Phase
dieser Hochkonjunktur. Da kam der Auftrieb vom
Ausland her. Die Preissteigerung auf den Rohstoff-
märkten machte sich bemerkbar. Sie dauerte bis
ungefähr zum Frühjahr 1951. Seither sind auf ein-
zelnen Weltmärkten Rückschläge eingetreten, zum
Teil sogar sehr heftige. Die Bewegung ist heute nicht
ganz einheitlich, aber immerhin hat diese Ent-
wicklung auf den Weltmärkten auch zu Preisrück-
bildungen bei uns geführt, und zwar bei einer Reihe
von Artikeln, und die Auswirkungen haben wir sogar
bereits in den Kosten der Lebenshaltung in dem
Sinne feststellen können, dass diese in den letzten
beiden Monaten nicht mehr im gleichen Tempo wie

• bis jetzt gestiegen sind. Es kann sogar damit ge-
rechnet werden, dass wir momentan eine gewisse
Stabilisierung erreichen. Auf jeden Fall ist die Ver-
schärfung der Teuerung abgeschwächt.

Aber nun droht die Gefahr von der ändern Seite
her. Der Auftrieb in der Inlandwirtschaft könnte
das Preisgefüge erneut in Gefahr bringen. Hier
liegen vor allem drei Ursachen vor: Einmal die
enormen Exportaufträge der Industrie. Wir hatten
im letzten Jahre eine Exportziffer, wie sie noch nie
auch nur annähernd erreicht worden ist, nämlich
eine solche von 4,9 Milliarden Franken, das sind
rund 20% mehr als im schon ausserordentlich gün-
stigen Jahre 1950. Zweitens haben wir einen Bau-
boom, eine Vermehrung der Bautätigkeit, wie sie
auch noch nie eingetreten ist und wie man sie noch
vor 2 bis 3 Jahren nicht einmal für möglich gehalten
hätte. Das Bauvolumen erreichte im letzten Jahre
seinen Höhepunkt, und man eröffnet uns, dass es in
diesem Jahre nicht geringer, sondern auf einzelnen
Plätzen sogar noch höher sein werde als im letzten
Jahr. Der Wohnungsbau ist allerdings - nach den
Baubewilligungen zu schliessen - eher etwas im Ab-
flauen begriffen, aber die industriellen Bauten
nehmen zu. Auch die öffentliche Bautätigkeit steht
zum grossen Teil in voller Blüte. Drittens kommen
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dazu die zusätzlichen Rüstungsaufträge des Bundes
mit ungefähr 300 Millionen Franken in diesem Jahr.
Es wäre aber verhängnisvoll, wenn die Stabilität
der Inlandwirtschaft, die wir bis heute einigermassen
behaupten konnten, durch diese Auftriebskräfte ge-
brochen würde, und das würde eintreten, wenn wir
diese Kräfte im Inland sich hemmungslos auswirken
lassen würden. Ich glaube, die ausländischen Bei-
spiele (wie Frankreich, Finnland usw.) sollten uns
abschrecken.

Ich kann Ihnen sagen, dass der Bundesrat sich
eingehend mit diesen Fragen beschäftigt, und dass
er gewillt ist, alle Mittel, die der Staat hat, für eine
konjunkturgerechte Wirtschafts- und Finanzpolitik
einzusetzen. Die Mittel sind aber beschränkt. Diese
Mittel, wie zum Beispiel die Preiskontrolle usw., sind
eigentlich erst sekundäre Mittel. Man kann die Aus-
wirkungen damit zwar bremsen. Das Primäre muss
eine gewisse Beschränkung der Nachfrage sein, um
den Auftrieb hintan zu halten. Sie wissen, dass die
Behörden bereits verschiedene Massnahmen zur
Eindämmung der Hochkonjunktur im Bausektor
getroffen haben. Man hat das Gentlemen's Agree-
ment abschliessen können, das eine gewisse Kredit-
beschränkung für den Bausektor bedeutet oder
wenigstens eine Normalisierung der zu gewährenden
Kredite. Ferner erinnere ich Sie an die Vorlage, die
Sie beschlossen haben betreffend Steuererleichte-
rungen bei Anlegung von Arbeitsbeschaffungs-
reserven. Der Bundesrat ist auch gewillt, die öffent-
liche Bautätigkeit nach Möglichkeit zu bremsen,
und er selbst geht mit dem guten Beispiel voran.
Alle diese Fragen sind in ernsthafter Prüfung. Wir
möchten nur hoffen, dass auch die Kantone und
Gemeinden alle Bauten, die nicht unbedingt jetzt
ausgeführt werden müssen, aufsparen auf eine Zeit,
da wir möglicherweise Arbeitslosigkeit haben oder
j edenf alls nicht die Anspannung, wie sie heute besteht

Sehr wirksam zur Eindämmung der Hoch-
konjunktur wären natürlich auch Massnahmen der
Geld- und Kreditpolitik. Aber auch die Mittel der
Nationalbank sind sehr beschränkt. Sie hat heute
keine Fühlung mit dem Markt, weil eine sehr grosse
Liquidität besteht. Sie hat auch nicht die Möglich-
keit, offene Marktpolitik zu betreiben, und gerade
im Hinblick auf diese Situation glaube ich, dass es
doppelt notwendig ist, dass der Bund mit seiner
Finanzpolitik konjunkturgerecht vorgeht, das heisst,
dass der Staat keine zusätzlichen Geldausschüttun-
gen vornimmt und dass er auch keine Beanspruchung
der brachliegenden Mittel vornimmt, das heisst mit
ändern Worten, dass keine Rechnungsdefizite auf-
treten dürfen, sondern im Gegenteil Überschüsse
erzielt werden sollten. Das ist schon oft erklärt
worden, von Kommissionen, von wissenschaftlichen
Gremien, und die Presse hat auch eingestimmt. Aber
es genügt nicht, nur davon zu sprechen, wir müssen
auch danach handeln.

Ich glaube, es sind alle Kreise des Volkes an der
Eindämmung inflatorischer Tendenzen interessiert;
vor allem die Lohnerwerbenden. Diese haben ja
immer die grösste Mühe, mit ihren Lohnanpassungen
den Preiserhöhungen nachzukommen. Wie heute
bereits gesagt worden ist, ist ihnen das in der letzten
Zeit gar nicht gelungen. Aber auch die Unternehmer
haben ein Interesse daran, die meistens glauben, sie
könnten in der Hochkonjunktur mühelos grössere
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Gewinne erzielen. Sie müssen sich Rechenschaft
darüber geben, dass sie ein sehr viel grösseres Risiko
eingehen und dass, wenn sich das Rad der Hoch-
konjunktur einmal rückwärts dreht, sie die Kehr-
seite der Medaille zu spüren bekommen, indem diese
Risiken sich dann auswirken. Auch sie haben somit
ein Interesse, dass nichts überbordet, sondern alles
im normalen Rahmen gehalten wird. Zu erwähnen
sind auch die Rentner, die in erster Linie von jeder
Erhöhung des Preisniveaus getroffen werden und
sich dagegen überhaupt nicht zur Wehr setzen
können. Schliesslich ist es für die ganze Volks-
wirtschaft wichtig, dass unser Kostenniveau nicht
weiter in die Höhe geht. Andere Länder haben im
März 1949 durch ihre Abwertungen einen gewissen
Kostenvorsprung erreichen können. Die Schweiz hat
dank der bisherigen verhältnismässig ruhigen Ent-
wicklung gegenüber dem Ausland einen Teil dieses
Vorsprungs einholen können, aber nur einen Teil.
Es wäre verhängnisvoll, wenn das Wiedergewonnene
verloren ginge.

Damit komme ich zur zweiten Schlussfolgerung:
Nicht nur im Interesse der Staatsfinanzen, sondern
im Interesse der Stabilität der Wirtschaft und der
Erhaltung der Vollbeschäftigung für möglichst lange
Zeit ist es notwendig, dass wir diese ausserordent-
lichen Aufwendungen decken durch ausserordent-
liche Einnahmen.

Nun sind wir ja in diesem Punkt alle einig, mit
Ausnahme einiger Katastrophenpolitiker, die keine
Verantwortung übernehmen für die Entwicklung
des Staates und der Wirtschaft. Aber sofort kommen
dann die verschiedenen Interessen. Die einen sind
gegen eine Verbrauchssteuer, die ändern gegen eine
direkte Steuer, die einen gegen eine Progression, die
ändern gegen eine Getränkesteuer oder doch gegen
die Belastung eines Getränkes, das sie als besonders
heilig erachten usw. Die Steuer, die allen konveniert,
ist noch nicht erfunden worden. Auch ich habe sie
nicht erfinden können, sonst würde ich ein Patent
darauf lösen. Es scheint nun Tradition zu sein in
unserer Demokratie, dass jeder seine Position bis
zuletzt verteidigt mit bewunderungswürdiger Zähig-
keit. Ich weiss nicht, ob es überhaupt denkbar wäre,
dass einmal alle sagen würden : Zwar lehne ich das
und das ab, es ist mir nicht sympathisch, aber wir
bringen nun einmal ein Opfer. Das gibt es offenbar
in der Schweiz nur als Märchen. Immerhin: Ver-
teidigen Sie ruhig Ihre Position; aber verteidigen
Sie sie so, dass Sie nachher zustimmen und erklären
können: Wir haben uns der Mehrheit fügen müssen.
Verteidigen Sie sie so, dass Ihre Wähler auch nach-
her verstehen, dass Sie trotzdem dafür eingetreten
sind. Ich als Chef des Finanzdepartementes ver-
teidige die Vorlage nach den Kommissionsantragen.
Sie enthält direkte und indirekte Steuern, wobei
darauf hingewiesen werden kann, dass alle Mass-
nahmen abgewogen sind, dass namentlich die in-
direkten Steuern nicht Steuern sind auf dem Kon-
sum, der lebensnotwendig ist für jedermann, son-
dern auf einem entbehrlichen Konsum. Ich werde
— das werden Sie verstehen — alle Anträge, die noch
Lücken schlagen wollen in die Vorlage, ablehnen
oder, wenn Sie lieber das Bild der Kappeier Milch-
suppe anwenden wollen: Ich werde jedem mit dem
Löffel eins auf die Finger geben, der einen Brocken
herausfischen will.
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Ein Vorwurf gegenüber der Vorlage scheint mir
gerechtfertigt zu sein: dass sie wenig einbringt und
sehr bescheiden ist. Ich glaube, dass wir die 110 Mil-
lionen Franken trotz den Änderungen, die jetzt nach
den Kommissionsbeschlüssen vorgenommen werden,
im Durchschnitt der drei Jahre erreichen werden,
also insgesamt 330 Millionen Franken in drei
Jahren. Aber zur Deckung der ausserordentlichen
Rüstungsauf Wendungen sollten wir wesentlich mehr
haben. Ich wäre für Mehrerträge, die Sie vorschlagen
können, sehr empfänglich, aber nur für solche Vor-
schläge, die auf eine Mehrheit im Parlament und
nachher im Volk rechnen können. Aber auch jene,
die die Vorlage als ungenügend qualifizieren, in der
Meinung, es sollte mehr geben, werden sicher nicht
zum Schluss kommen können, dass sie deshalb, weil
sie mehr wollen, diese 330 Millionen Franken ab-
lehnen, nach dem Grundsatz: Lieber nichts, als
wenig! Ich habe zwar Herrn Duttweiler so ver-
standen, dass er dieser Auffassung huldigt und dass
er in der Variation eines Sprichwortes dem Staat
lieber Steine als Geld geben würde.

Die Vorlage ist ein Minimum, wie der Herr Präsi-
dent der Kommission gesagt hat, und wir müssen
unserm Volke schon sagen, dass andere Völker ganz
andere Lasten auf sich nehmen müssen. Ich möchte
nur ein paar Beispiele anführen: Holland hat im
Jahre 1951 Steuererhöhungen beschlossen im Aus-
mass von 245 Millionen Gulden pro Jahr. Belgien
hat eine Übergewinnsteuer von 25% eingeführt.
England, das bereits ausserordentliche Steuerlasten
auf sich nehmen musste, hat eine weitere Erhöhung
der Steuerbeträge beschlossen. In Frankreich dis-
kutiert man eine Reihe von Projekten, darunter
auch eine Übergewinnsteuer. Sie wird aber nie ver-
wirklicht, weil keine Regierung so lange am Ruder
bleibt, dass sie eine Steuerreform durchsetzen kann.
Das kann nicht ein Vorbild für uns sein. Es müssen
dort auch die misslichen Lebensverhält'nisse be-
trachtet werden, und zwar in den verschiedensten
Schichten des Volkes, vielleicht mit Ausnahme einer
Spekulantengruppe. Dann werden wir bald zur Ein-
sicht kommen.

Wenn wir die Gesamtbelastung unserer Volks-
wirtschaft und unseres Volkes durch Steuern .in
Betracht ziehen und vergleichen mit dem Ausland,
so müssen wir sagen, dass wir da die reinsten Waisen-
knaben sind. Es wurde schon erwähnt, dass nach den
Berechnungen der Steuerverwaltung die Belastung
des schweizerischen Volkseinkommens durch alle
Steuern, die erhoben werden von Bund, Kantonen
und Gemeinden, direkte und indirekte, in den
letzten Jahren zwischen 14 und 16% des Volks-
einkommens geschwankt hat; je nachdem, ob wir.
ein fettes Wehrsteuerjahr haben oder nicht, variiert
der Prozentsatz. In England beträgt die Belastung
des Volkseinkommens nach dem „Economist" nur
für Wehraufwendungen allein, ohne die übrigen
Staatsausgaben, 15%, also so viel wie unsere ge-
samte Steuerbelastung in der Schweiz. In den
Vereinigten Staaten, über die soeben der neue Wirt-
schaftsbericht des Präsidenten erschienen ist, wird
das Volkseinkommen auf 330 Milliarden Dollar ge-
schätzt bei der heutigen Situation. Sie haben kürz-
lich lesen können, dass für die Rüstungszwecke
allein 52 Milliarden Dollar ausgegeben werden; das
sind auch 15%. Präsident Truman hat erklärt, die

Amerikaner müssten jetzt auf viele Dinge ver-
zichten, die nicht absolut lebensnotwendig seien.
Ich glaube nicht, dass wir grosse Verzichte auf uns
nehmen müssen, wenn wir diese Voilage annehmen.
Denn in der Schweiz werden die gesamten Rüstungs-
ausgaben nur ungefähr 4% des Volkseinkommens
ausmachen, also nur etwa den vierten Teil jenes
Betrages in den erwähnten Ländern; auf diese
Finanzierung der ausserordentlichen Rüstungs-
aufwendüngen, die in der Vorlage vorgesehen ist,
entfällt %% des Volkseinkommens. Das ist das
Opfer, das verlangt wird.

Ich will auf Einzelheiten nicht jetzt eintreten,
namentlich nicht auf die Bemerkungen von Herrn
Häberlin in bezug auf die Wehrsteuer, sondern sie
bei der Detailberatung behandeln.

Zum Schluss möchte ich noch mit ein paar
Worten zum Antrag auf Nichteintreten zu sprechen
kommen. Ich bin nicht unglücklich über diesen
Antrag, denn er zwingt Sie - oder wenn Sie lieber
sagen wollen, er erlaubt Ihnen - Farbe zu bekennen.
Das Volk soll sehen, wer den Mut hat, zu erklären:
Wir gewähren keinen Rappen für die Landes-
verteidigung. (Protest bei der PdA.) Das ist nicht
wahr. Sie haben Ihren Antrag damit begründet,
dass Sie mit der Ablehnung dieser Vorlage auch die
Rüstungskredite ablehnen wollen. Ich glaube zwar,
dass diese Argumentation für die Vorlage nicht un-
günstig ist. Es kann sein, dass sich sogar die
Vignerons überlegen, ob sie dagegen stimmen
werden oder nicht, wenn die Frage gestellt wird:
Ja oder nein, Landesverteidigung oder nicht ? Das
Volk soll sehen, wer den Mut hat zu erklären: Wir
bewilligen keinen Rappen für die Verhinderung von
Defiziten, keinen Rappen für die Verhinderung
weiterer Überschuldung und zur Bekämpfung der
Inflation. Ich glaube, dass kein Volksvertreter, der
sich verantwortlich fühlt, das ablehnen kann, und
dass kein Bürger, der richtig aufgeklärt ist, die
Zusammenhänge kennt, zu einer solchen Vorlage
nein sagen kann. Es wird von Ihnen abhängen, wie
sich das Volk einstellt. Geben Sie ihm heute und
morgen ein {|utes Beispiel.

Abstimmung — Vote
Für den Antrag der Kommission 154 Stimmen
Für den Antrag Nicole 5 Stimmen

Artikelweise Beratung - Discussion des articles

Titel und Ingress
Antrag der Kommission

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Titre et préambule
Proposition de la commission]

Adhérer au projet du Conseil fédéral

Angenommen - Adoptés

Art.l
Antrag der Kommission

Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates

Proposition de la commission
Adhérer au projet du Conseil fédéral

Angenommen - Adopté
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Art. 2
Antrag der Kommission

Abs. 1. Zustimmung zum Entwurf des Bundes-
rates. .

Abs. 2, lit. a:

Mehrheit
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates, mit

dem Nachsatz: Zuschlagsbeträge bis zu 5 Franken
werden nicht erhoben.

Minderheit
(Dietschi-Basel, Chaudet, Eder, Eisenring, Gem-
perli, Gysler, Häberlin, Jaquet, Obrecht, Pidoux,

Pini, Scherrer):
2

a)"...
10% der ersten ...,
20% des 200 Franken übersteigenden Teiles der

Steuer vom Einkommen und Vermögen.
Zum Nachsatz :

/. Minderheit
(Perret, Bratschi, Bringolf-Schaff hausen, Graber,

Grütter, Oprecht, Spühler) :
... Vermögen; Zuschlagsbeträge bis zu 10 Fran-

ken werden nicht erhoben.

//. Minderheit
(Eder) :

Nachsatz streichen.
Abs. 2, lit. b bis d. Zustimmung zum Entwurf des

Bundesrates.
Abs. 3. Zustimmung zum Entwurf des Bundes-

rates.

Proposition de la commission
Al. 1. Adhérer au projet du Conseil fédéral
Al. 2, lettre a:

Majorité
2 La surtaxe pour l'armement s'élève:
a) Pour les personnes physiques et les personnes

morales qui leur sont assimilées par le droit régissant
l'impôt pour la défense nationale, à 10 pour cent des
premiers 200 francs de l'impôt sur le revenu et sur
la fortune ; à 20 pour cent des 300 francs suivants de
l'impôt sur le revenu et sur la fortune ; à 30 pour cent
de la partie de l'impôt sur le revenu et sur la fortune
qui excède 500 francs.

Les montants de surtaxe allant jusqu'à 5 francs
ne sont pas perçus.

Minorité
(Dietschi-Bâle, Chaudet, Eder, Eisenring, Gemperli,
Gysler, Häberlin, Jaquet, Obrecht, Pidoux, Pini,

Scherrer) :
2
a)"...
à 10 pour cent..., à 20 pour cent de la partie de

l'impôt sur le revenu et sur la fortune qui excède
200 francs.

Concernant l'adjonction:

/re minorité
(Perret, Bratschi, Bringolf-Schaffhouse, Graber,

Grütter, Oprecht, Spühler) :
... 500 francs. Les montants de surtaxe allant

jusqu'à 10 francs ne sont pas perçus.

/7e minorité
(Eder) :

Biffer l'adjonction.
Al. 2, lettre b a d. Adhérer au projet du Conseil

fédéral.
Al. 3. Adhérer au projet du Conseil fédéral.

Gysler, Berichterstatter der Mehrheit: "Zu den
Wehrsteuerzuschlägen wurde in der vorberatenden
Kommission der Antrag gestellt, die Progression auf
20% zu beschränken, eventuell überhaupt nur einen
Satz von 20% anzuwenden. Der Chef des Finanz -
und Zolldepartementes machte aber darauf auf-
merksam, dass die Gutheissung des Antrages, die
Progression nicht über 20% ansteigen zu lassen,
einen Ausfall von 12% Millionen Franken bedeuten
würde. Der Antrag ist deshalb in der Abstimmung
unterlegen, wird jetzt aber als Minderheitsantrag
aufgenommen. Ich verweise in dem Zusammenhang
auf meine Ausführungen bei der Detailberatung der
ersten Finanzierungsvorlage in der Aprilsession
1951. Auch der neue Vorschlag lautet im Grunde
auf einen Einheitssatz von 30% minus Fr. 70.—.
Im übrigen fällt auf, dass die Schätzungen über den
Ausfall bei Annahme des Minderheitsantrages letztes
Jahr auf 7 Millionen lauteten, heute aber auf 12
Millionen. Die eidgenössische Steuerverwaltung hat
uns dahin orientiert, dass die Mehrbelastung im
Verhältnis zu den veranlagten Einkommen be-
scheiden sei. Sie würde bei Fr. 15 000.— Einkommen
Fr. 34.60 oder 0,25%, bei Fr. 30 000.— Einkommen
Fr. 206.60 oder 0,96% und bei Fr. 50000.— Ein-
kommen Fr. 865.30 oder 1,73% betragen. Dieser
Eindruck täuscht aber insofern, als er die Tatsache
der Kumulation mit der schon bestehenden Pro-
gression der Besteuerung der höheren Einkommen
in den Gemeinden und Kantonen und in der Wehr-
steuer ausser acht lässt. Bezieht man diese Kumu-
lation in die Rechnung ein, so ergeben sich eben
ganz andere absolute Quoten, nämlich bei 15 000
Franken Einkommen ein Steuerbetrag von 1654
Franken oder 11,3%, bei Fr. 30 000.— Einkommen
Fr. 5360.— oder 17,8% und bei Fr. 50 000.— Ein-
kommen Fr. 11270.— oder 27,54%. Solche Ansätze
liegen in der Nähe dessen, womit der Steuerverdros-
senheit wieder Vorschub geleistet werden kann. Das
wird man immer beachten müssen. Die Mehrheit
der Kommission beruft sich darauf, dass darüber
bereits einmal im Nationalrat ein zustimmender
Beschluss gefasst wurde. Man hält es für gewagt,
Änderungen an den bundesrätlichen Vorschlägen
vorzunehmen, welche fühlbare Einnahmenausfälle
nach sich ziehen können. Sie glaubt deshalb, in ihrer
Mehrheit Ihnen Gutheissung des bundesrätlichen
Vorschlages empfehlen zu müssen.

Im Interesse der Kosteneinsparung bei der
Steuerveranlagung und aus Rücksicht auf die
kleinen Einkommensempfänger hiess die Kommis-
sion des weiteren einen Antrag gut, wonach die Zu-
schläge, die nicht mehr als 5 Franken ausmachen,
nicht erhoben werden sollen.
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Die Kommission empfiehlt Ihnen also Zu-
stimmung zu den bundesrätlichen Vorschlägen mit
den Amendements über die Nichterhebung der unter
5 Franken liegenden Zuschläge. Ich glaube sagen zu
dürfen, dass wir diesem Vorschlag mehr aus refe-
rendumspolitischen Gründen zustimmten. Er wider-
spricht eigentlich dem Grundsatz, dass jeder etwas
an die Rüstungsfinanzierung beitragen solle. Es ist
darauf aufmerksam gemacht worden, dass der Bezug
von Beträgen bis 5 Franken eben doch mit sehr
vielen Umtrieben verbunden sei und sich nicht
lohne. Der Ausfall beträgt etwa 750 000 Franken.

Dagegen blieb der Antrag Perret, Beiträge bis
10 Franken nicht in Betracht zu ziehen, in der
Minderheit.

Die zweite Minderheit, die Herr Dr. Eder ver-
tritt, möchte den Antrag der Mehrheit, Beiträge bis
5 Franken nicht zu erheben, gestrichen wissen, sich
also ganz an die ursprüngliche bundesrätliche Vor-
lage halten.

In den Abschnitten b, c und d folgt die Kommis-
sion den Anträgen des Bundesrates, die sich von
denjenigen, die wir letztes Jahr diskutiert und in
zustimmendem Sinne verabschiedeten, nicht unter-
scheiden. Ich kann es mir daher wohl ersparen,
hier auf eine nähere Begründung noch einzugehen.

Nun stellt die sozialdemokratische Fraktion zum
Art. 2 den Minderheitsantrag, in Übereinstimmung
mit ihrer eingereichten Initiative, einen weiteren
Text aufzunehmen, der ein Friedensopfer in der
Höhe von 1,5 bis 4,5% der Vermögen der natürlichen
Personen und von 1,5% der juristischen Personen
erhoben wissen will. Nach den Ausführungen der
Befürworter dieser Initiative würden 85000 bis
100 000 natürliche Personen als Steuerpflichtige von
diesem Friedensopfer erfasst. Die Kommission hat
diesen Antrag mit 18 : 7 Stimmen abgelehnt. Die
Mehrheit der Kommission hat den Antrag abge-
lehnt, weil sie die Steuermoral nicht ohne Not er-
schüttern möchte. Das Schweizervolk hat sich zu
zwei Malen in Notzeiten zu Vermögensabgaben be-
reit gefunden und damit bewiesen, dass es, wenn es
wirklich notwendig ist, ausserordentlicher Anstren-
gungen fähig ist. Umgekehrt würde es aber eine
rasche Aufeinanderfolge von Vermögensabgaben
ohne gebieterischen Anlass allzusehr als einen An-
griff auf das Eigentum betrachten und entsprechend
reagieren. Die Vermögensabgabe bleibt eine dem
hohen Prinzip der Steuergerechtigkeit nur unge-
nügend Rechnung tragende Fiskalmassnahme.

Ich beantrage daher, auf dieses Begehren der
Minderheit nicht einzutreten und dem Mehrheits-
beschluss der Kommission zuzustimmen.

M. Pini, rapporteur de la majorité: J'ai déjà, au
cours de la discussion sur l'entrée en matière, fait
allusion à la portée financière de l'article 2 et pesé
les arguments pour et contre. J'ai rappelé que la
majorité de la commission avait voté la proposition
du Conseil fédéral avant tout parce que le Conseil
national avait déjà voté cette proposition l'année
dernière et parce qu'il avait été décidé de repousser
cette somme de 63 millions de francs prévue au
budget.

Vous savez quelle est la portée de la proposition
en question. Le Conseil fédéral prévoit un taux de
10 % pour les personnes physiques et pour les

premiers deux cents francs, c'est-à-dire jusqu'à un
revenu de 14 000 francs, 20% pour les premiers trois
cents francs et 30% pour la partie de l'impôt sur le
revenu et sur la fortune qui excède cinq cent francs.
Pour les personnes morales': 20% et un supplément
de 10% sur la fortune.

On peut dire qu'en 1950, l'impôt pour la défense
nationale frappait 935 000 personnes physiques et
que l'impôt complémentaire sur la fortune touchait
568 personnes pour un total de 250 millions de
francs. Pour l'année 1951 à 1952, il est prévu que ce
total pourra atteindre 280 millions de francs.

Le Conseil fédéral nous explique que, quand bien
même on peut critiquer la dureté de l'échelle jus-
qu'à 30%, il ne faut pas oublier qu'en ces temps de
haute conjoncture il importe de disposer de certains
moyens permettant de frapper les superbénéfices.

Quant aux charges financières résultant de l'im-
pôt de la défense nationale, le taux varie entre
9,65% et 24%. Les suppléments vont de 0,2 à
2,86%, c'est-à-dire, au total, 3,71 à 28,51%. Quant
à la fortune, l'impôt varie entre 1,10 et 25,5%.

Vous vous trouvez en face aujourd'hui de di-
verses propositions. La portée financière de celle de
la première minorité se traduirait par une diminu-
tion d'environ 12 millions par an, c'est-à-dire au
total de 36 millions. Quand bien même j'étais prêt
à adhérer à cette proposition, je dois vous dire que
je défends ici le texte de la majorité de la commission
à seule fin de trouver un terrain d'entente.

On a critiqué au cours de la discussion sur l'en-
trée en matière la proposition relative à l'exonéra-
tion des premiers cinq francs. Cette proposition a
été présentée en commission dans le but d'éviter
toute la tracasserie administrative pour l'encaisse-
ment de cette somme. On doit reconnaître que l'or-
ganisation administrative chargée de la perception
de ce montant est de toute façon nécessaire puis-
qu'elle est chargée aussi du prélèvement de l'impôt
ordinaire. Je dois cependant reconnaître que la pro-
position en question, que la commission a adoptée
comme transaction après que M. Perret eut pré-
conisé l'exonération jusqu'à 10 francs, rompt le
principe de la généralité de l'impôt. On peut ad-
mettre qu'un nombre considérable de contribuables
serait exonéré de ce supplément d'impôt ; ce nombre
peut être évalué à quelque 600 000 ou 700 000 ; il est
donc impressionnant. Mais il est permis de penser
qu'une proposition dont la portée financière est de
quelque 600 000 francs aurait, du point de vue de la
Referendumspolitik, renforcé la position de notre
projet. Il nous faut donc réfléchir avant de la com-
battre puisqu'elle fait partie de cette mosaïque de
propositions que nous avons adoptées en commission
à seule fin de trouver une base d'entente.

La deuxième minorité de la commission, repré-
sentée par M. Eder, entend biffer cette disposition
approuvée par la commission.

Le parti socialiste a, lui aussi, présenté une pro-
position en commission, exprimée par l'article 2bis,
lequel reprend les principes de l'initiative relative
au sacrifice de paix. Vous savez déjà quelle est la
position de principe de la commission vis-à-vis de
cette proposition. La commission est d'avis qu'un
sacrifice de paix devrait être réservé pour des pé-
riodes beaucoup plus graves que l'actuel et elle
renouvelle, d'autre part, certaines critiques de prin-
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cipe. A ses yeux, l'initiative apparaît comme un
prélèvement sur la fortune et, du point de vue de la
technique fiscale, elle a été définie comme «une
inacceptable cure de cheval».

En réalité, il paraît inéquitable de renoncer au
principe de la taxation annuelle du contribuable et
de prévoir une taxation globale s'étendant sur une
période de trois ans sans tenir compte des variations
de la fortune qui peuvent intervenir. Un tel système
ne répond pas aux critères d'équité déjà acquis par
la technique fiscale moderne. D'autre part, la portée
financière est déjà démontrée par la statistique: le
pourcentage de la charge va de 5,56°/00 pour un
patrimoine de 150 000 jusqu'à 34,10 °/00 pour un
patrimoine de 700 000 francs et un revenu de
21 000 francs.

A ce système, nous opposons le projet du Conseil
fédéral qui prévoit, lui aussi, un impôt complémen-
taire sur le patrimoine. Du point de vue des prin-
cipes, on pourrait déjà soutenir que cette extension
est déjà discutable. Au contraire, la charge comme
telle peut être calculée de 2,2% au minimum à
10,75%. Le sacrifice de paix frapperait d'une taxe
de 41% un patrimoine de 1 million, c'est-à-dire de
45 000 francs pour quatre ans. Le projet du Conseil
fédéral limite cette charge à 18 000 francs.

C'est en présence de ces chiffres que je vous en-
gage à vous rallier <à la décision de la majorité de la
commission qui, elle même, adhère au projet du Con-
seil fédéral, et à repousser toutes les autres proposi-
tions de la minorité de la commission.

Dietschi-Basel, Berichterstatter der Minderheit:
Für die Minderheit beantrage ich Ihnen, die oberste
Stufe der Wehrsteuerzuschläge von 30% des Steuer-
betrages fallen zu lassen und das Maximum auf
20% festzulegen. Schon bei der Beratung der ersten
Deckungsvorlage hat unsere Fraktion darauf hin-
gewiesen, dass wir einer linearen, das heisst einer
grundsätzlich proportionellen und nicht progressiv
ausgestatteten Ergänzungssteuer den Vorzug geben.
Bekanntlich weist schon die Wehrsteuer an sich
einen stark progressiven Aufbau auf. Der Höchst-
satz bei der Einkommensbelastung durch die Wehr-
steuer beträgt schon heute das 24,4fache des
Minimalansatzes. Das ist eine Progression, die kein
kantonales Steuergesetz kennt. Auch ist zu berück-
sichtigen, dass seit der Einführung der Wehrsteuer
durch die Geldentwertung bei den direkten Steuern
eine starke Verschärfung der Belastung eingetreten
ist, indem die nominell aufgeblähten, aber nicht ent-
sprechend kaufkrätigeren Einkommen in höhere Pro-
gressivstufen gelangten. Die auf diesem Wege ein-
getretene Verschärfung der Belastung bei der Wehr-
steuer ist a'uf rund 30% zu schätzen, wobei die Ent-
wicklung heute noch weiter geht. Bei dieser durch
die äussern Verhältnisse herbeigeführten Mehr-
belastung und Progressionsverschärfung sollte es
nach unserer Auffassung sein Bewenden haben. Was
heute vorgeschlagen wird, ist eine noch steilere
Progression auf einer ohnehin schon steilen Pro-
gression. Lassen wir die Zahlen sprechen: Ich habe
hier eine interessante Zusammenstellung, die zum
Ausdruck bringt, wie die Relationen sich entwickeln
gegenüber dem Einkommen, der Wehrsteuer und
den Wehrsteuerzuschlägen. Bei einem Einkommen,
von 10 000:50 000 Franken, also einer Relation von

l : 5, ergibt sich eine Relation der Wehrsteuer von
l : 29 und eine Relation der Zuschläge von l : 80 ;
bei einer Relation des Einkommens von 10 000 :
100 000 Franken, also einer Relation von l : 10,
ergibt sich eine Relation von l : 88, oder bei den
Wehrsteuerzuschlägen eine solche von l : 258. Noch
ein letztes Beispiel: Die Relation der Einkommen
von 10 000 :200 000 Franken, also eine Relation von
l : 20, ergibt bei der Wehrsteuer eine solche von
l : 179 und bei den Wehrsteuerzuschlägen gar eine
Relation von l : 530. Ich glaube, diese Angaben dürf-
ten zeigen, wie unerfreulich der beschrittene Weg
ist: Es ist nun billig, wenn in der Presse der Linken
gesagt wird, die Vertreter des Antrages, die Pro-
gressionsspitze auf 20% zu belassen, seien die
Advokaten der Reichen. Ich habe hier eine andere
Auffassung. Wenn man sich für das Prinzip einer
gerechten Lastenverteilung einsetzt, dann hat man
die Verpflichtung, auch wenn es unpopulär sein
mag, gegen ganz offensichtliche Einseitigkeiten
aufzutreten, und niemand wird bestreiten wollen,
dass es sich hier um eine offensichtliche Einseitig-
keit handelt. Ich bin damit einverstanden, dass
nach unten die degressive Gestaltung beibehalten
wird. Wir sind also für die 10% und verzichten auf
unsern frühern Antrag über eine durchwegs lineare
Getaltung der Zuschläge; in diesem Sinne sind wir
mit der degressiven Gestaltung einverstanden.

Ich gebe zu, dass die finanziellen Auswirkungen
ziemlich erheblich sind. Die Zahlen, die bisher ge-
nannt worden sind, stehen in einem gewissen Wider-
spruch zueinander. Wir haben an Hand der ersten
Darlegungen des Bundesrates ausgerechnet, dass
sich ein Minderertrag von zirka 8 Millionen Franken
ergeben wird. Die Angaben, die ich heute erhalten
habe, zeigen, dass der Ausfall nach diesen neuen
Ausrechnungen 11,7 Millionen Franken ausmachen
dürfte. Es ist zuzugeben, dass wenn diese Berech-
nung stimmt, die allerdings reichlich pessimistisch
sein dürfte, der Ausfall beträchtlich sein wird.

Es ist auch zuzugeben, dass die neuen Steuer-
lasten, isoliert betrachtet, nicht übermässig gross
sind. Allein eine solche isolierte Betrachtung ergibt
kein richtiges Bild. Dieses kann nur gewonnen
werden,wenn die gesamte Steuerlast durch kommu-
nale, kantonale, eidgenössische und zusätzliche eid-
genössische Steuern in Erwägung gezogen wird. Das
sind die -Gründe, die unsere Fraktion zwingen, am
Minderheitsantrag festzuhalten. Ich möchte zum
Schluss gern anerkennen, dass erfreulicherweise seit
den Beratungen in Gstaad die Atmosphäre für eine
Einigung etwas günstiger geworden ist. Herr
Bratschi hat heute erklärt, dass seine Fraktion, ent-
gegen der Stimmenthaltung in Gstaad, der Vorlage
zustimmen wird. Ich möchte meinerseits erklären,
eine Zustimmung zu einer Staffelung der Zuschläge,
wie das der Bundesrat und die Kommissionsmehr-
heit vorschlagen, wäre nur zu verantworten, wenn
damit ein Kompromiss auf breiter Grundlage erzielt
werden könnte. Darüber wird noch gesprochen
werden können, i

M. Perret, rapporteur de la lre minorité: On a
beaucoup parlé d'impôts directs et d'impôts in-
directs. Ces derniers atteignent un milliard de francs,
soit 1000 francs par famille. Beaucoup de nos col-
lègues, comme beaucoup de nos concitoyens, pensent
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qu'il serait équitable qu'il y eût un équilibre normal
entre les impôts directs et les impôts indirects et cet
équilibre normal leur paraît résider dans une égalité,
l'impôt direct ayant un montant total égal aux im-
pôts indirects. Cette thèse nous paraît très discu-
table mais ce n'est pas le moment d'en discuter
aujourd'hui. Admettons la, provisoirement si vous
voulez. Ce que l'on peut dire en tout cas, sans crainte
d'être démenti, c'est qu'en ce qui concerne l'impôt
fédéral, il y a aujourd'hui déséquilibre entre les
charges indirectes et les charges directes et ce dés-
équilibre est en faveur des impôts indirects, c'est-à-
dire d'impôts sans aucun doute faciles à percevoir,
mais qui ne sont pas justes et équitables parce qu'ils
chargent d'autant plus une famille qu'elle est plus
pauvre et plus nombreuse; ce que l'on peut affirmer
en tout cas c'est que les petits contribuables font
très largement leur part. Il ne faudrait pas oublier
non plus que dans l'augmentation constante et ré-
jouissante à certains points de vue des fortunes,
augmentation considérable dont nous a parlé il y a
quelques instants notre collègue Bratschi, les petits
contribuables, les ouvriers en particulier, font très
largement leur part et contribuent à édifier non pas
pour eux, mais pour d'autres, des fortunes qui sont
souvent considérables et parfois exagérées.

En faisant notre proposition, nous avons envi-
sagé, sans aucune exagération d?ailleurs, la situation
de familles de conditions modestes. On sait que le
coût de la vie augmente sans cesse et, quoi qu'on en
dise, la gêne et trop souvent la misère régnent encore
dans de nombreux foyers. Nous demandons, c'est
le groupe socialiste qui le fait, d'exonérer les con-
tribuables de toute surtaxe pour l'armement lorsque
leur impôt de défense nationale ne dépasse pas
100 francs. D'après le message du 16 février 1951
relatif à la cinquième période de l'impôt de défense
nationale, on constate que 700 000 personnes payent
jusqu'à présent 100 francs d'impôt de défense na-
tionale pour un total de 14 millions. Cela fait une
moyenne pour cette catégorie de contribubales de
20 francs par personne, c'est-à-dire qu'en moyenne
aussi leur revenu est inférieur à 6000 francs. On
n'exagère pas en disant que dans les circonstances
actuelles un revenu inférieur à 6000 francs est mani-
festement, dans nos villes, un revenu insuffisant.
En d'autres termes, notre proposition tend à exoné-
rer les gens qui ont un revenu insuffisant.

Autre échelle : II y a 30 000 heureux contri-
buables qui ont payé une somme importante de
120 millions et qui ont en moyenne un revenu de
55 000 francs, c'est-à-dire que dans cette catégorie
de contribuables les ressources pour une famille sont
celles que l'on constate pour neuf familles des caté-
gories inférieures.

En exonérant les catégories inférieures, il faut
tenir compte de ce fait qu'on ne les exonère pas d'un
impôt mais simplement d'une surtaxe à l'impôt
qu'ils payent actuellement. Bien entendu, comme
parlementaires, nous devons nous demander quelle
serait la répercussion de cette mesure sur les finances
fédérales; cela diminuerait les recettes de 1,4 mil-
lion de francs (c'est-à-dire 600 000 francs de plus que
ne le propose la majorité de la commission).

Notre collègue, M. Häberlin, s'est opposé vive-
ment à notre proposition et il me permettra de lui
dire sans acrimonie que nous pourrions nous étonner

de voir que les milieux qui s'opposent le plus à
demander aux riches un sacrifice pour leur pays sont
les plus acharnés à demander encore' une charge
supplémentaire pour les pauvres. Le Conseil fédéral
avait déjà proposé des normes qui ont été acceptées
d'ailleurs par les Chambres en 1946 et qui étaient
exactement celles de notre initiative. Ce qui, en
1946, paraissait absolument logique, pourrait le
paraître aujourd'hui et en reprenant les taux du
gouvernement d'alors nous n'avons pas fait, bien
entendu, de la démagogie.

M. Dietschi n'admet pas du tout - je le comprends
d'ailleurs - qu'on le représente, après sa proposition,
comme un avocat des riches. Si vous voulez con-
sidérer le groupe socialiste comme un avocat des
pauvres et des gens de conditions modestes, nous
n'y voyons aucun inconvénient parce que cela ré-
pond à la réalité. Sans allonger, je vous prie de bien
vouloir appuyer notre proposition.

Eder, Berichterstatter der zweiten Minderheit:
Sie haben nun Ihren zweiten Minderheitsantrag.
Ich möchte zuerst eine Bemerkung persönlicher Art
anbringen. Es scheint hier ein kleiner Fehler passiert
zu sein. Der Sprechende ist nicht der einzige, der zu
diesem Minderheitsantrag steht. Aber in der Eile
der Drucklegung scheint es unterlassen worden zu
sein, die übrigen Herren einzuladen, ihren Namen
darunter zu setzen.

Als zweite Vorbemerkung erlaube ich mir, dar-
auf hinzuweisen, dass Herr Bundesrat Weber erklärt
hat, er würde alle Anträge bekämpf en, diediebundes-
rätliche Vorlage verschlechtern würden und, ähn-
lich wie bei der Milchsuppe von Kappel, die Antrag-
steller mit dem Löffel zur Ordnung weisen. Ich
möchte hier doch die bescheidene Erwartung zum
Ausdruck bringen, dass er meinen Antrag nicht be-
kämpft, sondern als wertvolle Beihilfe erachtet,
wenn er auch finanziell nicht sehr ins Gewicht fällt.

Zur Sache. In der bundesrätlichen Vorlage waren
keine Angaben gemacht. Die Vorlage beruht auf
dem Progressionssystem (IQ, 20 oder 30%). Von der
Kommissionsmehrheit hat man erfahren können,
dass es durchaus gangbar sei, den oberen Schichten
diese 30% zuzumuten. Daraus folgt nicht,' dass man
auf der ändern Seite so weit gehen sollte, zu erklä-
ren, man solle auf die kleinern Beträge überhaupt
verzichten. Ich verrate wohl kein Geheimnis, dass
die Abstimmung in der Kommission so heraus-
gekommen ist, weil verschiedene Herren nicht recht
wussten, um was es ging und glaubten, es handle
sich um die Wehrsteuer. Man hatte die Auffassung,
ein Zuschlag zur Wehrsteuer von 5 Franken oder
weniger sollte nicht bezogen werden, um unliebsame
Schreibereien und Umtriebe zu vermeiden. Es geht
aber nicht darum, sondern darum, ob diejenigen,
die überhaupt schon bezahlen müssen — ob der Zu-
schlag dann 10, 20 oder 30% beträgt, spielt keine
Rolle -, noch mehr bezahlen sollen oder nicht. Man
hat erklärt, es bedinge das administrative Umtriebe,
und es scheint so zu sein. Es ist im Kanton Bern,
und ich glaube nur dort, passiert, dass man schon
Formulare gedruckt hat, bevor diese Zuschläge ins
Gesichtsfeld gekommen sind. Nun müsste man im
Kanton Bern ein zweites Formular drucken. Daraus
ergibt sich ein gewisser Mehraufwand. In den ändern
Kantonen, die nicht so voreilig gewesen zu sein
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scheinen, ist dieser Einwand und diese Begründung
nicht stichhaltig, es verlohne sich überhaupt nicht,
diese 5 Franken oder noch weniger zu erheben. Es
kann doch gar keine Arbeit sein, bei einer Steuer
von 80 Franken noch diesen Zuschlag dazu zu
nehmen. Ich habe deswegen diesen Streichungs-
antrag gestellt. Die Ausfälle für den Staat wären
zwar nicht sehr bedeutend. Sie werden nach dem
Protokoll wie folgt bemessen, wo es heisst: „Wenn
ein Antrag gestellt würde, wonach Zuschläge bis zu
5 Franken nicht erhoben werden sollen, so könnte
ein solcher Antrag vom Vertreter des Bundesrates,
unter Vorbehalt der Genehmigung durch den Bun-
desrat, angenommen Werden. Darnach würde ein
Verheirateter ohne Kinder mit einem Arbeits-
einkommen bis zu 7000 Franken vom Zuschlag be-
freit sein." Die Auswirkung ist aber folgende: Etwa
600 000 Steuerpflichtige würden nicht mehr zu-
schlagspflichtig sein. Ich glaube, dass das zu weit
geht, wenn wir auf dem Standpunkt stehen, dass
jeder Bürger an der Landesverteidigung interessiert
sei und jeder sein Scherflein dazu beitragen sollte,
wenn nur durch einen Federstrich diese kleine,
nebensächlich erscheinende Bestimmung gestrichen
würde, wonach 600 000 von diesen Zuschlägen be-
freit werden können, nur mit der Begründung, dass
die Zuschläge unbedeutend klein seien. Diese Aus-
fälle würden 700 000 bis 800 000 Franken betragen.-
Wenn auch dieser Ausfall nicht erfreulich ist, so
liegt doch eine gewisse Logik darin, wenn die Kom-
missionsmehrheit, unterstützt durch den Bundesrat,
zum Antrag, der vorhin durch Herrn Kollege
Dietschi begründet worden ist, stehen sollte; es
sollte dann auch der Antrag der ersten Minderheit
(von Herrn Perrin) abgelehnt werden. Jeder sollte

. nach Massgabe seiner bescheidenen Mittel auch
seinen bescheidenen Teil zur Lastentragung bei-
steuern. 600 000 Leute würden aus der Steuerpflicht
befreit. Eine Steuer würde schliesslich nur noch einer
Minderheit zugemutet.

Ich möchte Ihnen empfehlen, den Antrag der
ersten Minderheit abzulehnen, diese Bestimmung
also zu streichen und zum ursprünglichen Vorschlag
des Bundesrates zurückzukehren.

Gemperli: Ich möchte mit ganz wenigen Worten
den Antrag von Herrn Dietschi unterstützen. Ich
habe bereits früher zur Frage der Übergewinnsteuer,
zu dieser ganz eigenartigen Erscheinung, gesprochen.
Ich muss doch noch einmal ganz kurz festhalten:
Ich glaube, diese Progression, auf progressiv berech-
neten Steuerbetreffnissen, wird einmal in die Steuer-
geschichte vielleicht am Rande als pathologische
Erscheinung eingehen. Man macht eine Progression
auf Vermögen, dann auf Einkommen, berechnet
den Steuerertrag, und wenn das Steuerbetreffnis
ausgerechnet ist, wird hierauf nochmals eine Pro-
gression eingeschaltet. Das ist die Übergewinn-
steuer. Man spricht jetzt nicht mehr so viel von der
Übergewinnsteuer. Man hat begriffen, dass man die
Steuer auch dann bezahlen muss, wenn das Steuer-
betreffnis von einer Periode auf die andere zurück-
gegangen ist. Das kann ja für gewisse Branchen und
Industrien vorkommen. Wir wissen, dass die Textil-
industrie auch jetzt bei der Hochkonjunktur einen
Sonderfall darstellt.

Mein Anliegen ist eigentlich das, für jene Steuer-
zahler einzutreten, die mit der Zeit doch den Ein-
druck gewinnen müssen, dass sie rechtlos würden.
Das sind die mittleren, vor allem aber die grossen
Steuerzahler, die grossen Einkommen. Auch diese
Steuerzahler sind Menschen und haben ihre
Menschenrechte! Auch dieser Steuerzahler wohnt
in einer Gemeinde und in einem Kanton. Man sagt
uns, der Steuerzuschlag wiege nicht schwer, 0 bis
3%. Ganz kleinlaut sagt man dann erst, was noch
dazu kommt. Man rechnet mit Kantonshauptorten,
mit 28 bis 35% Steuerbelastung insgesamt. Es gibt
aber noch andere Gemeinden als Kanton'shauptorte,
diese sind mindestens so interessant wie die Kan-
tonshauptorte; wenigstens ist das im Kanton
St. Gallen so. Dort sind die Steuerbelastungen in
der Regel sehr viel höher. Es kommen noch Be-
lastungen vor von 40 bis vielleicht 60% des Ein-
kommens. Hier beginnt nun eben das, was ich
meine. Man muss sagen, was zu diesem Zuschlag
noch hinzukommt. Die Folgen dieser Entwicklung
sind klar. Ich erlebe sie fortlaufend am eigenen
Leibe. Sie wissen um die Frage der Steuerflucht in
örtlicher Beziehung von einer Gemeinde mit hohem
Steuerdruck zu einer Gemeinde mit niedrigerem
Steuerdruck. Das ist auch eine Art Landflucht.
Vielleicht gibt es hier Leute, die sich nachher mit
den benachteiligten armen Gemeinden als Spezial-
aufgabe befassen wollen. Es gibt auch eine Steuer-
flucht in sachlicher Beziehung, eine Steuerflucht,
die jetzt zur Diskussion steht, eine Steuerflucht in
Bauten, Investitionen, Anlagen. Da geht der gleiche
Bund hin und will dieser Entwicklung begegnen.
Im Moment des Inkraftsetzens des Gesetzes über
die Bildung von Arbeitsbeschaffungsreserven ist das
eine ganz merkwürdige, widerspruchsvolle Ent-
wicklung. Einerseits erhöht man die Steuern ins
Unermessliche und auf der ändern Seite schafft man
Steuererleichterungen, Steuerrückerstattungen !

Was die politische Seite anbelangt, so lasse ich
mich nicht mehr irgendwie belehren, dass man mit
Konzessionen sehr viel erreichen kann. Ich habe in
den letzten 4 bis 5 Jahren nur schlechte Erfahrungen
gemacht mit Versuchen, irgendwie Entgegen-
kommen zu zeigen. Ich glaube, dass der Löffel des
neuen Herrn Finanzchefs zu tief in die Suppe greift.
Aber er soll ihn, wie angedeutet, ruhig gebrauchen.
Ich bin mir auch ganz klar darüber, dass 12 Millionen
Franken in Frage stehen, dass aber anderseits die
Finanzen weniger wichtig sind als die Prinzipien der
Gerechtigkeit. Übrigens, was die Finanzen anbe-
langt, steht für mich fest, dass wir, zum mindesten
in der nächsten Steuerperiode, mehr als das werden
einholen müssen, als was in der Botschaft steht. Aber
ich gebe zu, Herr Bundesrat, dass Sie das sehr gut
gebrauchen können.

Mein Hauptanliegen ist das: Ich möchte ver-
hindern, dass eine Minderheit von honorablen
Steuerpflichtigen — ich schätze sie je mehr sie
leisten — den Eindruck bekommt, sie würde immer
mehr rechtlos gemacht. Die Entwicklung geht jetzt
deutlich dahin, vor allem, wenn Sie noch den Zu-
satzantrag annehmen, wonach Leistungen bis
5 Franken oder 10 Franken nicht erhoben werden
sollen. Wenn die 600 000 Steuerpflichtigen, die bis
zu 100 Franken Wehrsteuer leisten, dann auch noch
weggelassen werden, ist das, was ich befürchte, per-
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f ekt. Ich bitte Sie, dem Antrag der Minderheit zuzu-
stimmen.

Schttlid-Zürich : Ich habe in Gstaad in der Kom-
mission den Vermittlungsantrag eingereicht, Wehr-
steuerzuschläge bis 5 Franken nicht zu erheben.
Man machte mir dort Vorwürfe. Die Freunde von
der sozialdemokratischen Fraktion haben mich als
den „billigen Jakob" bezeichnet. Nun sehen wir,
dass dieser billige Jakob noch zu teuer ist. Die
Mehrheit der Kommission scheint sich langsam zu
verflüchtigen. Es wird jetzt in der Hauptsache da-
für gekämpft, dass diejenigen, die nun in die
3. Skala kämen, entlastet werden. Für die Befrei-
ung der Kleinen hat man kein Interesse.

Ich möchte nochmals für die Befreiung dieser
kleinen Leute sprechen. Man hat mir gesagt, ich
hätte am besten dem Antrag Perret zugestimmt,
denn dort würden auch diejenigen Kreise entlastet,
die bis 10 Franken zu leisten hätten, also die Mehr-
heit der Angestellten. Ich weiss aber, dass es noch
Hunderte von Angestellten gibt, die nur Einkom-
men von 6000 bis 7000 Franken beziehen, und ich
habe die Meinung, dass man bei diesen ruhig den
genannten Zuschlag fallen lassen kann. Ich möchte
nochmals betonen, dass zweifelsohne diese Erhebung
administrative Umtriebe ergeben wird. Das wird
nun zwar bestritten. Wir sagen immer, man solle
verhindern, dass die Bürokratie sich aufblähe und
mehr Angestellte in der Administration verwendet
werden müssen. Aber gerade die Erhebung dieser
kleinen Zuschläge verursacht der Administration
starke Umtriebe. Ein grosser Teil dieser 600 000 bis
700 000 Franken wird wieder durch die Erhebungs-
kosten (Material und Arbeitsaufwand) aufgefressen.

Ich möchte nochmals empfehlen, der Mehrheit
der Kommission zuzustimmen.

Gfütter: Ich möchte mich zum Antrag des Herrn
Dietschi aussprechen und Ihnen empfehlen, diesen
abzulehnen. Herr Dietschi hat von Relationen ge-
sprochen und er ist von l bis über 200 gekommen.
Ich glaube, dass diese Relationen stimmen, ich habe
sie zwar nicht nachgerechnet, aber es ist nicht ent-
scheidend, ob diese Relationen tatsächlich vorhan-
den sind. Wichtig ist, ob, wenn diese Steuern bezahlt
werden von den grossen Einkommensbezügern,
ihnen noch so viel übrig bleibt, dass sie ein anstän-
diges Leben fristen können. Herr Gemperli hat
ebenfalls sein warmes Herz für die Grossverdiener
sprechen lassen und hat sich sogar zur Verkündung
des Grundsatzes verstiegen, man möchte die Steuern
nach den Prinzipien der Gerechtigkeit ansetzen.
Wenn wir nach diesem Prinzip Steuern erheben,
müsste die Progression schärfer werden als sie hier
vorgesehen ist. Wenn ich sage, es sei nicht entschei-
dend wichtig, wie die Relationen sind, sondern was
übrig bleibe, nachdem die Steuern bezahlt sind, so
lässt sich an Hand offizieller Statistiken feststellen,
dass das, was noch übrig bleibt, sehr respektabel
ist, jedenfalls in vielen Fällen respektabler als das,
was ein Einkommen eines Arbeiters oder Angestell-
ten oder eines Beamten ausmacht, bevor davon die
Steuern bezahlt sind.

Ich möchte nur kurz illustrieren, wieviel bei
einigen Einkommensbezügen noch bleibt, nachdem
sie ihre Steuern bezahlt haben, und zwar nicht nur

die Bundessteuern und die zusätzliche Wehrsteuer,
sondern auch die Gemeinde- und Staatssteuern. Da
kann man mir nicht einreden, dass diese Leute
unter einer schweren Steuerlast leiden würden. Ihre
Devise lautet: „Klage, ohne zu leiden". Dem Be-
züger eines Einkommens von 50 000 Franken ver-
bleiben nach Bezahlung all der genannten Steuern
noch 37 000 Franken. Bei 100 000 Franken Ein-
kommen - Herr Bircher interveniert, das ist wahr-
scheinlich ungefähr seine Grenze - zahlt man etwa
35 000 Franken Steuern und es verbleiben 65 000
Franken zur Bestreitung des Lebensunterhaltes. Bei
200 000 Franken Einkommen - das könnte unge-
fähr die Region des Herrn Meili sein— bleiben nach
Abzug sämtlicher Steuern 130 000 Franken zur
Verfügung. Trotzdem wird geklagt, dass die steuer-
liche Progression erdrücke. Das ist einfach lächer-
lich. Wenn man nach dem Grundsatz verfahren
wollte, dass die Steuern nach dem Prinzip der
Gerechtigkeit zu erheben seien, so müsste man
nach unten noch mehr entlasten, als die sozialdemo-
kratischen Vorschläge es erreichen wollen und nach
oben eine schärfere Progression eintreten lassen.

Ich bitte Sie, den Antrag des Herrn Dietschi ab-
zulehnen und dem Antrag des Herrn Perret zuzu-
stimmen.

Hier wird die Beratung abgebrochen.
(Ici, le débat est interrompu.)

#ST# Vormittagssitzung vom 30. Januar 1952
Séance du 30 janvier 1952, matin
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An. 2
Fortsetzung — Suite

Bundesrat Weber: Zu den Zuschlägen auf der
Wehrsteuer sind Ihnen Anträge der Herren Natio-
nalräte Eder, Perret und Dietschi begründet worden.
Ich möchte Ihnen demgegenüber beantragen, am
Vorschlag der Kommission festzuhalten. Die Kom-
mission hat an diesem Artikel 2 eine einzige Ände-
rung vorgenommen, indem sie beschlossen hat, dass
Zuschlagbeträge bis zu 5 Franken nicht erhoben
werden sollen. Es handelt sich bei diesem Beschluss
nicht um einen Betriebsunfall, wie das. Herr Na-
tionalrat Häberlin gestern bezeichnet hat, sondern
dieser Beschluss ist wohl berechtigt. Herr'National-
rat Eder hat gestern erklärt, ich hätte gesagt, dass
ich alle Anträge bekämpfen würde, die von der
bundesrätlichen Vorlage abweichen. Es ist das nicht
ganz richtig. Ich habe erklärt, "dass ich die Kom-
missionsbeschlüsse hier verteidigen werde, denen der
Bundesrat zugestimmt habe.
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f ekt. Ich bitte Sie, dem Antrag der Minderheit zuzu-
stimmen.

Schttlid-Zürich : Ich habe in Gstaad in der Kom-
mission den Vermittlungsantrag eingereicht, Wehr-
steuerzuschläge bis 5 Franken nicht zu erheben.
Man machte mir dort Vorwürfe. Die Freunde von
der sozialdemokratischen Fraktion haben mich als
den „billigen Jakob" bezeichnet. Nun sehen wir,
dass dieser billige Jakob noch zu teuer ist. Die
Mehrheit der Kommission scheint sich langsam zu
verflüchtigen. Es wird jetzt in der Hauptsache da-
für gekämpft, dass diejenigen, die nun in die
3. Skala kämen, entlastet werden. Für die Befrei-
ung der Kleinen hat man kein Interesse.

Ich möchte nochmals für die Befreiung dieser
kleinen Leute sprechen. Man hat mir gesagt, ich
hätte am besten dem Antrag Perret zugestimmt,
denn dort würden auch diejenigen Kreise entlastet,
die bis 10 Franken zu leisten hätten, also die Mehr-
heit der Angestellten. Ich weiss aber, dass es noch
Hunderte von Angestellten gibt, die nur Einkom-
men von 6000 bis 7000 Franken beziehen, und ich
habe die Meinung, dass man bei diesen ruhig den
genannten Zuschlag fallen lassen kann. Ich möchte
nochmals betonen, dass zweifelsohne diese Erhebung
administrative Umtriebe ergeben wird. Das wird
nun zwar bestritten. Wir sagen immer, man solle
verhindern, dass die Bürokratie sich aufblähe und
mehr Angestellte in der Administration verwendet
werden müssen. Aber gerade die Erhebung dieser
kleinen Zuschläge verursacht der Administration
starke Umtriebe. Ein grosser Teil dieser 600 000 bis
700 000 Franken wird wieder durch die Erhebungs-
kosten (Material und Arbeitsaufwand) aufgefressen.

Ich möchte nochmals empfehlen, der Mehrheit
der Kommission zuzustimmen.

Gfütter: Ich möchte mich zum Antrag des Herrn
Dietschi aussprechen und Ihnen empfehlen, diesen
abzulehnen. Herr Dietschi hat von Relationen ge-
sprochen und er ist von l bis über 200 gekommen.
Ich glaube, dass diese Relationen stimmen, ich habe
sie zwar nicht nachgerechnet, aber es ist nicht ent-
scheidend, ob diese Relationen tatsächlich vorhan-
den sind. Wichtig ist, ob, wenn diese Steuern bezahlt
werden von den grossen Einkommensbezügern,
ihnen noch so viel übrig bleibt, dass sie ein anstän-
diges Leben fristen können. Herr Gemperli hat
ebenfalls sein warmes Herz für die Grossverdiener
sprechen lassen und hat sich sogar zur Verkündung
des Grundsatzes verstiegen, man möchte die Steuern
nach den Prinzipien der Gerechtigkeit ansetzen.
Wenn wir nach diesem Prinzip Steuern erheben,
müsste die Progression schärfer werden als sie hier
vorgesehen ist. Wenn ich sage, es sei nicht entschei-
dend wichtig, wie die Relationen sind, sondern was
übrig bleibe, nachdem die Steuern bezahlt sind, so
lässt sich an Hand offizieller Statistiken feststellen,
dass das, was noch übrig bleibt, sehr respektabel
ist, jedenfalls in vielen Fällen respektabler als das,
was ein Einkommen eines Arbeiters oder Angestell-
ten oder eines Beamten ausmacht, bevor davon die
Steuern bezahlt sind.

Ich möchte nur kurz illustrieren, wieviel bei
einigen Einkommensbezügen noch bleibt, nachdem
sie ihre Steuern bezahlt haben, und zwar nicht nur

die Bundessteuern und die zusätzliche Wehrsteuer,
sondern auch die Gemeinde- und Staatssteuern. Da
kann man mir nicht einreden, dass diese Leute
unter einer schweren Steuerlast leiden würden. Ihre
Devise lautet: „Klage, ohne zu leiden". Dem Be-
züger eines Einkommens von 50 000 Franken ver-
bleiben nach Bezahlung all der genannten Steuern
noch 37 000 Franken. Bei 100 000 Franken Ein-
kommen - Herr Bircher interveniert, das ist wahr-
scheinlich ungefähr seine Grenze - zahlt man etwa
35 000 Franken Steuern und es verbleiben 65 000
Franken zur Bestreitung des Lebensunterhaltes. Bei
200 000 Franken Einkommen - das könnte unge-
fähr die Region des Herrn Meili sein— bleiben nach
Abzug sämtlicher Steuern 130 000 Franken zur
Verfügung. Trotzdem wird geklagt, dass die steuer-
liche Progression erdrücke. Das ist einfach lächer-
lich. Wenn man nach dem Grundsatz verfahren
wollte, dass die Steuern nach dem Prinzip der
Gerechtigkeit zu erheben seien, so müsste man
nach unten noch mehr entlasten, als die sozialdemo-
kratischen Vorschläge es erreichen wollen und nach
oben eine schärfere Progression eintreten lassen.

Ich bitte Sie, den Antrag des Herrn Dietschi ab-
zulehnen und dem Antrag des Herrn Perret zuzu-
stimmen.

Hier wird die Beratung abgebrochen.
(Ici, le débat est interrompu.)

#ST# Vormittagssitzung vom 30. Januar 1952
Séance du 30 janvier 1952, matin
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An. 2
Fortsetzung — Suite

Bundesrat Weber: Zu den Zuschlägen auf der
Wehrsteuer sind Ihnen Anträge der Herren Natio-
nalräte Eder, Perret und Dietschi begründet worden.
Ich möchte Ihnen demgegenüber beantragen, am
Vorschlag der Kommission festzuhalten. Die Kom-
mission hat an diesem Artikel 2 eine einzige Ände-
rung vorgenommen, indem sie beschlossen hat, dass
Zuschlagbeträge bis zu 5 Franken nicht erhoben
werden sollen. Es handelt sich bei diesem Beschluss
nicht um einen Betriebsunfall, wie das. Herr Na-
tionalrat Häberlin gestern bezeichnet hat, sondern
dieser Beschluss ist wohl berechtigt. Herr'National-
rat Eder hat gestern erklärt, ich hätte gesagt, dass
ich alle Anträge bekämpfen würde, die von der
bundesrätlichen Vorlage abweichen. Es ist das nicht
ganz richtig. Ich habe erklärt, "dass ich die Kom-
missionsbeschlüsse hier verteidigen werde, denen der
Bundesrat zugestimmt habe.
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Nun hat Herr Nationalrat Eder hier das Prinzip
verteidigt, alle müssten zahlen, alle müssten etwas
an die Lasten beitragen, und dieser Grundsatz
müsse auch hier bei den Zuschlägen zur Wehrsteuer
zum Ausdruck gebracht werden. Man könnte sich
die Frage stellen, ob es sinnvoll sei, dieses Prinzip
durchzusetzen, ob zum Beispiel es sinnvoll sei,
Arbeitsunfähige, Invalide, alte Leute, Arbeitslose,
die öffentliche Hilfe in Anspruch nehmen müssen,
mit der Steuer zu belasten. Aber ich will diese
prinzipielle Frage hier gar nicht erörtern; denn das
Prinzip ist bereits verwirklicht, sogar in weit-
gehendem Masse. Das Prinzip, dass alle etwas an die
Lasten des Staates beitragen müssen, ist erstens ver-
wirklicht bei den Zöllen, es ist zweitens verwirklicht
bei uns durch die Umsatzsteuer. Allein aus diesen
beiden Quellen sind im Jahre 1951 1040 Millionen
Franken eingegangen, eine Belastung von etwas
mehr als einer Milliarde Franken durch Verbrauchs-
steuern, von denen alle mehr oder weniger betroffen
werden. Niemand kann sich dieser Besteuerung ent-
ziehen. Die Gesamtheit wird nochmals, ein drittes
Mal, belastet durch die erhöhte Warenumsatz-
steuer auf Getränken, die in dieser Vorlage ent-
halten ist, und durch die Zollzuschläge, die in Aus-
sicht genommen werden an Stelle der Wiederein-
führung der Warenumsatzsteuer auf Esswaren. Bei
der Wehrsteuer werden jene mittleren Einkommen,
die hier entlastet werden sollen, ebenfalls erfasst,
also ein viertes Mal. Nun möchte ich doch fragen:
Genügt Ihnen das noch nicht, um dem Prinzip der
Allgemeinheit der Belastung Rechnung zu tragen ?
Müssen Sie noch ein fünftes Mal diese gleichen Leute
belasten, und zwar mit Bagatellzuschiägen, die dem
Fiskus wenig einbringen ? Es ist gut, Grundsätze
zu haben und sie zu verteidigen. Aber man kann ein
Prinzip auch zu Tode reiten, und das wäre dann
doktrinär.

Nun gibt es aber auch administrative Gründe
für diese Befreiung. Es lohnt sich nämlich für die
Verwaltung nicht, diese Mehrarbeit zu übernehmen,
um einen relativ bescheidenen Betrag einzubringen.
Ich kann Ihnen sagen, dass schon beim Sonder-
zuschlag zur Wehrsteuer, der im Jahre 1949 erho-
ben wurde, in mehreren Kantonen, darunter in den
grössten (Zürich und Bern) getrennte Zahlungs-
autforderungen erlassen weiden müssten. Es sind
Zehntausende von Formularen verschickt worden
für ganz kleine Beträge, auch unter fünf Franken.
Immerhin hat damals die Steuerverwaltung selbst
gefunden, das lohne sich nicht, und sie hat die
Kantone ermächtigt, auf Bagatellbeträge bis zu
drei Franken zu verzichten. In einzelnen Kantonen
hat man das so durchgeführt, in ändern nicht. Ich
finde, es ist eine ungleiche Behandlung, wenn man
es in einem Kanton durchführt und im ändern nicht,
und dies war gesetzlich nicht einmal berechtigt.
Die zweite Rate des Sonderzuschlages zur Wehr-
steuer wurde damals in allen Kantonen getrennt
erhoben. Es müssten also überall so kleine Beträge
eingefordert werden.

Nun hat die Steuerverwaltung auch schon etwas
abzuklären versucht, wie es sich bei der Erhebung
dieses Rüstungszuschlages verhalten würde. Es ist
sicher, dass besondere Zahlungsaufforderungen nötig
sein werden in allen jenen Fällen, wo der Betrag der
Wehrsteuer tür das Jahr 1952 gleichzeitig mit dem-

Nationalrat - Conseil national 1952

Betrag für 1951 bezahlt wird, um eine gewisse
Zinsvergütung vom Bunde zu erhalten. Dazu werden
aber noch verschiedene Kantone kommen, in denen
die Steuerrechnung für beide Raten gleichzeitig ge-
macht wird. Auch dort wird der Rüstungszuschlag
gesondert erhoben werden. Für eine spätere Er-
hebung steht noch nicht ganz fest, wie sie durch-

-geführt werden kann. Eventuell ist dort eine Zu-
sammenlegung möglich. Aber sicher ist das eine,
dass für die erste Erhebung einige hunderttausend
Formulare gedruckt werden müssten, sie müssten
ausgefüllt und durch die Verwaltung verschickt
werden, und es müssten nachher Posteinzahlungen
für solche Bagatellbeträge erfolgen. Wenn sie nicht
eingehen, müsste man sie eintreiben usw. Ich weiss
nicht, wieviele Beamte damit beschäftigt werden
müssten. Aber sicher ist eines, dass man hier mit
Recht von Bürokratie sprechen könnte.

Die Herren, die den Antrag hier vertreten haben,
man sollte diese Beträge unter fünf Franken ein-
fordern, stehen in der Privatwirtschaft oder ver-
treten diese. Auch ich war bisher in der Privat-
wirtschaft tätig, und ich glaube mit den Herren
übereinzustimmen, wenn ich sage: In einem privat-
wirtschaftlichen Betriebe würde ein solcher Leer-
lauf niemals geduldet. Den würden wir sofort ab-
stellen, weil wir uns sagen müssten, es lohne sich
gar nicht. Es gibt allerhand Leerlauf im öffentlichen
wie im privaten Betrieb, jedenfalls im Grossbetrieb.
Aber wo wir es können, müssen wir diesen Leerlauf
abstellen. Deshalb möchte ich Sie bitten: Zwingen
Sie die Verwaltung nicht zu einem solchen Leerlauf.

Nun noch die weitere Frage: Wer müsste zahlen
oder wer würde durch den Antrag der Kommission
entlastet ? Das sind einmal nach der Statistik der
Wehrsteuer (5. Wehrsteuerperiode) 112 000 Ledige
mit einem Einkommen zwischen 4000 und 50UO
Franken. Diese müssten Rüstungszuschläge von 80
Rappen bis Fr. 1.35 bezahlen, wenn Sie diese Be-
träge einverlangen wollten. Es würden 190 000 Ver-
heiratete betroffen mit einem Einkommen von 5000
bis 6000 Franken, Rüstungszuschlag Fr. 1.20 bis
Fr. 1.75. Ausserdem würden auch Leute betroffen,
die man als Kleinrentner bezeichnet und die ja alle,
die hier anwesend sind, zu schützen vorgeben. Es
wurden in der letzten Wehrsteuerperiode 96 560
Wehrsteuerpflichtige mit Vermögen zwischen 30000
und 50 000 Franken gezählt. Bei einem Reinver-
mögen von 30 000 Franken würde der Rüstungs-
zuschlag 50 Rappen betragen. Sollen wir da ein
Formular verschicken und diesen Betrag einver-
langen ? Bei 35 000 Franken macht es 75 Rappen,
bei 40 000 Franken l Franken, bei 50 000 Franken
Fr. 1.50 Zuschlag aus. Ich glaube, wenn Sie sich das
überlegen, finden Sie, dass der Antrag der Kom-
mission auch aus administrativen Gründen absolut
gerechtfertigt ist. Es würde sonst von den Be-
troffenen direkt als Schikane empfunden. Ich
möchte Sie also ersuchen, den Antrag des Herrn
Nationalrat Eder abzulehnen, sofern er ihn nach
diesen Ausführungen nicht zurückzieht. Der Ausfall
beträgt wohl rund 800 000 Franken, aber die Kosten
wären auch ganz beträchtlich.

Der Antrag Perret geht weiter, er will nicht nur
Beträge bis fünf Franken, sondern bis zehn Franken
frei lassen. Das würde nochmals einen Ausfall von
800 000 bis 900 000 Franken ausmachen. Diese Ent-
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lastung trifft nicht eine so grosse Zahl, sondern un-
gefähr 100 000 Steuerpflichtige, die immerhin Rein-
einkommen zwischen 8000 und 10 000 Franken
haben, wo man sagen kann, dass sie diesen Zuschlag
auch tragen können als Beitrag zur Rüstungs-
finanzierung. Mit administrativen Gründen jeden-
falls könnte man diese Freilassung nicht mehr
rechtfertigen. Wenn ich diesen Antrag des Herrn
Perret, um beim Bild der Milchsuppe zu bleiben,
mit einem Kaffeelöffel abwehre, so muss ich schon
den Suppenlöffel nehmen, wenn ich mich mit dem
Antrag Dietschi befassen muss, denn das ist ein
grosser Brocken.

Der Antrag Dietschi würde einen Ausfall von
jährlich 12 Millionen bringen, und das scheint mir
angesichts der Bedeutung der Vorlage als unan-
nehmbar. Für drei Jahre würde der Ausfall 36 Mil-
lionen ausmachen, und die Vorlage wäre nachher
nur noch ein Torso. Ja, ich möchte noch einen
Schritt weiter gehen und sagen, die Vorlage schiene
mir überhaupt noch mehr gefährdet als bisher,
wenn dieser Antrag angenommen würde.

Nun glaube ich aber auch, dass die Argumenta-
tion der Befürworter dieses Antrages nicht stich-
haltig ist. Ich möchte bitten, auch hier nicht zu
übertreiben. Ich habe in gewissen Zeitungskom-
mentaren gelesen, dass dort von „socialisation à
froid" gesprochen wurde. Davon ist ja gar keine
Rede. Das Hauptargument für diesen Antrag ist
das, man stülpe hier eine Progression auf eine
bereits vorhandene scharfe Progression. Man hat
Spannen erwähnt, die ausserordentlich eindrucks-
voll scheinen. Ich sage „scheinen", denn ich könnte
Ihnen nachweisen, dass man auch bei kantonalen
Steuern, je nachdem, wo man beginnt, mit dem
ersten Satz, phantastische Progressionen heraus-
lesen könnte, vor allem, wenn man die Abzüge in
Betracht zieht und die Belastungen rein für sich
nimmt. Aber diese Progression in der Wehrsteuer
kommt ja gerade daher, dass die Kantone in der
Progression nach oben nicht beliebig weit gehen
können. Herr Nationalrat Gemperli hat selbst das
Stichwort gegeben: Steuerflucht. Wenn ein Kanton
die grossen Einkommen und Vermögen sehr scharf
anfasst, wandern die betreffenden Steuerpflichtigen
in einen Nachbarkanton ab. Deshalb kann und
muss der Bund hier einen gewissen Ausgleich
schaffen. Nur durch den Bund ist es möglich, hohe
Konjunkturgewinne zu erfassen; die Kantone kön-
nen das nicht tun.

Nun hat man mit der hohen Belastung operiert.
Wie steht es mit dieser Belastung durch den
Rüstungszuschlag allein ? Bei einem Arbeitsein-
kommen von 50 000 Franken beträgt er 1,7%. Ist
das eine untragbare Mehrbelastung? Bei einem
Arbeitseinkommen von 100 000 Franken beträgt er
2,8%, sicher keine untragbare Belastung. Bei einem
Vermögen von einer halben Million wird der Ver-
mögensertrag mit 1,4% belastet durch den Rü-
stungszuschlag, bei einem Vermögen von l Million
ist die Belastung des Ertrages 3,3%. Es wird nie-
mand behaupten wollen, dass diese Ansätze etwa
untragbar seien.

Aber man sagt uns, die Totalbelastung komme
in Frage, die Totalbelastung durch die Steuern von
Bund, Kantonen und Gemeinden sei dann eben
doch übermässig gross. Aber auch hier muss man

vorsichtig sein. Ich möchte Ihnen ein paar Angaben
über die Belastung des Einkommens in der Schweiz
und im Ausland bekanntgeben. Die Steuerverwal-
tung hat darüber eine Zusammenstellung gemacht,
wofür sie als Ausgangspunkt für die Schweiz Zürich
genommen hat. Ich nehme an, nicht meinetwegen,
denn ich habe die Steuern im Kanton Bern zu be-
zahlen, sondern weil das offenbar ein typisches
Beispiel ist. Übrigens ist die Belastung im Kanton
Zürich sogar etwas über dem Mittel der Kantons-
hauptorte, jedenfalls bei grösseren Einkommen. Bei
einem Arbeitseinkommen von 30 000 Franken ist
die Gesamtbelastung, Bund, Kanton und Gemeinde
in Zürich 18,4%, in Deutschland 43%, in Öster-
reich 51%, in Italien 31%, in Stockholm 31%, in
Amsterdam 42%, in London 33% und nur in
New York 16%, also 2% weniger als in Zürich.
Aber ich glaube, wenn man den ungefähr gleichen
Betrag nimmt, hat er nicht dieselbe Kaufkraft,,
sondern Sie müssten für New York diesen Betrag;
nahezu verdoppeln, um die gleiche Kaufkraft zu
erhalten.

Bei einem Arbeitseinkommen von 100 000 Fïan-
ken ist die Belastung in Zürich bereits au£ dem
Maximum mit 29%, in Deutschland 5S%, in
Österreich 56%, in Italien 40%, in Stockholm
48 %, in Amsterdam 60 %, in London 58 % und im
New York 30 %. Hier hat New York Zürich bereits
etwas überflügelt.

Sie sehen, die Belastung der hohen Arbeitsein-
kommen in der Schweiz ist sehr viel massiger als
im Ausland.

Beim Kapitalertrag ist das Verhältnis nicht
durchwegs dasselbe, aber trotzdem darf sich die
Schweiz sehen lassen. Nehmen Sie einen Kapital-
ertrag von 10 000 Franken, dann ist die Belastung
in Zürich 30 %, in Stockholm 52 %, in Amsterdam
41 %, in London 28 %, nur in New York ist sie mit
8%% wesentlich niedriger. Bei einem Vermögens-
ertrag von 30 000 Franken beträgt die Belastung
in Zürich 47 %, in Stockholm 80 %, Amsterdam
58 %, London 40 % und New York 16 %, also auch
hier schneidet die Schweiz mit Ausnahme von New.
York recht günstig ab.

Zu diesen Beträgen käme nun als Sondersteuer
der Rüstungszuschlag, der aber auch sehr beschei-
den ausfallen würde, wie ich bereits erwähnt habe.
Nun mache ich aber mit allem Nachdruck auf fol-
gendes aufmerksam: Der Bundesrat hat schon in
seiner ersten Botschaft betreffend Rüstungspro-
gramm seine Einstellung speziell in bezug auf die
Progression bei den Rüstungszuschlägen festgelegt.
Er hat dort in seiner Botschaft gesagt:

„Überdies tragen die progressiv gestaffelten Zu-
schläge der Forderung nach einer Besteuerung der
Übergewinne noch besser Rechnung als proportio-
nale Zuschläge. Im vorgeschlagenen Mass darf eine
zusätzliche Progressionsverschärfung verantwortet
werden, da wirtschaftsschädigende Rückwirkungen
in Anbetracht der bescheidenen absoluten Mehr-
belastung nicht zu befürchten sind. Es ist in diesem
Zusammenhang darauf hinzuweisen, dass die Be-
lastung der grossen Einkommen, insbesondere der
grossen Erwerbseinkommen, in der Schweiz gesamt-
haft noch weit unter den Belastungen in ändern
Staaten liegt, während kleinere Einkommen bei.
uns vielerorts relativ hoch belastet sind."
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Also genau das, was ich Ihnen vorher dargelegt
habe. Es handelt sich beim Vorschlag, einen Pro-
gressionszuschlag -von 10 bis 30% zu erheben, um
eine gewisse Konzession an den Gedanken einer
Übergewinnsteuer in der heutigen Hochkonjunktur.
Ich habe gestern schon darauf hingewiesen, dass
eine Reihe von Staaten besondere Übergewinn-
steuern eingeführt haben.- England beispielsweise
hat eine Surtax, die von natürlichen Personen er-
hoben wird, von einem Einkommen von 2000 Pfund
an aufwärts, ungefähr von 25 000 Franken an.
Diese Surtax geht von 20 bis 50%, 50% wird er-
reicht bei 15 000 Pfund Reineinkommen, daneben
besteht eine Profit tax die von Unternehmungen
erhoben wird, im Ausmass von 50 %. Die Vereinig-
ten Staaten haben eine Excess profit tax, das heisst
eine Übergewinnsteuer von 30 %. 30 % werden weg-
gesteuert von allen Gewinnen, die 85 % der durch-
schnittlichen Gewinne der Jahre 1946/49 überstei-
gen, wobei ein Jahr gestrichen werden kann. Auch
auf den Kapitalerträgnissen liegt eine Übergewinn-
steuer.

Wenn der Antrag von Herrn Nationalrat
Dietschi angenommen würde, wenn also diese Pro-
gression reduziert würde, dann wäre es logisch, eine
Kompensation in irgendeiner Form zu verlangen.
Ich bin überzeugt, dass dann die Forderung nach
einer Konjunktur- oder Übergewinnsteuer in irgend-
einer Form auftauchen würde.

Ich glaube, dass diese Progression auch gerecht-
fertigt ist im Hinblick auf die grossen Gewinne, die
heute gemacht werden. Sie kommen vor allem in
den Börsenkursen zum Ausdruck. Nur ein paar Hin-
weise. Nach der offiziellen Statistik der Schweize-
rischen Nationalbank ist der Index der Aktienkurse,
sämtliche Aktien eingerechnet, vom Dezember 1949
bis Mitte Januar 1952 um 31,8% gestiegen. Der
Index der Industrieaktien allein hat in der gleichen
Zeit eine Erhöhung um 35% erfahren, also noch
um etwas mehr. Das ist der Durchschnitt der In-
dustrieaktien. Es ist interessant, dass der grösste
Teil dieser Kurssteigerungen auf die letzten sechs
Monate entfällt, was zeigt, dass jetzt die eigentliche
Rüstungskonjunktur bei uns in der Schweiz ein-
gesetzt hat. Diese Kurssteigerungen sind m den
allerletzten Wochen seit dem Erscheinen der
Statistik der Nationalbank noch weiter gegangen.
Ich weise hin auf die Börsenberichte der „Neuen
Zürcher Zeitung". Ich gehe also da mit Herrn
Nationalrat Häberlin nicht «inig, dass ich die „Neue
Zürcher Zeitung" nicht als absolut massgeblich für
eine objektive Beleuchtung der Verhältnisse zitieren
möchte. In der Abendausgabe vom letzten Freitag
stand im Börsenbericht der „Neuen Zürcher Zei-
tung": „An Stelle der letzttägigen Zurückhaltung
am Aktienmarkt ist neuer Optimismus getreten.
Banken setzen die Aufwärtsbewegung fort usw."
Ich will jetzt die einzelnen Aktien, die in die Höhe
gegangen sind, nicht zitieren. Im Basler Börsen-
bericht heisst es: „An der heutigen Börse kam es
wieder zu lebhaften Umsätzen bei neuen, zum Teil
sprunghaften Kurssteigerungen, von denen nament-
lich Bankaktien usw. profitierten". Das geschah
also nach den Beschlüssen von Gstaad. Ich glaube
daher, dass sich diese Kreise in keiner Weise er-
schreckt fühlten durch die Beschlüsse unserer Kom-
mission.

Nun hat Herr Nationalrat Dietschi durchblicken
lassen, dass sein Antrag gewissermassen ein Gegen-
stoss sei gegen den Antrag auf Erhebung eines Frie-
densopfers und dass er ihn eigentlich nicht stellen
würde, wenn es zu einem Kompromiss käme. Ich
weiss nicht genau, wie er das versteht, aber ich
nehme an, es handle sich hier einfach darum, dass
wir eine' möglichst breite Front für diese Vorlage
des Bundesrates und des Parlamentes erhalten
sollen, und es scheint möglich zu sein, diese breite
Front zu erhalten, aber nicht mit der Annahme des
Antrages von Herrn Dietschi.

Zum Schluss nur noch eines. Der Bundesrat hat
zweimal, und ich glaube einstimmig, diese Progres-
sion beschlossen. Er hat eine Verschärfung abge-
lehnt. Aber er hat diese Progression bis 30% an-
genommen. Der Nationalrat hat vor einem Jahr
dieser Progression zugestimmt; auch der Ständerat
hat ihr zugestimmt. Wir haben nun schon den Er-
trag der Steuer für ein Jahr verloren. Um so weniger
können Sie heute hinter den damaligen Beschlüssen
zurückbleiben. Ich ersuche Sie deshalb, den An-
trägen der Kommission und des Bundesrates zuzu-
stimmen.

Abstimmung — Vote

Abs. l - AI. l

Angenommen — Adopté

Abs. 2, lit. a - AI. 2, lettre a

Anträge betreffend die prozentualen Rüstungs-
zuschläge:
Für den Antrag der Mehrheit 98 Stimmen
Für den Antrag der Minderheit 60 Stimmen

Anträge betreffend die zuschlagsfreien Beträge:
Eventuell (Nachsatz) - Eventuellement:

Für den Antrag der Mehrheit 106 Stimmen
Für den Antrag der 1. Minderheit 50 Stimmen

Definitiv — Définitivement:
Für den Antrag der Mehrheit 98 Stimmen
Für den Antrag der 2. Minderheit 53 Stimmen

Lit. b, c, d. - Lettre b, c, d

Angenommen — Adoptés

Abs. 3 - AI. 3

Angenommen — Adopté

Art. 2bis (neu)
Minderheit

(Bringolf-Schaffhausen, Bratschi, Graber, Grütter,
Oprecht, Perret, Spühler) :

Die Kantone erheben auf Rechnung und unter
Aufsicht des Bundes nach Massgabe dieses Be-
schlusses ein Friedensopfer. Gegenstand des Frie-
densopfers sind das Reinvermögen der natürlichen
Personen, nach Abzug eines Betrages von 50 000
Franken, und das Reinvermögen der juristischen
Personen. -Für natürliche Personen, die jährlich
weniger als 100 Franken bezahlen, ist der steuerfreie
Betrag bis auf 100000 Franken zu erhöhen. Mass-
gebend ist das für die Wehrsteuerperiode 1951/52
ermittelte Reinvermögen.
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